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DIE DEMOKRATIE 
MUSS VON ZEIT ZU 
ZEIT IN BLUT GE­
BADET WERDEN! 
(PINOCHET)



Es herrscht Ordnung in Santiago. Sic wird 
gesichert von Maschinenpistolen, von Be­
waffneten, die jedes Öffentliches Gebäude, 
jede Behörde bewachen, die Straßensper­
ren errichten, Autos durchsuchen, Gefäng­
niswagen begleiten. Ab 23 Uhr behüten 
sie den Schlaf der 3,5 Millionen, die dann 
in ihren Häusern eingesperrt sind bis zum 
anderen Morgen.

Gegen Geräusche sind die neuen “Stadt­
väter” von Santiago empfindlich. Der neue 
Bürgermeister von Santiago, ist ein Oberst. 
Er heißt Herinan Sepulveda Canac und re­
giert durch Erlasse. Ebenso wurden Uni­
versitäten und Großbetriebe, die wichtig­
sten Ministerien und Behörden mit Mili­
tärs der verschiedensten Ränge besetzt.
Sie alle regieren per Erlaß.

Oberst Canas hat ungebührliches Hu­
pen verboten. Er will die Nerven der Bür­
ger von Santiago schonen. Die Militär- und 
Polizeifahrzeuge, die nachts lärmend durch 
die Straßen sausen, peitschende Schüsse 
stören den Schlaf des alcaldo, des Oberst- 
Bürgermeisters, nicht. Sie sichern nur die 

'ii^ihdnung, die er errichten half.
In der Morgenzeitung ließt man dann, 

eine Terrorgruppe habe versucht, ein Mu­
nitionsdepot oder ein anderes wichtiges 
Gebäude zu überfallen. Ausgerechnet wäh­

rend der Sperrstunden, in denen die Stras­
sen leergefegt sind und von den einzigen 
Terroristen, die es wirklich in Chile gibt, 
den Wachhunden der Militärjunta scharf 
kontrolliert werden. Die Listen der Toten 
werden nachgeliefert. Die meisten von 
ihnen wurden aus den Arbeitervierteln 
aus ihren Wohnungen gezerrt und ohne 
Anklage, ohne Gerichtsverfahren umge- 
legt.

Niemand weiß genau, wie viele bisher 
ermordet wurden. Die offizielle Zahl von 
einigen hundert nannte Admiral Merino 
holländischen Fernsehlcuten. Als sie ihm 
vorhielten, dies werde ihm doch keiner 
abnehmen, entschlüpfte ihm die Zahl 
3.500. Die Junta verlangte bisher vergeb­

lieh, ihr diesen Farbfilm auszuliefern, um 
die Wahrheit zu ersticken. Inzwischen wer­
den ganz andere Zahlen genannt. In Ge­
werkschaftskreisen schätzt man: 10 bis 
15.000. Noch ist es unmöglich, die Opfer 
in den “roten” Städten des Nordens, Iqui- 
que und Antofagsta, der Industriestadt 
Valparaiso und den vielen Dörfern zu zäh­
len.

Die Ohren der Militärs sind völlig taub 
gegen die Schreie der Gefolterten. Priester 
berichten von geschundenen und gequäl­
ten, elektrisch gefolterten, zu Krüppeln ge­
schlagenen Männern und vergewaltigten, 
zum Wahnsinn getriebenen Frauen und 
Mädchen, ja 12jährigen Kindern, noch müs­
sen sie schweigen, aber sie sind entschlos­
sen, eines Tages zu reden. Dies wird ein 
schwarzer Tag für die Folterknechte der 
Militärjunta sein und für alle, die ihr helfen, 
die Wahrheit zu unterdrücken. In den Bot­
schaften und in den Wohnungen der Bot­
schafter haben über tausend Menschen Zu­
flucht gesucht. Sie mußten fürchten, er­
schossen, gefoltert oder in eines der vielen 
Konzentrationslager gesteckt zu werden.

Nur wenige Botschaften, die chinesi­
sche und die amerikanische, aber auch die 
englische und japanische, haben ihre Tore 
Fortsetzung auf Seite 38
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ERKLÄRUNG ZUM 
AUSBILDUNGSVERBOT 
(UNI MARBURG)

Die Fachgruppe Hochschule der GEW 
legte dem Landesvorsitzenden der GEW 
Hessen, G. Ludwig, folgende Erklärung 
mit der Bitte um Veröffentlichung vor.
Da dieser ablehnte, hält es der diskus für 
seine Pflicht, diese unterdrückte Nach­
richt bekanntzugeben.

Die Fachgruppe Hochschule im Lan­
desverband Hessen der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft (GEW) hat 
Kenntnis von Ausbildungsverboten im 
Fachbereich Psychologie der Universität 
Marburg.

Im Juni dieses Jahres sind durch das 
zuständige Organ der Universität Marburg 
für drei Diplom-Psychologen Graduierten­
stipendien befürwortet worden. Der Aus­
schuß konnte sich bei dieser Entscheidung 
stützen auf positive gutachtliche Äuße­
rungen von Hochschullehrern und über­
durchschnittlichen Leistungen der Kandi­
daten.

Der Dekan des Fachbereichs Psycho­
logie, Professor Kalveram hat gegen diese 
Beschlüsse Einspruch zuerst beim Präsi­
denten der Universität, dann beim Hessi­
schen Kultusminister erhoben, und hat 
damit erreicht, daß im Hause des Hessi­
schen Kultusministers sich die endgültige 
Bewilligung bis in diese Tage hinein ver­
zögert.
Allen drei Kandidaten gemeinsam ist, 
daß der Arwurf mangelnder Qualifika­
tion sowohl durch die Sachkompetenz 
des Förderungsausschusses, als auch 
durch die Examensnoten und Gutachten 
der Bewerber zurückgewiesen werden 
kann. Gemeinsam ist diesen Bewerbern 
aber auch, daß sie als gewählte Studen­
tenvertreter der Studentengruppe Sparta­
kus in verschiedenen Organen der Univer­
sität und deren Studentenschaft gearbei­
tet haben, gemeinsam ist ihnen die Mit­
gliedschaft in der GEW; auch, daß es sich 
um Mitglieder der DKP handelt. Eine ex­
plizit politische Begründung Prof. Kalver- 
ams liegt nicht vor. Doch reiht sich seine 
Intervention zu lückenlos ein in das Instru­
mentarium rechtsliberaler und konserva­
tiver Hochschulkräfte, neue Formen der 
Unterdrückung und Einschüchterung der 
hochschulpolitischen Opposition an den 
Hochschulen ist es eine Frage grundsätz­
licher Bedeutung, im Windschatten des 
Berufsverbotserlasses angesiedelte Ver­
suche der Ausbildungsbehinderung zu 
bekämpfen.

„Der Fachgruppen-Ausschuß Hoch­
schulen sieht die Aktivitäten des Dekans 
Kalveram im Zusammenhang mit reaktio­
nären Tendenzen des Hochschulrahmen­
gesetzes, das Institut der Promotion als 
politische Barriere gegen den fortschritt­
lichen wissenschaftlichen Nachwuchs ein­
zurichten. Diese Tendenz wird unterstützt 
von jenen, die sich irrationale Auswahl­
kriterien und persönliche Abhängigkeits­
verhältnisse zu rück wünschen. Der Vor­
stand der Fachgruppe-Hochschule sieht 
ebenfalls den Zusammenhang zu inner­
hessischen Bestrebungen, die Gremien­
verfassung des Hessischen Universitäts­
gesetzes um entscheidende Mitbestim­
mungskompetenzen zu bringen.”
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RESOLUTION DER 
DEMOKRATISCHEN 
OPPOSITION IM KONVENT 
(UNI FRANKFURT)

Die demokratische Opposition im Kon­
vent verurteilt die empörenden Maßnah­
men des Präsidenten, sämtliche Veranstal­
tungen für das erste bis vierte Semester 
am FB12 abzusetzen und über 70 Tuto- 
ren wegen ihrer Solidarisierung mit von 
Kündigung bedrohten Tutoren des FB 2 
anzudrohen, sie ebenfalls zu entlassen.

Nachdem der Versuch gescheitert war, 
den berechtigten studentischen Protest 
gegen das Vorgehen von Herrn Engels und 
der Universitätsspitze (vgl. dazu die Stel­
lungnahme der DO vom Dez. 73) durch 
Polizeieinsatz zu brechen, eskalierte 
Kantzenbach den Konflikt weiter durch 
den Abbruch der Lehrveranstaltungen 
am FB 2. Die Verantwortung für diese 
neue Stufe der Eskalation trifft allein den 
Präsidenten, denn es handelte sich kei­
neswegs um die einzige ihm verbliebene 
Handlungsmöglichkeit, wie die Stellung­
nahme des Dekans des FB 2, Fleischmann 
vom 17.1.74 zeigt. Kantzenbach ist offen­
sichtlich an einer Lösung des Konflikts 
nicht interessiert. Das Einvernehmen von 
Herrn Fleischmann für die von ihm ge­
troffenen Maßnahmen hat Kantzenbach 
nur gewaltsam erzielen können, indem er 
ihm die Alternative: Polizeieiasatz in der 
Engelsvorlesung mit den zu erwartenden 
Verletzungen bei einer Saalschlacht oder 
Abbruch aller Lehrveranstaltungen auf­
nötigte. Die von Herrn Fleischmann vor­
geschlagene Alternative der Einstellung 
der Vorlesung von Herrn Engels und Ein­
tritt in einen gesamtuniversitären Diskus­
sionsprozeß über Verhaltensweisen in 
Lehrveranstaltungen schob Kantzenbach 
mit einer scheinjuristischen Begründung 
beiseite: Die Vorlesung von Herrn Engels 
könne wegen der “Unfehlbarkeit der 
Lehrfreiheit” nicht isoliert abgesetzt wer­
den. “Unteilbarkeit der Lehrfreiheit” 
wird dabei ohne Begründung als ein Rechts 
Rechtsgut behandelt, das zu dem gegen­
über der Lernfreiheit der Studenten in 
den anderen Veranstaltungen des Grund­
studiums des FB 2 Vorrang habe. In 
Wahrheit enthält diese Begründung den 
Versuch, die Hochschullehrer auf juristisch­
administrativem Wege zur Solidarisierung 
mit dem umstrittenen Verhalten eines 
ihrer Kollegen zu zwingen.

Eine solche Begründung setzt zudem 
voraus, daß es sich bei dem gegenwärti­
gen Konflikt an unserer Universität auf 
einen Angriff auf die individuelle Lehr­
freiheit, auf die von Herrn Engels und 
der Notwendigkeit ihrer Verteidigung 
gegen “radikale Minderheiten” beruhe.

Diese Darstellung des Präsidenten und 
der Presse entstellt die Tatsachen: sie ist 
zudem Teil der Eskalationspolitik, die 
von der Universitätsspitze geführt wird.
Diese Politik versucht planmäßig, die 
politische Auseinandersetzung um die 
Abgrenzung von Lehr- und Lernfreiheit 
so zu führen, daß die jeweils opponieren­
den Studenten immer schon als Rechts­
brecher und damit tendenziell als Krimi­
nelle erscheinen, so daß nach außen hin 
jede Gewaltmaßnahme gegen sie gerecht­
fertigt werden kann. Kantzenbachs For­

mulierungen “Rollkommando kommu­
nistischer Studenten” , “fanatisierte Stör­
trupps”, “Methoden, die an den Beginn 
der Naziherrschaft erinnern” zeigen dies 
Bemühen deutlich.

Der Versuch, eine kleine Minderheit 
von “Rechtsbrechern” von der großen 
“Masse der arbeitswilligen Studenten” zu 
trennen, wirkt allerdings mehr als pein­
lich angesichts des Ausmaßes der Solidari­
sierung innerhalb der Studentenschaft, 
das sogar die FAZ (v. 22.1.74) zu dem 
Ausspruch veranlaßte, von einer kleinen 
radikalen Minderheit könne nicht die 
Rede sein.

Den Gipfel der Eskalation freilich bil­
det die Androhung, über 70 Tutoren aller 
Fachbereiche zu entlassen, weil sie sich 
mit fünf Tutoren am Fb 2 solidarisiert 
haben. Diese fünf hatten mit Prof. Gabler 
vereinbart, daß dieser gegen diskutierende 
Studenten keine Strafanzeigen stellen 
werde. Nachdem Herr Gäbler in seiner 
Veranstaltung vom 10.1.74 expÜzit einem 
Studenten eine Strafanzeige angedroht 
hatte, wenn dieser nicht sofort “sein Maul 
halten” werde, kündigten die fünf Tutoren 
ihre Mitarbeit mit ihm auf, falls er diese 
Drohung wahrmache. Ihre Tutorien w o llj^  
ten sie jedoch weiterführen. Diesen T u tc^ P  
ren drohte Kantzenbach am 21.1. die frist­
lose Kündigung an, falls sie ihre Äußerung 
nicht widerriefen, das diese “ den Tatbe­
stand einer gemeinschaftlich versuchten 
Nötigung” erfülle.

Am 23.1. erfolgte die fristlose Kündi­
gung. Nach einem Ausspruch von Vize­
präsident Krupp steht nun zu erwarten, 
daß die sich solidarisierenden Tutoren j 
ebenfalls entlassen werden sollen. Dies 
ist ein Angriff auf die Lehrfreiheit aller 
Lehrenden — nicht nur der Tutoren!
Jeder Lehrende wird in Zukunft bei po­
litisch mißliebigen Äußerungen und Soli­
daritätsbekundungen mit Disziplinarver­
fahren zu rechnen haben, weil er etwa 
ein Organ der Universität oder seine 
Kollegen “nötigen” wollte. Die Ausübung 
des Koalitionsrechts wird dann an der 
Universität Frankfurt zu einem kriminel­
len Delikt.

Es zeigt sich, daß jetzt in der Tat die ätoj 
Lehr- und Lernfreiheit beeinträchtigt 
ist — nicht nur für das Ende dieses Seme­
sters sondern auch für die Zukunft. Dem 
Teil der Lehrenden, der es ernst meint 
mit einer fortschrittlichen Studienreform 
wird es durch die Politik des Präsidenten 
unmöglich gemacht, mit ihm und den ihn 
umterstützenden Gruppen in Zukunft 
zusammenzuarbeiten. Allen fortschritt­
lichen Kräften an dieser Universität droht 
die gewaltsame politische Disziplinierung 
mit dem Mittel der obengenannten Dro­
hung mit Disziplinarmaßnahmen.

Darin wird deutlich, das der Präsident 
unter “Hochschulreform” versteht: 
die Unterdrückung fortschrittlicher Lehr- 
und Studienformen.

Für die Listen der Demokratischen Oppo­
sition im Konvent der Universität 
Frankfurt:

gez. Prof. Dr. H. Schnädelbach 
gez. Doz. Dr. G. Boege 
gez. wiss. Bediensteter J. Weiß 
gez. Stud. M. Krawinkel
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Bundesgerichtshof: KPD ist eine Partei 
Der Bundesgerichtshof stellte in einer 

Entscheidung fest, daß die KPD keine 
“kriminelle Vereinigung” ist, sondern ei­
ne politische Partei.

Die neue KPD (nicht identisch mit 
der 1956 verbotenen KPD, sondern eine 
“maoistische” Neugründung) wird dem­
nächst das Bonner Parlament beschäfti­
gen. Gegenüber der Bundespressekonfe­
renz lehnte Regierungssprecher Armin 
Grünewald eine Bewertung des Karlsru­
her Urteils mit dem Hinweis ab, daß der 
Wortlaut des Urteils noch nicht vorliege 
und daß es hierüber hinaus derzeit keinen 
aktuellen Anlaß zu einem Kommentar 
gebe.

CDU-Vorstandssprecher Wille Weis- 
kirch meinte am Freitag, in den Augen 
der CDU sei die neue KPD eine,, in ihrer 
ideologischen Programmatik und politi­
schen Praxis” gefährliche Gruppe, die 
man scharf ablehnen müsse.

KPD: Wir beteiligen uns an Wahlen
Die beiden Mitglieder d5s Zentral­

komitees der KPD, Jürgen Horlemann 
und Christian Seniler, erklärten gegen­
über dpa: „ Die Anerkennung der demo­
kratischen Rechte durch den bürgerlichen 
Staatsapparat ist als Folge unseres ge­
wachsenen Masseneinflusses zu verstehen.” 
Das Urteil drücke aus, daß es die Bour­
geoisie nicht wage, die marxistisch-leni­
nistische Kräfte, die Teil der Arbeiterklas­
se und des werktätigen Volkes seien, zu 
verbieten. Die neue KPD werde ihren 
Kampf gegen die „arbeiterfeindliche” 
Brandt-Regierung” unbeirrt fortsetzen 
und sich, wie geplant, an parlamentari­
schen Wahlen beteiligen.

DKP: ohne KPD-Verbot Spaltung der 
Arbeiterklasse

Vom Vorstand der Deutschen Kom­
munistischen Partei (DKP) wurde die Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs verur­
teilt. In der Stellungnahme des Düssel­
dorfer Parteipräsidiums heißt es unter 
anderem, dieser Beschluß beweise erneut, 
„daß die herrschenden Kreise in der ßun-
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desrepublik maoistische, trotzkistische 
und anarchistische Gruppierungen brau­
chen und nutzen, um mit ihrer Hilfe den 
Antikommunismus und Antisowjetismus 
zu beleben, Spaltung in die Arbeiterklas­
se hineinzutragen und sie zu diskreditie­
ren.” Die Entscheidung mache das “Zu­
sammenspiel der maoistischen Gruppe 
von Provokateuren und Staatsorganen” 
deutlich.

Inflation senkt Lebensstandard
Aufgrund der enorm steigenden Fleisch­

preise ist die Masse der Deutschen vom 
Einkommen her nicht mehr in der Lage, 
den Verzehr von Lebensmittel wie ge­
wohnt beizubehalten: 1973 pro Kopf 
5 % weniger als im Vorjahr oder: fast zwei 
Pfund weniger Fleisch als im Jahr zuvor 
haben die Bundesbürger 1973 verzehrt.
Wie die Zentrale Markt- und Preisberichts­
stelle (ZMP) in Bonn mitteilte, belief sich 
der Fleisch verzehr auf durchschnittlich 
78,7 Kilogramm nach 79,6 Kilogramm im 
Jahr zuvor.

Bulle entführt
Einen Bullen haben Unbekannte, wie 

erst jetzt bekannt wurde, zwischen dem 
3 1. Oktober und dem 2. November aus dem 
Großviehstall des Schlacht- und Viehhofs 
am Deutschherrnufer entführt. Der Bulle 
soll ein Lebendgewicht von 578 Kilogramm 
haben und zweitausend Mark wert sein.

Knut Müller: “Demonstrationsverbot 
kaum durchsetzbar”

Wasserwerfer, Schlagstöcke und Trä­
nengas wurden an der Hauptwache gegen 
persische und deutsche Studenten einge­
setzt, die trotz Verbot gegen das Schah- 
Regime in Iran demonstrierten. Bilanz 
der verbotenen Kundgebung, an der nach

Angaben des AStA etwa 2000 und nach 
Schätzungen der Polizei rund 600 De­
monstranten teilnahmen: mehrere Leicht­
verletzte, vier vorläufige Festnahmen 
und „Sieg” der Demonstranten über eine 
resignierte Polizei, die das auf Wunsch des 
Bonner Außernministeriums erlassene 
Demonstrationsverbot nicht durchsetzen 
konnten.

Polizeipräsident Knut Müller am Nach­
mittag: „Demonstrationsverbote für 
den Fußgängerbereich im Zentrum der 
Stadt sind nicht mehr sinnvoll, da sic mit 
Polizeimittcln nicht durchgesetzt werden 
können.” Der Allgemeine Studentenaus­
schuß der Johann-Wolfgang-Goethe-Uni- 
versität erklärte in einer Stellungnahme 
noch am gleichen Tage, die Polizei habe 
„ein Schauspiel der Hilflosigkeit gebo­
ten” .

Die Demonstration war vom Polizei­
präsidenten verboten worden, nachdem 
das Bonner Auswärtige Amt interveniert 
hatte. Bonner Politiker befürchteten, die 
Frankfurter Anti-Schah-Kampagne, die 
von der Studentenorganisation C’ISNU 
organisiert war, könnte Bonns diploma­
tische Beziehungen zum Herrscher die­
ses Öllandes trüben.

Das politische Verbot, juristisch be­
gründet mit der ordnungsrechtlichen Be­
fürchtung, es seien Gewaltmaßnahmen 
und „Beleidigungen eines ausländischen 
Staatsoberhauptes zu erwarten” , brachte 
die Frankfurter Polizei in die Situation, 
ihre Maßnahmen als “Bürgerkriegsmanö­
ver” skandiert zu hören.

Während drei Wasserwerfer vergeblich 
versuchten, Gruppen auseinanderzutrei- 
ben, die sich als Demonstranten zu erkeiÄP 
neu gegeben hatten, wurden an anderen 
Stellen ungestört Volksreden gehalten. 
Iranische Studenten berichteten über 
Megaphon von Folterungen und Erschie­
ßungen unter dem Schah-Regime.

Gewaltmaßnahmen und „beleidigende 
Plakate” , juristischer Grund für das De­
monstrationsverbot, blieben auf der Zeil 
aus. Bedrohlich wurde die Situation ge­
gen Ende der Demonstration allein am 
Stein weg. Ein Demonstranten-Grüpp- 
chen, auf dem Weg durch die Fußgän­
gerstraße, wurde von Polizisten aufge­
halten und sollte auseinandergetrieben 
werden. Ein Augenzeuge berichtete: „Die 
Beamten stürmten plötzlich los und dräng­
ten einen Teil der l5emonstranten in die 
Passage zum Roßmarkt hin. Es flogen 
Steine, Beamte griffen sich einzelne aus 
der Menge und prügelten sie in der Pas­
sage. Ein Beamter zog seine Tränengas­
pistole und drückte ab.”

Ein Frankfurter Pressefotograf er­
zählt: ,, Ich rannte mit in die Passage, 
um zu fotografieren — hinter den Poli­
zisten her. Plötzlich stürzte sich ein 
Trupp auf mich, prügelte mir auf den
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Kopf und auf die Schultern. Wir rannten 
auf die Straße. Sie warfen mich zu Bo­
den und traten mir in die Nieren.” 

Polizeisprecher Neitzel: „Am Stein­
weg kamen einige Beamte in die Situa­
tion, einer Übermacht von Demonstran­
ten gegenüberzustehen. Darum mußte 
hier vereinzelt mit dem Schlagstock und 
mit Tränengas operiert werden.”

Der Vorsitzende der Frankfurter Jung­
sozialisten, Armin Kleist, forderte in einer 
Stellungnahme den Rücktritt des für das 
Demonstrationsverbot verantwortlichen 
hessischen Innenminister Hanns-Heinz 
Bielefeld. „Das Verbot der CISNU-Demon- 

^^ tra tio n  war klar verfassungswidrig. Ein 
'^Innenminister, der verfassungsmäßige Rech­

te derart leichtfertig außer Kraft setzt, ist 
für einen demokratischen Rechtsstaat un­
erträglich.” Zum wiederholten Male for­
derten die Jusos außerdem den Rücktritt 
von Polizeipräsident Knut Müller.

CISNU-Demonstration verboten
Drei Tage nach der von der Polizei ge­

waltsam aufgelösten Demonstration ge­
gen das „faschistische Schah-Regime” 
im Iran hat die Frankfurter Poliezi- und 
Ordnungsbehörde eine zweite von der 
Konföderation Iranischer Studenten an­
gemeldete Kundgebung verboten. Trotz 
des Verbots wollen sowohl die CISNU 
als auch andere Gruppen “auf alle Fälle” 
auf der Durchführung der Veranstaltung 
bestehen.

Der Frankfurter Polizeipräsident Knut 
Müller sagte, daß „auf Grund der Vorfäl­
le am vergangenen Mittwoch eine erneu- 

^fcic Demonstration die öffentliche Sicher- 
^^Pneit und Ordnung unmittelbar gefährden 

würde” .
Entscheidend für das Verbot seien 

nicht zuletzt die Vorwürfe gegen die Bun­
desrepublik gewesen, daß man Arbeiter 
und Studenten aus dem Iran den faschi­
stischen Henkern” ausgeliefert habe.
„ Dies ist eine strafrechtlich relevante 
Beleidigung von Verfassungsorganen der 
BRD” , sagte Polizeipräsident Müller, „und 
einen solchen Verfassungsbruch können 
wir uns nicht gefallen lassen.” Die bereits 
gestern von verschiedener Seite geäußer­
te Vermutung, die , politische Begründung 
des Verbots”sei letztlich vor dem Hin­
tergrund der Energiekrise und der von 
Iran zugesagten Öllieferungen zu verste­
hen, wurde am Freitag auch von offiziel­
ler Seite bestätigt.

Wie in Bonn bekannt wurde, ist die 
Demonstration der Studenten am ver- 
ganenen Montag in Frankfurt au f Vor­
schlag des Bonner Aussenministeriums 
verboten worden. Das Auswärtige Am t 
hat sich auch gegen die für Samstag ge­
plante Demonstration in Frankfurt ge­
wandt. In Bonner Regierungskreisen 
wird die Auffassung vertreten, daß sich

i
Demonstrationszüge mit Sicherheit auf die 
Beziehungen zum Iran auswirken müßten. 
Da der Iran in der Energiekrise Verständ­
nis für die Lage und die Interessen der 
Bundesregierung gezeigt habe, könne der 
Bundesrepublik an schlechten Beziehun­
gen zum Iran nicht gelegen sein.

Das Auswärtige Am t in Bonn machte 
keine Angaben darüber, ob die iranische 
Regierung wegen des Kongresses und der 
Demonstration bei der Bundesregiemng 
vorstellig geworden ist. In jedem Fall 
treffe die Bundesregierung ihre Entschei­
dungen in eigener Souveränität und Ver­
antwortung, erklärte ein Sprecher des Aus­
wärtigen Amtes. Der Kongreß der Irani­
schen Studentenkonföderation CISNU 
in Frankfurt darf nach Auffassung der 
Bundesregierung die Interessen der Bun­
desregierung nicht beeinträchtigen. Wie 
der Sprecher des Auswärtigen Amtes, 
Rüdiger von Pachelbel, am Freitag in 
Bonn sagte, galt für das Treffen der ira­
nischen Studenten das gleiche, was für 
alle anderen ausländischen Studenten in 
der Bundesrepublik gelte.

Der Vorsitzende der Frankfurter Jung­
sozialisten Erhard Polzer bezeichnete das 
„auf Veranlassung des Auwärtigen Amtes 
erfolgte Verbot” als „einen ungeheuerli­
chen Akt, der keine Parallele in den zu­
rückliegenden Jahren hat. Das grundsetz- 
lich verbürgte Recht auf Versammlungs­
freiheit werde in diesem Fall mit „Füßen 
getreten und außer Kraft gesetzt, während 
das terroristische und faschistische Schah- 
System die Unterstützung der Bundesre­
gierung erhält.” Wenn verfassungsmäßige 
Rechte in der BRD heute aufgrund wirt­
schaftlicher Überlegungen derart schnell 
außer Kraft gesetzt werden können, muß 
man ernsthaft die Frage nach dem Zu­
stand der bundesrepublikanischen De­
mokratie stellen” , erklärte Polzer. Trotz 
des Verbots forderten auch die Frank­
furter Jusos alle „bewußten Demokraten” 
auf, sich an der Demonstration zu betei­
ligen.

Auch die Unterbezirksdelegierten- 
Konferenz der Frankfurter Jusos verur­
teilte am Freitag „den verfassungswie- 
drigen Knüppeleinsatz durch FDP-Mini- 
ster Bielefeld und die reaktionäre Be­
gründung des Verbots durch Oberbürger­
meister Rudi Arndt.” Gleichzeitig for­
derte die Delegierten-Konferenz des Un­
terbezirks alle Jusos auf, sich am Sam­
stag an der Demonstration zu beteiligen.

Chile: Internationale Solidarität? ?
Nach dem Putsch gegen die Regierung 

unter Salvador Allende ließ die Militär­
junta tausende liquidieren und zehntau- 
sende verhaften. In den Gefängnissen stan­
den bestialische Folterungen und Verge­
waltigungen auf der Tagesordnung. In chi­
lenischen Städten und Dörfern wurde je­

des Haus durchsucht. Während der Wider­
stand organisiert und der bewaffnete 
Kampf aufgenommen wurde, mußten man­
che Genossen — insbesondere Ältere, aber 
auch Kinder und Frauen — vor den Hä­
schern gerettet werden.

Bürgerlich-demokratische Systeme ha­
ben mit dem Asylrecht ein Mittel zur Li­
quidierung der Härtefälle bei politischen 
Veränderungen entwickelt. Daß dieser Not­

ausgang im Falle Chile nur ungern offen­
gehalten würde, war zu erwarten. Die Ver­
weigerung der Hilfe an Asylsuchende durch 
die Botschaften Englands, Frankreichs und 
der USA konnte nicht überraschen, ebenso­
wenig wie die ständigen Interventionen 
Genschers gegen die Einreise von Exil­
chilenen.

Die Arbeiterbewegung hat zur Vertei­
digung und Vertretung der Interessen der 
gesamten Bewegung wie auch jedes Ein­
zelnen das Mittel der Solidarität entwik- 
kelt. Daß seine Anwendung zur Rettung 
verfolgter Genossen durch sich als “sozia­
listisch” verstehende Regierungen eine 
Selbstverständlichkeit ist, schien außer 
Zweifel. Dennoch lehnten die von kom­
munistischen Parteien regierten Länder — 
und diesmal in seltener Eintracht sowohl 
die Peking- als auch die Moskau-Fraktion — 
die Rettung von Chilenen ab. Lediglich 
die DDR und Cuba zeigten sich bereit, je

5
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50 Flüchtlinge (BRD:500) aufzunelunen, 
und das nur „vorübergehend” . Alle ande­
ren osteuropäischen Länder lehnten selbst 
dies ab. Doch während die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten hilfesuchenden 
wenigstens noch ihre exterritorialen Bot­
schaftsgebäude in Santiago öffneten, woll­
te die Botschaft der VR China nur einen 
Asylsuchenden auf ihr Gelände lassen: den 
“einzigen Marxisten-Leninisten” Santia­
gos. Aber der wollte doch dann auch nicht 
mehr. “Hoch die internationale Solidari­
tät” . Ob das die Genossen von Spartakus, 
SHB, KSV und KSB künftig ohne schlech­
tes Gewissen werden rufen können? Of­
fensichtlich ja, denn:

“Es gibt keine unklaren Punkte in der 
Außenpolitik der VR China. Die Unklar­
heiten entstehen dadurch, daß sich die 
Kommunisten außerhalb Chinas noch 
nicht genügend Gedanken über die Prin­
zipien dieser Außenpolitik gemacht 
haben ” (Kommunistische Volkszei­
tung 22.11.1973).
Ach so.

Hungerstreik
Rund 50 Sympathisanten und Angehö­

rige des Komitees Europa-Lateinamerika 
(KELA) traten zu Weihnachten 1973 in 
einen fünftägigen Hungerstreik, um gegen 
die Behinderung der Ausreise chilenischer 
Flüchtlinge in die Bundesrepublik durch 
Innenminister Genscher zu protestieren.

Wie auf einer Pressekonferenz von 
Amnesty International mitgeteilt wurde, 
hintertreibt das Bundesministerium die 
Rettung verfolgter Chilenen, unter denen 
“Tupamaros” und “Berufsrevolutionäre”

vermutet werden. Nach Aussagen des 
SPD-Linken Staatssekretär Matthöfer hatte 
Genscher den Abflug von zwei Jets nach 
Santiago verhindert, die insgesamt rund 
500 Flüchtlinge in Sicherheit bringen soll­
ten. Ein Jumbo-Jet und eine Boeing 7 07 
waren bereits gechartet.

Ist dem obersten Verfassungsschützer 
Genscher ein Artikel 16 des Grundgeset­
zes entfallen? “Politische Verfolgte ge­
nießen Asylrecht” .

20 Jahre Gefängnis für spanische Gewerk­
schaftler

Zu den Merkwürdigkeiten des faschi­
stischen Spanien gehört nicht zuletzt seine 
gewerkschaftliche Organisationsreform. 
Eine Organisationsform mit Zwangsmit­
gliedschaft. Eine Organisationsform, die 
Arbeiter und Unternehmer in einer, in der­
selben Organisation zusammenfasst. Getreu 
dem Motto ”wir sitzen alle in einem Boot” 
fallen die Gewerkschaften und Arbeitgeber­
verband, nach Branchen säuberlich ge­
trennt, zusammen. Tarifkonflikte dürfte 
es daher nicht geben, da es ja keine Ta­
rifparteien gibt.

Dennoch kommt es in Spanien immer 
wieder zu Streiks und Arbeitskämpfen, 
weil die Arbeiter “illegal” Organisations­
formen gebildet haben, die ihre Interessen 
gegenüber den Unternehmern vertreten. 
Diese ihre Organisationsformen nennen 
die spanischen Arbeiter “comisiones ob- 
reras” , Arbeiterkommissionen. Die Mit­
glieder der Arbeiterkommissionen — von 
den meisten Unternehmern aufgrund 
ihrer realen Stärke und Basis längst als 
Verhandlungspartner akzeptiert — werden 
vom faschistischen Staat grausam verfolgt. 
In Schnellgerichtsverfahren wurden am 
29.12.73 wieder zehn Mitglieder der Ar­
beiterkommissionen zu Gefängnisstrafen 
zwischen 12 und 20 Jahren verurteilt.

Volkshochschule Offenbach:
Kündigung für sechs Tutoren

Allen sechs Tutoren des Erzieherinnen­
seminar der Volkshochschule Offenbach 
ist am 21. Dezomber vergangenen Jahres 
zum 31. März dieses Jahres gekündigt wor­
den. Den Lehrkräften ist ein einheitliches 
Schreiben zugegangen, unterzeichnet 
vom Ersten und zweiten Vorsitzenden, 
Richard Müller und Buckpesch, und dem 
für dieses Seminar zuständigen stellver­
tretenden Leiter des Instituts, Chrostek.

Als Grund wird angegeben, die vertrag­
lich festgelegte Mitarbeitervereinbarung 
habe sich als ungeeignet erwiesen, eine 
von der Volkshochschule noch zu vertre­
tende Gestaltung dieses Kurses zu errei­
chen. „Aus akutem Anlaß und um weitere 

X fift Schäden für den Kursus anzuwenden” , 
r~r^  müsse man die Verträge lösen. Den Ge- 
pr kündigten wird offengelassen, sich „unter 

veränderten Bedingungen” um eine wei­

tere Mitarbeit zu bewerben.
Der am 1. April 1973 an der Volks­

hochschule aufgenommene Kurs ist von 72 
weiblichen und zwei männlichen Teilneh- 
mersn belegt. Aus dem Kreise dieser Schü­
ler sind, wie Müller, Buckpesch und Chro­
stek berichten, seit dem Sommer vergan­
genen Jahres mehr und mehr Klagen über 
die Lehrkräfte und deren Methoden vor­
gebracht worden, denen man habe ent­
sprechen müssen, um die Ausbildung nicht 
zu gefährden.

Teilnehmerinnen waren es, von denen 
man schon vor Wochen hörte, daß insbe­
sondere zwei der Tutoren über die Unter­
richtspläne hinweggehen würden und s ^ e -  
matisch eine Ideologie zu verbreiten veÄ) 
suchten, die den Grundsätzen Maos und 
anderen extremen linken Anschauungen 
näher kämen als allem, was sich noch mit 
der Aufgabe vertragen könne, die dem 
Lehrgang gestellt sei. Die Leiter der Volks­
hochschule haben diese Meinung nicht be­
stätigt. Richard Müller spricht in seiner Er­
klärung von Entscheidungen des Teams, 
die die Zielsetzung gänzlich außer Kraft 
setzen und von fraktionierenden Einzelin­
teressen, die in den Vordergrund gerückt 
worden seien.Im Rahmen der in der Mitar­
beitervereinbarung vorgesehenen Zusam­
menarbeit von Teilnehmer, Volkshoch­
schule und Tutoren sei es diesen zugekom­
men, den Unterrichtsablauf stofflich wie 
terminlich bekanntzumachen, und zwar 
den Voraussetzungen entsprechend, die 
laut Lehrplan für die spätere Prüfung er­
füllt werden müssen. ..So etwas kann ein 
Tutor nicht als Spielwiese irgendwelcher 
Experimente betrachten” , meint Mülleigfc*

Eine Kommission, der neben ihm d i^ ^  
Vorstandsmitglieder Stadtrat Buckpesch, 
DGB-Vorsitzender Kunze und Helga Ma- 
dre angehören, tritt am 15. Januar zusam­
men und will die neuen Mitarbeiterbedin­
gungen ausarbeiten. Daß man dabei das 
Vorrecht der Lehrkräfte, Stoff und Termi­
ne des Unterrichts zu bestimmen, dahin 
abändern wird, daß die Leitung der Volks­
hochschule mitsprechen kann, ließ Müller 
durchblicken.

Die sechs gekündigten Tutoren waren 
hauptberuflich für die Fächer Pädagogik, 
Psychologie, Soziologie, Deutsch und eine 
Zusammenfassung von Biologie, Gesund­
heitslehre und Sport engagiert und haben, 
wie Chrostek angibt, in ihren Fächern eine 
abgeschlossene Ausbildung an einer Hoch­
schule oder Fachhochschule hinter sich.

Müpf contra Mepf
Mit einer Aufmüpfigkeit, die überra­

schend geschlossen und gezielt auftrat, 
erkämpften sich die Frankfurter Medizin­
studenten eine günstige Ausgangsposition 
zur endgültigen Erledigung von Mepf, 
einer studienbegleitenden Psychokon- 
trolle. Mepf (Abkürzung für Mediziner-
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Persönlichkeits-Fragebogen) versucht mit 
weit über 600 Fragen wie:

Es macht mir Spaß, anderen Fehler 
nachzuweisen. Ich war aktiv an der Orga­
nisation eines Vereins oder einer Gruppe 
beteiligt. Lieber jemandem die Nase ein- 
schlagen, als feige zu sein, manchmal 
muß man Gewalt anwenden, um ein 
Ideal, an das man restlos glaubt, zu för­
dern. Eine Sozialisierung des Gesund­
heitswesens würde keinen Fortschritt 
bedeuten.
Zu klären, was “bekannt ist über diejeni­
gen, die mit dieser (Studien-)Reform 
auskommen müssen” und wie man das

i tudium “leichter und zwangloser er- 
Mgreich machen kann” (Dekan).

Die Personalstudie über Medizinstu­
denten beschränkt sich nun nicht auf 
eine einmalige Erhebung sondern es wird 
durch Nummernvergleich festgestellt, wie 
bei jeder Klausur oder Prüfung Studen­
ten mit dieser oder jener Persönlichkeits­
struktur abgeschlossen haben. Die stu­
dienbegleitende Psychokontrolle oder 
“institutionalisierte Unterrichtskritik”,

f
zu der Dekan Hövels die “lieben Kolle­
ginnen und Kollegen herzlichst bittet” , 
hat aber einige Haken, in denen sich die 
Mediziner nicht verfangen wollten. So 
kritisierten sie außer den Fragen selbst: 

Die Anonymität ist nicht gesichert.
Mit Hilfe eines Computers lassen sich 
ohne Mülie die Personaldaten der Studie 
und die der Stammkarte vergleichen und 
so die Identität feststellen, was bei dem 
Inhalt mancher Fragen und der Berufs­
verbotspraxis geradezu eine Unverschämt­
heit ist. Weiterhin entlarvte sich die Stu­
die, die zuerst als freundlicher Akt der 
Frankfurter Medizindidaktiker zur Ver­
besserung des Studiums dargestellt wur­
de, als vom Bundesministerium Für Bil­
dung und Wissenschaft mit 45000 DM 
geförderte Pilotstudie zur Einführung 
von MEPF im gesamten Bundesgebiet.
Im Zusammenhang mit anderen Kontroll- 
und Formierungsmaßnahmen (HRG, AO, 
usw.) wurde weiterhin der Befriedigungs­
charakter der Studien erkannt. Statt akti­
ver Kritik der Studieninhalte und der 
Unterrichtsformen wird in Zukunft nur

noch auf Fragen geantwortet werden 
müssen.” Ja ich kaue oft an den Finger­
nägeln — der große MEPF wird daraus 
schon eine Reform machen,” schrieb eine 
Fachbereichszeitung. Unmut und daraus 
eventuell folgende Bewegungen können 
frühzeitig erkannt und besser gelenkt 
werden. (Friedensforschung).

Nahezu einstimmig wurden auf einer 
Fachschaftsvollversammlung alle Studen­
ten aufgerufen, die Fragebogen nicht aus­
zufüllen und der Fachbereich aufgefor­
dert, die Untersuchung sofort einzustel­
len. Resultat: der Rücklauf beträgt nur 
etwa 10%. Dieser Erfolg, mit dem die 
Studie gestorben ist, war nur möglich 
durch eine relativ gute Öffentlichkeitsar­
beit im Vorfeld der W  und eines recht 
geschlossenen Vorgehens aller fortschritt­
lichen Gruppierungen im Fachbereich. 
Heidelberg: Drei Studenten vom Stu­
dium ausgeschlossen

Zum ersten Male sind in Baden-Würt­
temberg drei Studenten für die Dauer 
von zwei Jahren vom Studium an allen 
Hochschulen des Landes ausgeschlossen 
worden. Das Verwaltungsgericht in Karls­
ruhe verhängte diese schärfste Ordnungs­
maßnahme, die nach dem baden-würt­
tembergischen Hochschulgesetz möglich 
ist, gegen die ehemaligen AStA-Vorsit- 
zenden Dietrich Hildehrandt und Rolf Le­
bert sowie gegen den Studenten Ralf 
Fücks. Diese drei gehörten der Kommuni­
stischen Hochschulgruppe an.

Anlaß für die Relegation war die Be­
teiligung der drei Studenten an einem 
von Rektor Niderländer im letzten 
Februar verbotenen Teach-in und die Be­
setzung des Rektorats zwei Tage später. 
Trotz des vom Verwaltungsgericht be­
stätigten Verbotes des Teach-in hatten 
sich dje damals versammelten Studenten 
gewaltsam Eintritt in die Universität ver- 
schafft.Gegen Fücks und Lebert trug der 
Leiter der Einleitungsbehörde für Ord­
nungsmaßnahmen (“Ordnungsbeauftrag­
ter”) an der Universität Heidelberg, Er­
ster Staatsanwalt Peter Wechsung, weiter 
vor, die beiden Studenten hätten aktiv 
an einer Sprengung der Sitzung des Gro­
ßen Senats Mitte Dezember 1972 teilge­
nommen.

Alle drei müssen sich wegen ihrer Be­
teiligung an dem verbotenen Teach-in 
und an der Rektoratsbesetzung seit Mitt­
woch vor einem Heidelberger Schöffen­
gericht strafrechtlich verantworten. Sie 
waren bereits im Februar letzten Jahres 
im ersten Schnellverfahren gegen Studen­
ten in Heidelberg zu mehreren Monaten 
Freiheitsstrafen ohne Bewährung verur­
teilt worden. Diese Urteile waren wieder 
aufgehoben und das Verfahren zurück­
verwiesen worden, weil an der Verhand­
lung ein befangener Schöffe teilgenom­
men hatte.

—Gott sei Dank! Wir kommen voran. 7



„WENN WIR ES NICHTSCHAFFEN, 
DEN AUS DEN FUGEN GERATENEN 
UNIVERSITÄTEN ZU ZEIGEN, WIE 
EINE MILITÄRISCHE UNI EINWAND 
FREI ARBEITEN KANN. WER DENN 
DANN?” (HELMUT SCHMIDT)
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Für die 'Linke’ kam es plötzlich 
und über Nacht: Mit dem 1. Oktober 1973 
eröffneten die Bundeswehrhochschulen 
in München und Hamburg ihren Lehrbe­
trieb. Seit der Bewegung gegen die Verab­
schiedung der NS-Gesetze 1968, hatte man 
das Kapitel Bundeswehr als politischen, 
ökonomischen und ideologischen Faktor 
praktisch aus der Diskussion ausgeklam­
mert. Heute steht ein Großteil von uns 
mit einem Unwohlsein gegen diese neue 
Einrichtung dar, ohne es nur irgenwo und 
irgendwie einschätzen zu können.

Sozialisationsprozesse in der Bundeswehr
Erziehung und Ausbildung für Ziele, 

die nicht die Ziele derer sind, die erzogen 
und ausgebildet werden sollen, ist nur 
möglich durch Unterdrückung und Zwang. 
Zweifellos gliedert sich der Sozialisations­
prozeß in der Bundeswehr lückenlos in 
den der Familie (als primären) un den der 
Schule (als sekundären) ein. Verinnerlich­
te Normen wie Autoritätshörigkeit, Ab­
hängigkeit, etc. werden in der Bundeswehr 
somit zur Perfektion getrieben, sodaß ei­
ne Anpassung an die Gesellschaft hier ih­
ren Höhepunkt und Abschluß findet. Das 
Ziel der Bundeswehrsozialisation ist also

• ir:
‘ Das Leistungsprinzip soll verinner­

licht, das Selbstwertgefühl des Wehrpflich­
tigen erschüttert, möglichst vernichtet wer­
den; er soll aus seiner pädagogischen Ei­
genverantwortung entlassen werden und -  
falls er sie dank glücklicher Umstände in 
der primären und sekundären Sozialisation 
abgelegt hat — die Untertanentätigkeit 
wieder annehmen. Außerdem soll auf der 
Grundlage des Befehl-Gehorsam-Verhält- 
nisses die Strafangst wiederhergestellt wer­
den. Individualität und Entscheidungs­
freiheit werden bewußt ausgeschaltet, ln 
der allgemeinen Grundausbildung wird 
dem Soldaten die Erfahrung der Macht­
losigkeit nachdrücklich vermittelt. So ver­
ankert die Erfahrung der Unterwerfbar- 
keit im Individuum eine dauerhafte Straf­
angst und Verunsicherung des Selbstge­
fühls, wird der Soldat unter den Bedin­
gungen der totalen Repression bereit, sich 
anzupassen. Die unter Zwang erhobene 
Anpassungsfälligkeit macht den Wehrpflich­
tigen aufnahmebereit für ideologische In­
doktrination; seiner Hilflosigkeit entgeht

er durch freiwillige Integration in die Grup­
pe (Kameradschaftsgeist).” 1

Im Ausbildungsdienst sollen also nicht 
nur bestimmte manuelle Fertigkeiten er­
lernt werden, sondern auch bestimmte 
Verhaltensweisen anerzogen und ausgebil­
det werden. So heißt es etwa in der Zen­
tralen Dienstverordnung ZDv 3/10: “Sport 
härtet den Willen zur Leistung ... Sport 
erzieht zur Selbstzucht und Einordnung 
in die Gemeinschaft, Sport weckt und 
festigt den Sinn und das Gefühl für Man­
neszucht, Kameradschaft und Ritterlich­
keit ... Sport ist somit ein hervorragendes 
Mittel der militärischen Ausbildung” .
Dies wird deutlicher im Ausbildungsteil 
‘Innere Führung’, wo es letztlich nur da­
rum geht, die Verteidigungsbereitschaft 
des Soldaten für das bestehende System 
zu mobilisieren, indem man in idoktri- 
niert, ihm das ‘geistige Rüstzeug’ für den 
Kampf gegen den potentiellen Feind 
‘Kommunismus’ gibt: ZDv II/l :“Überzeu- 
gung gewonnen durch geistige Rüstung­
ist der entscheidende Beitrag zur Stand­
festigkeit des Soldaten” .

Da man an Bundeswehrschulen “schnel­
ler pädagogische Verlaufsstudien anstel­
len kann” (Prof. Ellwein), wird die poli­
tisch-psychologische Manipulierbarkeit 
des Soldaten durch ihre Einrichtung noch 
verstärkt werden.

Bundeswehrhochschule als Instrument 
der ideologischen Formierung in der BRD

Die Ellwein-Kommission nimmt in 
ihrem ‘Gutachten der Bildungskommission 
an den Bundesminister der Verteidigung’ 
(Bonn, 1971) den Auftrag der Bundeswehr 
zur Grundlage ihrer Überlegungen (Weiß­
buch 1970):“Die Bundeswehr muß ... im 
Frieden durch ihre Existenz und ihre stän­
dige Einsatzbereitschaft einen möglichen 
Gegner von der Androhung oder Anwen­
dung militärischer Gewalt abhalten, ln der 
Krise und im Spannungsfall stellt sie eine 
Plattform dar, von der aus die politische 
Führung handeln und verhandeln kann, 
ohne befürchten zu müssen, daß ihr ein 
fremder politischer Wille aufgezwungen 
wird. Kommt es trotz Abschreckung und 
Krisenmanagement zum Verteidigungs­
fall, soll sie die Unversehrtheit des eigenen 
Hoheitsgebietes bei maximaler Schadens­
begrenzung wahren oder wiederherstel­
len ...”

Aus diesem Auftrag leitet die Kommi­

sion das Berufsbild des Soldaten ab, zu 
dem folgende ‘Berufspflichten’ zählen: 
“Treues Dienen, d.h. persönliche Opfer 
und Einschränkungen der persönlicher 
Freiheit in Kauf nehmen; gehorsam, ohne 
den die Bundeswehr weder verteidigungs­
fähig noch ein zuverlässiges Instrument 
in der Hand der politischen Führung ist; 
Tapferkeit, d.h. aktives Handeln auch un­
ter Gefahren; Kameradschaft, die Bereit­
schaft aller Soldaten füreinander einzutre­
ten ... Der militärische Auftrag bringt es 
aber mit sich, daß jede Aufgabe in den 
Streitkräften unbeschadet ihres zivil ver­
gleichbaren Anteils im militärischen Rah­
men ausgeübt werden muß. Er wird direkt 
oder indirekt durch die Erfordernisse der 
Verteidigung bestimmt.”2

Einerseits erlernt also der Soldat das Tö­
ten des Feindes von dem ihm aber im Sin­
ne der Abschreckungsstrategie gesagt wird, 
daß, je besser er funktioniert, er es nicht 
zu praktizieren hat. Andererseits hat er 
Funktionen inne, die er im Zivilleben un­
ter angenehmeren Bedingungen ausüben 
könnte. Damit er diesen Widerspruch hin­
nehmen kann und er sich funktional ein- 
ordnen kann, muß ein ideologischer Hin­
tergrund vorhanden sein, an dem er sich 
orientieren kann. Dieser ideologische Hin­
tergrund wird, wie weiter oben schon aus­
geführt wurde, durch politisch-psycholo­
gische Indoktrination geschaffen. Über die 
Aufgabe der Erziehung heißt es in dem 
Gutachten der E.-K.: “Das eigentliche 
Medium der Erziehung ist der Umgang 
miteinander; Erziehung heißt, so miteinan­
der umzugehen, so zu führen, so zu unter­
richten, daß Selbstdisziplin, Funktionsbe­
reitschaft und Kooperationsfähigkeit ge­
fördert werden. Der Ausbilder als Erzieher 
muß demgemäß sein Tun als Teil eines 
Zusammenhanges sehen, dessen wechsel­
seitige Beziehung das Verhalten aller Be­
teiligten bestimmen. Er muß Ausbildungs­
situationen als pädagogische Situationen 
begreifen und danach auch sein Verhalten 
einrichten. Seine eigene Ausbildung muß 
deshalb auch immer eine pädagogisch-er­
zieherische und gesellschaftswissenschaft­
lich fundierte Ausbildung sein. Im militä­
rischen Bereich sind die Verpflichtungen 
zu Gehorsam und Disziplin gesetzlich fest­
gelegt. Beide werden sich durch den ge­
nannten Weg am wirksamsten erreichen 
lassen.” 3

Dieser Auftrag von Erziehung gilt für 
jeden Bereich der Ausbildung in der Bun­
deswehr. Es wird hier wohl ziemlich deut­
lich, welche Aufgabe diese Erziehung in 
der BRD beeinhaltet: Die Erziehung zum 
Untertan.

Es ist jetzt die Frage, wie die Bundes­
wehrhochschule in den gesamtgesellschaft­
lichen Rahmen der BRD einzuordnen ist. 
Zur Zeit wird die internationale Politik 
durch das Bestreben bestimmt, auf gemein­
samen Konferenzen von sozialistischen 
und kapitalistischen Ländern Entscheidun­
gen über eine allgemeine Abrüstung, über 
Truppenabbau, Gewaltverzicht, Sicherheits­
systeme, Kooperation auf wirtschaftli-
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chem, wissenschaftlichem und kulturellem 
Gebiet herbeizuführen. Die Außenpolitik 
der BRD hat sich dieser Politik der ‘fried­
lichen Koexistenz’ weitestgehend angepaßt. 
Die äußere Sicherheit der BRD ist somit 
vertraglich weitgehend geregelt. Hierzu 
steht als Gegensatz der unveränderte 
Kampfauftrag der Bundeswehr im Rahmen 
der NATO-Politik.

Diese Entwicklung der letzten Jahre, 
die einherging mit einem Aufschwung der 
demokratischen Bewegungen in den kapi­
talistischen Ländern, hat auch in der BRD 
zu einer Verschärfung der inneren Wider­
sprüchlichkeit geführt. An der Politik der 
‘Inneren Sicherheit’ wird deutlich, auf 
wessen Seite der Auseinandersetzung sich 
die Bundesregierung geschlagen hat. Den 
Maßnahmen der inneren Sicherheit, wie, 
Berufsverbote für Sozialisten im öffent­
lichen Dienst, Numerus Clausus, Hochschul­
rahmengesetz, etc. ist auch die Bundeswehr- 
hochschulc einzuordnen. Die an der Bun­
deswehrhochschule qualifizierten Arbeits­
kräfte fügen sich problemlos dem Kapi­
tal, ohne das emanzipatorische Bestand­
teile der Ausbildung ein für das Kapital­
interesse beeinhaltendes Risiko darstellen 
könnten, ohne ein politisches Risiko für 
die Bundeswehr. So betrachtet ist also die 
Bundeswehrhochschule geradezu ‘ideal’ — 
risikofern und den Bedingungen des Ka­
pitalverwertungsprozesses vollkommen an­
gepaßt, dazu unter dem direkten Komman­
do des Militär-Industrie-Komplexes.

Kasernierte Wissenschaftlichkeit
Es wäre nun zu prüfen inwieweit das 

Studium an den Bundeswehrhochschulen 
dem Anspruch wissenschaftlicher Bildung 
und Ausbildung, wie sie an den anderen 
Hochschulen vermittelt werden soll, ge­
nügt, oder inwieweit die “Einheit von wis­
senschaftlicher und militärischer Ausbil­
dung” (Ellwein-Kommission) dem Grund­
recht der Wissenschaftsfreiheit widerspricht.

Die Einheit von wissenschaftlicher und 
militärischer Ausbildung begründet für die 
Ellwein-Kommission die Notwendigkeit 
bundeswehreigener Hochschulen: “Das 
Studium muß . . . sowohl auf den Beruf 
des Offiziers wie auf einen künftigen zi­
vilen Beruf vorbereiten. Wie in anderen 
Verantwortungsbereichen wird das umso 
eher zu erreichen sein, je mehr es gelingt, 
Studiengang und militärische Verwendung 
einander zuzuordnen, damit Studium und 
Berufserfahrung sich ergänzen und beides
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auch einem künftigen Zivilberuf zugute 
kommt. Dazu ist eine volle Vergleichbar­
keit zwischen den Studiengängen und 
-abschlüßen an den Hochschulen der Bun­
deswehr und denen an allgemeinen Hoch­
schulen erforderlich. Vergleichbarkeit be­
deutet aber nicht Gleichhiet. In der Aus­
wahl einzelner Studieninhalte, in der zeit­
lichen Anlage des Studiums und in der Be­
zugnahme auf den Beruf des Offiziers kann 
der grundsätzlich geforderten Zuordnung 
von Studium und Beruf an Hochschulen 
der Bundeswehr besser entsprochen wer­
den als an allgemeinen Hochschulen.”4

Im weiteren heißt es dann:
“(1) Das Studium an diesen Hochschu­

len muß dem an allgemeinen Hochschulen 
vergleichbar sein und zu gleichwertigen 
Abschlüssen führen.

(2) Es werden nur solche Fachberei­
che eingerichtet, die zu ihrem Teil sowohl 
zur Vorbereitung des Offiziersberufes bei­
tragen als auch — mit Rücksicht auf die 
Offiziere auf Zeit -  den Übertritt ins zu- 
vile Berufsleben ermöglichen.

(3) Im Studium werden bei der Aus­
wahl der einzelnen Fachinhaltc die Be­
lange der Streitkräfte berücksichtigt.

(4) Das Studium wird so angelegt, 
daß die spätere Praxis und mit ihr der Be­
ruf des Offiziers gegenwärtig ist.

(5) Das Studium wird so geordnet, 
daß in der Regel eine Dauer von drei Jah­
ren nicht überschritten und damit für die 
Offiziere auf Zeit ein tragbares Verhältnis 
zwischen Ausbildung und praktischer Tä­
tigkeit erreicht wird.

(6) Auch für das Hochschulstudium 
gilt der Grundsatz einer möglichst weitge­
henden Berücksichtigung individueller Aus- 
bildungswünschc und der auf Beratung 
fußenden Planung von Studium, militä­
rischer Ausbildung und Verwendung.

(7) Militärische Ausbildung und Stu­
dium gehören zusammen. Das Studium 
übernimmt inhaltliche Teile der bisherigen 
militärischen Ausbildung oder erleichtert 
andere Teile durch die vorbereitende Grund­
legung.

(8) Die militärische Ausbildung er­
gänzt andererseits das Studium, indem 
z.B. Teile dieser Ausbildung die Aufgabe 
von Praktika übernehmen.

(9) Zwischen den allgemeinen Hoch­
schulen und denen der Bundeswehr ist ei­
ne enge Kooperation anzustreben, die sich 
besonders auf di? Abstimmung der Lehr­
pläne und den Austausch des Lehrpcrso- 
nals erstrecken soll.” 5

Bildung und Ausbildung orientieren 
sich an den allgemeinen Hochschulen pri­
mär am Kriterium der Wissenschaftlichkeit. 
Wenn in diesem Katalog der Begriff der 
Wissenschaft nur einmal am Anfang (Ein­
heit von wissenschaftl. und militärischer 
Ausbildung) auftaucht, so fragt man sich 
wo die Wissenschaftlichkeit bei der Bun­
deswehrhochschule wohl bleibt oder zu­
mindest wie die Konzeption mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist.
Nach Artikel 5, Absatz 3 des Grundgeset­
zes gilt: Kunst und Wissenschaft, For­
schung und Lehre sind frei. Die Westdeut­

sche Rektorenkonferenz führt dazu in den 
“Alternativthesen der WRK ‘Aufgaben 
der Hochschulen’ ” aus: ” 1. ..Die Hoch­
schulen und die ihnen zugeordneten Ein­
richtungen dienen der Forschung, der Leh­
re und dem Studium sowie der Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses ...
3. Die Selbstverwaltungsrechte sichern die 
kritische Funktion der Hochschule bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben in 
Staat und Gesellschaft. Ihre verantwort­
liche Ausübung erfordert wirksame korpo­
rative Selbstkontrolle” und weiter “ ... Das 
Recht auf freie Wahl der Ausbildungsstät­
te (Art. 12, Abs. 1, Satz 1 GG) gilt auch 
für die Universität. Daraus ergibt sich in 
Verbindung mit Art. 5 Abs. 3 GG die Frei­
heit des Studiums, sie entspricht der Frei­
heit der Lehre, die wiederum die Freiheit 
der Forschung voraussetzt.”

Die Antimilitarismus-Projektgruppe 
der Deutschen Jungdemokraten ßaden- 
vVürttemberg hat im einzelnen den Wider­
spruch von Gehorsam und Freiheit und 
damit die Unmöglichkeit der Wissenschaft­
lichkeit der Bundeswehrhochschulen auf­
gezeigt. Im Einzelnen führen sie aus:

“Zu (1): Ein Studium, das eingebaut ^  
ist in einen Ausbildungsgang, der nur zu 
einem Beruf führen soll — dem des Offi­
ziers —, kann grundsätzlich nicht Studien 
vergleichbar sein, die erst während ihres 
Verlaufs dem Studierenden Perspektiven 
verschiedener Berufe eröffnen.

Zu (2): Die Beschränkung auf bestimm­
te Fachbereiche, nämlich Organisations­
und Betriebswirtschaft, Pädagogik, Infor­
mation, Maschinenbau, Elektrotechnik, 
Bauingenieurwesen, Biologie oder Luft- 
und Raumfahrttechnik behindert die Frei­
heit des Studiums für alle diejenigen, die in 
anderen Fachbereichen studieren wollen.

Zu (3): Die dem Bundesminister der 
Verteidigung zur Genehmigung vorzule- 
genden Curricula, die auch Aussagen über 
Fachinhalte betreffen, beschneiden die 
Freiheit des Studiums weiter, da selbst ^  
innerhalb der wenigen geplanten Fachbcw 
reiche hauptsächlich solche Inhalte, die 
die Streitkräfte belangen, berücksichtigt 
werden sollen.

Zu (4): Auch dieser Grundsatz -  Anle­
gung des Studiums auf ‘die spätere Praxis... 
des Offiziers’ — weist wieder auf die Mono­
polstellung des Offiziersberufes für das 
Curriculum hin.

Zu (5): Mit dem Grundsatz der Stu­
dienzeitbeschränkung greift die Ellwein- 
Kommission der die Beschränkung der 
Studienzeit regelnden Bestimmung des 
Hochschulrahmengesetzes vor. Da die 
BWH-Studenten den militärischen Diszi- 
plinarvorschriften unterliegen und außer­
dem wegen ihrer fortlaufenden, im Ver­
gleich zu anderen Studierenden überdurch­
schnittlichen Einkünfte nicht wie diese . 
Nebentätigkeiten nachgehen müssen, dürf­
te das Studienpensum in den vorgesehenen 
drei Jahren zu bewältigen sein — freilich 
auf Kosten jeder kritischen und damit wis­
senschaftlichen Reflexion. Es bedarf keiner 
besonderen Phantasie, um vorauszusehen, 
wie bald angesichts der Üherfiillung der
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allgemeinen Hochschulen diese Regelungen 
auf den allgemeinen Studienbereich über­
tragen werden.

Zu (6): Der Grundsatz ‘einer möglichst 
weitgehenden Berücksichtigung individuel­
ler Ausbildungswünsche’ täuscht eine Frei­
heit vor, die es nicht geben wird, da die 
Beratung darauf angelegt sein muß, den 
BWH-Studenten die Fachrichtungen zu 
empfehlen, die im Interesse der “Schlag­
kraft” der Truppe und der “optimalen 
Verteilung” qualifizierter Offiziere auf al­
le Bereiche der Bundeswehr jeweils be­
nötigt werden.

Zu (7): An dem Grundsatz der inhalt­
lichen Übernahme militärischer Ausbil­
dung wird die totale Verpflechtung von 
militärischer Berufsausbildung und BWH- 
Studium so eklatant deutlich, daß von 
wissenschaftlicher Freiheit absolut keine 
Rede mehr sein kann.

Zu (8): Das gleiche gilt dür den folgen­
den Grundsatz. Der BWH-'Student soll 
nicht nur innerhalb des Studienganges, 
sondern auch noch in den zwischen den 
Studienjahren liegenden Praktika immer 
nur mit Personen der gleichen Berufsrich­
tung Zusammenkommen und keine Gele­
genheit zum Gedankenaustausch mit Stu­
denten mit anderen Berufsziclen erhalten. 
Er wird damit zwangsläufig zum Fachidio­
ten, der auch dann, wenn er als Zeitoffi­
zier die Bundeswehr nach 12 oder 15 Jah­
ren verläßt und in die Verwaltung oder

Wirtschaft geht, dort nachden gleichen, an 
militärische Zielsetzungen und soldatischen 
Tugenden orientierten Grundsätzen und 
Methoden arbeiten wird.

Zu (9): Die vorgesehene “enge Koope­
ration” zwischen BWH und allgemeinen 
Hochschulen ist nicht anders aufzufassen, 
als daß einerseits die Verschulung, wie sie 
an der BWH praktiziert wird, von den all­
gemeinen Hochschulen zum Vorbild ge­
nommen werden soll und daß andererseits 
der Austausch von Lehrkräften nicht et­
wa dazu dient, daß die BWH-Studenten 
Gelegenheit erhalten, linksorientierte ge­
sellschaftskritische Dozenten zu hören, 
sondern daß auch an den allgemeinen 
Hochschulen entsprechend dem Wehrkun­
de-Erlaß von Baden-Württemberg “über 
die Notwendigkeit einer ausreichenden 
Verteidigung ... und die Aufgabe, die der 

Bundeswehr hierbei zukommen”, infor­
miert werden wird. Diese These wird noch 
dadurch untermauert, daß das Lehrperso­
nal an der BWH vom Bundesminister der 
Verteidigung berufen und ernannt wird. 
Soweit es sich dabei um Zivilpersonen
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handelt, dürften Dozenten, die die Bun­
deswehr grundsätzlich in Frage stellen, 
keine Chance haben, angestellt zu werden.

Aus all dem ist zu schließen: Die Bun­
deswehrhochschulen sind keine wissen­
schaftlichen Hochschulen.” 6

Zur Ergänzung der Ausführungen der 
Antimilitarismus-Projekt-Gruppe möchte 
ich hier einige Auszüge aus dem Soldatcn- 
gesetz7 anführen:

2. Pflichten und Rechte der Soldaten 

$  O Staatsbürgerliche Rechte des Soldaten

Der Soldat hat die gleichen staatsbürgerlichen Rechte wie jeder 
andere Staatsbürger. Seine Rechte werden im Rahmen der Erfor­
dernisse des militärischen Dienste« durch seine gesetzlich begründe­
ten Pflichten beschränkt.

§  7  Grundpflleht des Soldaten

Der Soldat hat die Pflicht, der Bundesrepublik Deutschland treu 
zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer zu verteidigen.

teidigungsminister ‘abkommandiert’ ist.
Der Präsident übt eine Wächterfunktion 
über alle Organe der BWH, Beamte, Solda­
ten und Arbeiter aus und ist zugleich höch­
ster Vorgesetzter in der BWH. Neben ihm 
steht der Kanzler, der über Finanzen und 
Besetzung von Lehrstellen entscheidet.
Beide sind nicht demokratisch gewählt, 
sondern Beauftragte des Verteidigungsmi­
nisters, der letztlich bei nicht-zustande- 
kommen einer Entscheidung, seine Ent­
scheidung fällt. Die innere Ordnung der 
BWH entspricht genau der Unterordnungs­
struktur der Bundeswehr, der Struktur 
militärischer Hierarchie, dem Prinzip v o A v 
Befehl und Gehorsam. In diesem Sinne ^  
funktionieren auch Senat und Fachbereichs­

§  H Eintreten für die demokratische Grunriordnung

Der Soldat muß dio freiheitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes anerkennen und durch sein gesamtes 
Verhalten für ihro Erhaltung eintreten.

$5 1) Eid und feierliches Gelöbnis

(1) Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit haben folgenden Dienst­
eid zu leiaton:

„Ich schwöre, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen 
und das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen, so wahr mir Gott helfe."

Der Eid kann auch ohne die Worte ,,so wahr mir Gott helfe“ geleistet 
werden. Gestattet ein Bundesgesetz den Mitgliedern einer Ueligions- 
geseiht haft, an Stelle der Worte „ich schwöre“ andere Beteuo- 
rungsformeln zu gebrauchen, so kann das Mitglied einer solchen Re- 
ligionsgcsellschaft dieso Beteuerungsformol sprechen.

(2) Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, 
bekennen sich zu ihren Pflichten durch das folgondo feierliche Ge­
löbnis:

„Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und 
das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver­
teidigen.“

$ 1 0  Pflichten des Vorgesetzten

(1) Der Vorgesetzte soll in seiner Haltung und Pflichterfüllung ein 
Beispiel geben.

(2) Er hat dio Pflicht zur Dienstaufsicht und ist für die Disziplin 
seiner Untergebenen verantwortlich.

(3) Er hat für seine Untergebenen zu sorgen.
(4) Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken und nur untor Be­

acht ung der Regeln dos Völkerrechts, der Gesetze und der Dienstvor­
schriften erteilen.

(5) Er trägt für seino Befehle die Verantwortung. Befehle hat or in 
der den Umständen angemessenen Weise durchzusetzen.

(0) Offiziere und Unteroffiziere haben innerhalb und außerhalb des 
Dienstes bei ihren Äußerungen die Zurückhaltung zu wahren, die er­
forderlich ist, um das Vertrauen als Vorgosotzto zu orhaltcn.

$  1 1 Gehorsam
(1) Der Soldat muß seinen Vorgesetzten gehorchen. Er hat ihre 

Befehle nach besten Kräften vollständig, gewissenhaft und unverzüg­
lich auszuführen. Ungehorsam liegt nicht vor, wenn ein Befehl nicht 
befolgt wird, der die Menschenwürde verletzt oder der nicht zu 
dienstlichen Zwecken erteilt worden ist; dio irrigo Annahme, es han­
dele sich um einen solchen Befehl, befreit nicht von der Verantwor­
tung.

(3) Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn dadurch ein Ver­
brechen oder Vergehen begangen würde. Befolgt der Untergebene 
den Befehl trotzdem, siWrifft ihn eino Schuld nur, wenn er erkennt 
oder wenn es nach den ihm bekannten Umständen offensichtlich ist, 
daß dadurch ein Verbrechen oder Vergehen begangen wird.

$  1 5  Politische Betätigung

(1) Im Dienst darf sich der Soldat nicht zugunsten oder zuungun­
sten einer bestimmten politischen Richtung betätigen. Das Recht 
des Soldaten, im Gespräch mit Kameraden seino eigene Meinung zu 
äußern, bleibt unberührt,

(2) Innerhalb der dienstlichen Unterkünfte und Anlagen findet 
während der Freizeit das Recht der freien Meinungsäußerung seine 
S1 hranken an den Grundregeln der Kameradschaft. Der Soldat hat 
sich so zu verhalten, daß dio Gemeinsamkeit des Dienstes nicht 
ernstlich gestört wird. Der Soldat darf insbesondere nicht sIh Werber 
für eino politische Gruppe wirken, indem er Ansprachen hält, Schrif­
ten verteilt oder als Vertreter einer politischen Organisation arbei­
tet. Die gegenseitige Achtung darf nicht gefährdet worden.

(3) Der Soldat darf bei politischen Veranstaltungen koino Uniform 
tragen.

(4) Ein Soldat darf als Vorgesetzter seine Untergebenen nicht für 
oder gegen eino politische Meinung beeinflussen.

Die Soldaten an der BWH sind von ei­
ner Mitbestimmung von Hochschulfragen 
praktisch ausgeschlossen: An der Spitze 
der BWH steht der Präsident, der vom Ver­

rat (hier wird über akadem. Prüfungen, 
Curricula, etc. beraten). Die Zusammen­
setzung der Gremien ist so, daß sämtliche 
Beschlüsse auch ohne die Zustimmung der 
Studenten gefaßt werden können. Neben 
diesen zivilen Vorgesetzten gibt es auch 
noch militärische Disziplarvorgesetzte, die 
‘Wahrer’ von Disziplin und Verkörperung 
eines Straforgans, der Disziplinarstrafe.
Ihre Funktion an der BWH beschränkt 
sich darauf, den Dienstablauf zu gewähr­
leisten, da Studium letztlich Dienst ist. 
Einer dieser milit. Vorgesetzten in Ham­
burg, Oberstleutnant Genschel, meinte, 
daß sich erst aus der Zusammenarbeit mit 
den Dozenten die militärische Diszipliar- 
gewalt als sinnvoller Teil des Studienbetrie-

Bundeswehrhochschule als Modell für 
die Bildungsreform

Deutlich wird diese Rolle der Bundcs- 
wehrhochschule als Modell für die Bil­
dungsreform, wenn es heißt, daß die Stu- 

! dienbedingungen nach Ansicht der Gründer 
“schon ein Stück Hochschul- und Studien­
reform der allgemeinen, allzu trägen Ent­
wicklung vorwegnehmen”. Es wird ange-



strebt, daß die BWH “bei der Planung der 
Hochschulentwicklung und Gesamthoch­
schule” mitwirkt. Zweifellos soll damit die 
‘Wissenschaftlichkeit’ der BWH aufgewer­
tet und für die allgemeinen Hochschulen 
die Außenseiterposition der BWH umge­
wertet werden zu einem Modell für die 
‘neue’ allgemeine Hochschule.

In der Bundeswehr-internen Zeitschrift 
“loyal-das kritische wehrmagazin, 10/73 
heißt es hierzu: “ . . . Die wohl augenfäl­
ligste Reform gegenüber dem Studium zi­
viler Studenten stellt die Verkürzung der 
Ausbildung an Hochschulen der Bundes­

wehr auf drei Jahre dar. Das ist den Uni­
versitäten bisher nicht gelungen, obwohl 
eine Vielzahl von entsprechenden Bemü­
hungen zu registrieren war. Die erste wirk­
liche Chance, auch im zivilen Hochschul­
bereich eine Straffung und Kürzung der 
Studiengänge herbeizuführen, schafft der 
im Bundestag vorliegende Entwurf für ein 
Hochschulrahmengesetz, der sogenannte 
Regelstudienzeiten von drei oder höch­
stens vier Jahren verbindlich für alle Uni­
versitäten in der Bundesrepublik einzufüh­
ren beabsichtigt. Die an den Hochschulen 
der Bundeswehr mit dem drei Studienjahr 
umfassenden Reformen werden für die an­
stehende Reform sehr nützlich sein.”

Es wird klar, wohin jede Bildungsre­
form in der Bundesrepublik letztlich führt: 
Aufrechterhaltung des herrschenden Sy-- 
stems, Aufrechterhaltung von Ruhe und

IOrdnung. In diesem Sinne wäre ein erster 
Beitritt mit der BWH bereits getan -  cs 
fragt sich, wie lange es noch dauern wird, 
bis an den allgemeinen Hochschulen die 
Prinzipien der BWH eingeführt werden!

//

Auswirkungen der BWH
Eine entscheidende Privilegierung der 

BWH als Lockmittel dürfte die finanziel­
le Basis sein: Während Studenten der all-

gemeinen Hochschulen nach BaföG ‘be­
fahlt’ werden (höchstens DM 420,—) er­
halten die Studenten der BWH Leutnants­
gehälter (ca. DM 900,—). Das Zahlen von 
jeglichen Studentenbeiträgen bleibt ihnen 
erspart und die Bundeswehr stellt ihnen 
zusätzlich Unterkunft zur Verfügung. Da 
nach einer 12 oder 15jährigen Dienstzeit — 
einschließlich Studiums -  die bevorzugte 
Weitervermittlung in den Zivilberuf durch 
das Arbeitsplatzschutzgesetz und das Ein­
gliederungsgesetz gewährleistet ist, wird die 
Bundeswehr nicht als Hindernis erfahren 
werden können. Hinzu kommt die Möglichkeit 
an den BWH ein Studium ohne Numerus 
Clausus aufzunehmen, im Gegensatz zu 
den meisten allgemeinen Hochschulen.

Sicher dürfte sein, daß nach dem Be­
such der BWH eine zivile Anschlußkarrie­
re folgen dürfte. So werden schon heute 
Offiziere und Unteroffiziere als Erzieher, 
die “Bereitschaft zu konsequentem Ein­
satz” haben, für Internate gesucht. Es ist 
klar, welche Auswirkungen dieser ‘Einsatz’ 
haben wird: Verschleierung gesellschaftsbe­
dingter Ursachen von Konflikten, gesell­
schaftlich bedingtes abnormes Verhalten 
und Kriminalität wird als persönliches 
Fehlverhalten interpretiert, u.a.m.

Viele ehemalige Offiziere werden an 
den Spitzen der Privatwirtschaft zu finden 
sein: In alter Verbundenheit werden diese 
mit den aktiven Offizieren in Wirtschaft 
und Verwaltung eng miteinander koope­
rieren. Der schon heute bestehende mili­
tärisch-industrielle Komplex — auf den 
ich hier nicht we.iter eingehen kann -  wird 
weiter erblühen!

Ein Fazit zieht die Antimilitarismus- 
Projektgruppe: Sie schreibt unter: ‘Erzie­
hung im Teufelskreis’:

“ 1. Während des Pädagogik-Studiums 
werden dem BWH-Studenten jene psycho­
logischen. pädagogischen und didaktischen 
Kenntnisse vermittelt, die ihn dazu befä­
higen, von ihm bereits verinnerlichte An­
passungsinhalte im Zivilberuf adäquat zu 
reproduzieren. Gerade das Pädagogik Stu­
dium präpariert in hohem Maße zur Durch­
setzung jener Strukturen und Inhalte, die 
das Bestehen der kapitalistischen Gesell­
schaftsordnung garantieren. Überzeugten 
Militaristen mit missionarischem Sendungs­
bewußtsein werden durch das Päd.-Stu- 
dium die Mechanismen in die Hand gege­
ben, ihre politische und ideologische Aus­
richtung in die Praxis umzusetzen.

2. Einsatz der BWH-Absolventen als 
Pädagogen: Die bereits durch den Soziali­

sationsprozeß in der Familie geformten

i
Schüler werden durch den wehrideologisch 
orientierten Pädagogen Abhängigkeit und 
Autoritätshörigkeit mit der Intention, den 
Schüler in das bürgerliche Leistungsprin­
zip einzugliedern, verstärkt erfahren.

3. Einsatz im betrieblichen Ausbildungs­
wesen: Einsichten des Lehrlings in hierar­
chische Betriebsstrukturen und die kapi­
talistische Produktionsweise werden be­
wußt hintertrieben; hinzu kommt die Ver­
herrlichung des Leistungsprinzips.

4. Einsatz in der Erwachsenenaus- und 
Weiterbildung: Die genannten Inhalte wer­
den ebenso den Erwachsenen (Volkshoch­
schule etc.) vermittelt und von diesen ge­
genüber den Kindern reproduziert.

5. Einsatz als Sozialpädagoge (in Aus­
bilderfunktion): Die sich am Prinzip Führung 
orientierende militärische Pädagogik wird den 
zukünftigen Sozialpädagogen vermittelt,
die gelehrten Anpassungsinhalte verinner­
licht. In ihrer Multiplikatorenfunktion 
reproduzieren sie diese Inhalte im Bereich 
der sekundären Sozialisation des Kindes.”8 

Der Kreis sähe dann also folgenderma­
ßen aus: In der Schule wird Wehrkunde, 
Erziehung zum Wehrwillen propagiert. 
Anschließend der Sozialisationsprozeß in 
der Bundeswehr (Entpersönlichung, Zer­
störung des Selbstwertgefühls, Strafängste) 
hin zur Bundeswehrhochschule (Unter­
richtsprinzip: Befehl und Gehorsam). Hier­
auf folgt dann die zivilberufliche Anschluß­
karriere, die in ihren Auswirkungen, etwa 
im Erziehungs- und Bildungswesen, die 
direkte und indirekte Sozialisation von 
Kindern beeinflußt. Der Kreis bleibt ge­
schlossen, da systemkritische Kräfte durch 
die Berufsverbote ausgeschaltet werden.

Die anschließende Dokumentation, die 
als bundeswehrinterne anzusehen ist, weist 
noch einmal auf die Wichtigkeit für uns hin, 
die die Einrichtung der BWH für uns hier 
und jetzt hat.
Michael Marshall
1. Büchele/Hager/Meyer/Schöning: Militarisie­
rung des Bildungswesens, Röderbcrg-Verlag, Ffm. 
73, S. 15
2. Neuordnung der Ausbildung und Bildung in 
der Bundeswehr, Gutachten der Bildungskom­
mission an den Bundesminister der Verteidigung, 
Bonn 71, Seite 19
3. A.a.O. S. 27
4. A.a.O. S. 50
5. A.a.O. S. 51
6. A.a.O. S. 21 f
7. Das Dienstrecht der Wehrpflichtigen. Gesetz 
über die Rechtsstellung der Soldaten in: Taschen­
buch für Wehrausbildung, Regensburg/München,66
8. A.a.O. S. 53 f 
Literatur:
Bei uns können Sie in Ruhe studieren! Hrsgb:
Bund demokratischer Wissenschaftler, Sektion 
Hamburg, u.a., Eigendruck 73
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Dokumentation:
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FU S I 7 Bonn, den 30. Januar 1973

App. 9740/9746/4835

Hochschulen der Bundeswehr

I. Zielsetzung und Aufgaben des Studiums an den Hochschulen 

der Bundeswehr

Die Ausbildung der Berufsoffiziere und der Offiziere mit min­

destens 12Jährlger Verpflichtungszeit dauert ab 1972 5 Jahre.

Am Anfang steht ein 15monatlger militärischer Ausbildungsab­

schnitt, in dessen Verlauf die Offlzierprtifung abgelegt werden 

muß. Dann folgt als Kernstück der Offlzlerausblldung ein drei­

jähriges wissenschaftliches Studium an einer Hochschule der 

Bundeswehr. Die fünfjährige Ausbildung des Offiziers schließt 

mit einer durchschnittlich 9 Monate dauernden fachlichen Vor­

bereitung auf die unmittelbar folgende Verwendung ln der Truppe 

ab. Militärische Ausbildung und Studium bilden eine Einheit und 

ergänzen sich wechselseitig.

Das neue Ausbildungsangebot gilt erstmals fUr den Einstellungs- 

Jahrgang 1972. Der Studienbetrieb der Hochschulen der Bundes­

wehr wird ln Hamburg und München am 1. 10. 1973 aufgenommen.

Der Auftrag der Hochschulen der Bundeswehr lautet:

Die Hochschulen der Bundeswehr dienen der Pflege und Entwick­

lung der Wissenschaften durch Studium, Lehre und Forschung. Die 

Hochschulen der Bundeswehr bereiten auf berufliche Tätigkeiten 

vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wis­

senschaftlicher Methoden erfordern. Sie beteiligen sich an Ver­

anstaltungen der Weiterbildung.

Die Hochschulen der Bundeswehr werden lm Rahmen Ihres Auftrages 

die akademischen Angelegenheiten selbständig wahrnehmen und ver­

antworten. Sie werden ln Struktur und Organisation den anderen 

wissenschaftlichen Hochschulen gleichwertig und gleichartig sein.

-  2 -
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am Standort, Uber die einzelnen Fach- und Vertiefungsrichtungen 

sowie Uber die Berufsfelder vermittelt und diskutiert. Während 

dieser Orientierungsphase zu Beginn des Studiums erhält der 

studierende Offizier ferner Einblick und erste ElnUbung ln ty­

pische Methoden, Arbeitsweisen, Techniken und Hilfsmittel wis­

senschaftlicher Betätigung. Beratung und Betreuung stehen dem 

studierenden Offizier während des ganzen Studiums zur Verfügung. 

Den Abschluß des Studiums an den Hochschulen der Bundeswehr • 

bildet eine HochschulprUfung, die sich nach den Bestimmungen 

des Jeweils geltenden Landesrechts richtet.

Das Diplom der Hochschulen der Bundeswehr wird ein den entspre­

chenden Abschlüssen anderer wissenschaftlicher Hochschulen 

gleichwertiger akademischer Grad sein. Ein späteres weiterfüh- 

rendes Studium - etwa für Berufsoffiziere lm Rahmen der Fort- 

blldungsstufe C oder für Zeitoffiziere nach Ablauf der Ver- 

pfllchtungszelt - mit dem Ziel zusätzlicher wissenschaftlicher 

Qualifikationen wie z.B. der Promotion Ist möglich.

-  2 -

Als Studienfächer werden Pädagogik, Betriebs- und Organisations­

wissenschaften, Informatik, Maschinenbau, Elektrotechnik, Luft- 

und Raumfahrttechnik, Bauingenieurwesen und Vermessungswesen an- 

geboten. FUr die Wahl der Fachrichtung sind der Bedarf der Streit, 

kräfte sowie Eignung und Neigung'des Bewerbers bestimmend.

Die wehrpflichtigen Abiturienten werden schriftlich Uber das 

neue Ausbildungsangebot informiert. Die Zuordnung der Offizier­

bewerber zu Fachrichtungen soll zu einem möglichst frühen Zeit­

punkt erfolgen. Während des Annahmeverfahrens an der Offizler- 

bewerberprtlfzentrale (OPZ) wird hierzu bei allen Offlzierbewer- 

b e m  mit Hochschulreife festgestellt, ob sie für ein Studium in 

der angebotenen und gewünschten Fachrichtung die erforderlichen 

Voraussetzungen erkennen lassen. Der Studienwunsch des Bewerbers 

soll mit den Erfordernissen der von ihm gewählten Teilstreit­

kraft, Truppen- und Waffengattung koordiniert werden.

Das Studium an den Hochschulen der Bundeswehr gliedert sich ln 

drei Studienjahre. Neben Jährlich neun Monaten Studienzeit, die 

ln Trimester eingeteilt sind, und dem üblichen Jahresurlaub 

bleiben lm Studienjahr noch etwa aoht Wochen frei, die für fach­

liche Praktika und militärische Übungen genutzt werden können. 

Durch die zeitliche Straffung des Studiums, durch die Stoffbe­

schränkung und Planung sowie durch die Durchführung des Studi­

ums auf currlcularer Grundlage soll erreicht werden, daß die 

drei Studienjahre im Endergebnis einem achtsemestrigen («. 4jäh- 

rlgen) Hochschulstudium entsprechen. Trotz strafferer Organisa­

tion des Studiums wird die individuelle Wahl von Vorlesungen, 

Übungen und Praktika gewährleistet sein.

Das Studium beginnt mit einer hochschuldldaktlSchen Einweisung, 

die helfen soll, Studlenschwjerlgkeiten zu vermelden oder wenig­

stens einzuschränken. Zu diesem Zweck werden in kleinen Arbeits­

gruppen Informationen Uber allgemeine Hochschul- und Studien­

probleme, Uber die Hochschulwirklichkeit und die Studiensituation

-  3 -
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II. Grundlagen des Studiums

Das Studium wird auf currlcularer Grundlage durchgeführt. Be­

griff und Bedeutung eines Curriculums bedürfen einer Erläute­

rung. Curriculum mit Lehrplan gleichzusetzen, wie es in der 

Presse zuweilen geschieht, Ist falsch und verfehlt die Absich­

ten der Currlculumforschung und -rcvlslon. Anders als bol den 

traditionellen Lehr- und Bildungsplünen gehen Curricula von 

klar definierten, und damit überprüfbaren Lern- und Ausbildungs- 

Zielen aus. Diese bestimmen die Lemlnhalte ("Stoffe"), die 

Lehr- und Lemmethoden zu Vermittlung und Aneignung, die dafür 

benötigten Arbeitstechniken und -materlallen sowie schließlich 

Kontrollmaßnahmen zur Überprüfung, ob die Lemziele tatsächlich 

ln der Praxis erreicht wurden. Ist dies nicht oder nur teil­

weise der Fall, hat sogleich eine Revision, d.h. Änderung und 

Verbesserung des Curriculums zu erfolgen. Curricula sind damit 

nicht etwa starr und statisch, sondern dynamisch. Sie sind 

offen für ständige Bewährung und Erprobung in der Praxis 

("Erfolgskontrolle").

An den Hochschulen der Bundeswehr wird ein erziehungs- und ge­

sellschaftswissenschaftlich angeleitetes Fachstudium ln folgen­

den Fachrichtungen angeboten:

Pädagogik

mit den Vertiefungsrichtungen

- Erwachsenenbildung

- Berufsbildung

- Sozialpädagogik

Betriebs- und Organisationswissenschaft 

mit den Vertiefungsrichtungen

- Betrlebswlssenschaft

- Organisationswissenschaft

Informatik

Luft- und Raumfahrttechnik
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Maschinenbau

mit den Vertlefungsrlchtungen

- Schiffsmaschinenbau

- »ahrzeugtechnik

Elektrotechnik

mit den Vertiefungsrichtungen

- Elektrische Energietechnik

- Nachrichtentechnik

Bauingenieurwesen mit Vermessungswesen

Wie das Curriculum die Lemzlele möglichst genau beschreiben 

soll, so muß es auch fachübergreifende allgemeine Lemzlele, 

wie z.B. Kreativität; Kommunlkaflonsfählgkelt etc. benennen, 

die durch ärzlehungs- und gesellschaftswissenschaftliche An­

leitung der Fachstudiengänge zu Vermitteln sind. Mit der Orien­

tierungsphase beginnend, sollen damit dem Studenten diejenigen 

Kenntnisse, Einsichten und Verhaltensweisen vermittelt werden, 

die Ihn befähigen, seine Jeweilige Studiensituation ln fach­

übergreifendem Sinne zu verstehen und zu bewältigen sowie Er­

fahrung ln sozialen Prozessen zu gewinnen, in die er selbst 

einbezogen ist.

Erzlehungs- und gesellschaftswissenschaftliche Anleitung als 

Vermittlung fachübergreifender Fähigkeiten Ist Studien- und 

berufsbezogen zugleich - Theorie und Anwendung. Die erziehungs­

wissenschaftliche Komponente ermöglicht es dem Studenten, die 

eigene pädagogische Situation zu bewältigen und damit verall­

gemeinerungsfähige Erfahrungen für seine künftige Tätigkeit 

als Ausbilder und Erzieher zu sammeln. Darüber hinaus bezieht 

die gesellschaftswissenschaftliche Anleitung Probleme des Be­

rufsfeldes ln das Studium mit ein und verweist auf die gesell­

schaftlichen Bezüge, die sich aus den Fachstudiengängen ergeben.

XII. Die Fachrichtungen 

1. Pädagogik

Bel der Bestimmung von Studienzielen und der Entwicklung 

des Curriculums für den Fachbereich Pädagogik waren zwei 

Gesichtspunkte maßgebend: Bezugnahme des Pädagogikstudiums 

auf das militärische und zivile Berufsfeld und Differen­

zierung nach den Studienschwerpunkten Erwachsenenbildung, 

Sozialpädagogik, Betriebliches und Berufliches Ausbildungs­

wesen. Davon ausgehend soll der Studierende ln die Lage 

versetzt werden, den Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

Uber Lehr- und Lemvorgänge lm weitesten Sinne Überblicken 

sowie die weitere Entwicklung ln diesem Bereich verfolgen 

und verstehen zu können. Weiter soll er ein kritisches Ver­

ständnis von kulturellen, gesellschaftlichen und politischen 

Zusammenhängen, die auf Erziehung und Bildung einwirken, er­

werben und schließlich befähigt sein, an der Revision von 

Blldungsprogrammen im Bereich des gewählten Studienschwer­

punktes eigenständig mitzuwirken.

Die Bundeswehr weist ein vielfältiges Gebiet pädagogischer 

Betätigung auf: der ausbildende Offizier hat Ausblldungs- 

abläufe zu planen, zu organisieren, durchzuführen und zu 

kontrollieren; er muß Verhaltensstörungen erkennen und Lem- 

schwlerlgkelten beseitigen helfen können; denn er steht 

Immer wieder komplizierten Problemen der Menschenführung 

gegenüber. Zu Ihrer Bewältigung hat er statt schematischer 

Anwendung eines Erziehungsmittelkatalogs wissenschaftlich 

begründete Maßnahmen elnzulelten. Er sollte schließlich 

fähig sein, selbständig pädagogische Fragestellungen aus 

seiner Berufspraxis als Offizier ln die Erziehungswissen­

schaft einzubringen, Ergebnisse entsprechender Untersuchun­

gen aufzugreifen und wiederum ln die Praxis umzusetzen.
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Nach seinem Ausscheiden aus der Bundeswehr hat der Offizier 

Je nach gewählter Vertiefungsrichtung vielfältige Berufs- 

mögllchkelten im Zivilbereich. Der Pädagoge mit Vertiefungs­

richtung Erwachsenenbildung.wird ln Institutionen der Er­

wachsenenbildung wie Volkshochschulen, Akademien, Schulungs­

zentren von Kirchen, Gewerkschaften und Verbänden tätig 

sein, wo sich ihm Aufgaben auf den Gebieten der Planung, 

Verwaltung, Leitung und der Kooperation mit ehren- oder 

nebenamtlichen Mitarbeitern stellen. Der vor allem sozial­

pädagogisch Ausgebildete wird Funktionen lm Bereich der So­

zial- und Gemeinwesenarbeit wahrnehmen. Er wird dabei Auf­

gaben in Behörden, Verbänden, Gewerkschaften, Kammern, Be­

trieben und Versicherungen übernehmen oder an Ausblldungs- 

stätten für Sozialberufe in der Lehre tätig sein. Der Päda­

goge mit der Vertiefungsrichtung Berufspädagogik nimmt I q  

Betrieben, Industrieverbänden, Kammern und Gewerkschaften 

Lehr- und Unterrichtsaufgaben wahr, Ist ln der Ausbildungs­

und Berufsberatung tätig oder beschäftigt sich mit Planung, 

Organisation und Verwaltung, beruflicher Aus-, Fort- und 

Weiterbildung.

Das Studium gliedert sich in zwei Abschnitte. Das Grundstu­

dium im 1. und 2. Studienjahr vermittelt vor allem solche 

Kenntnisse und Fähigkeiten, die Grundlagen Jeder pädagogi­

schen Tätigkeit darstellen. Themen und Teilbereiche sind dem 

zeitlichen Ablauf nach: Grundbegriffe der Pädagogik; Einfüh­

rung ln Psychologie, Soziologie und Statistik; wissenschafts­

theoretische Ansätze der Pädagogik; Gedächtnis, Denken, 

Lernen; Motivation; Geschichte der Pädagogik; Gesellschaft 

und Erziehung, Empirische Sozialforschung; Theorien zur So­

zialisation; Sozialpsychologle der Erziehung; Grundlagen 

der Entwicklungspsychologie; Sozialisation; Gruppenprozesse; 

Schulsysteme sowie Theorien der Didaktik. Am Ende des Grund­

studiums Ist im Rahmen einer Prüfung ein Nachweis der er­

worbenen Kenntnisse und Fähigkeiten ln Allgemeiner Pädagogik,

(21)
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Didaktik und einem Wahlfach zu erbringen. Danach bereitet 

eine Vertiefungsrichtung - wahlweise Erwachsenenbildung, 

Berufspädagpgik oder Sozialpädagogik - auf einen Spezial­

bereich der Berufspraxis vor. Für den Erwerb des Diploms 

Ist die Anfertigung einer wissenschaftlichen Arbeit (Diplom- 

Arbeit) aus der vom Studenten gewählten Vertiefungsrichtung 

sowie die Ablegung einer Prüfung ''ogesehen.
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D ie sch leichendeL iqu id ierung  
desTutorenprogram m s.

Der Versuch der staatlichen und uni­
versitären Administration, die rudimen­
täre Autonomie der Tutorien restlos zu 
liquidieren, soll allgemein begründet und 
parallel dazu des öfteren mit Beispielen 
aus dem FB Wirtschaftswissenschaften 
(WiWi) der Frankfurt Universität belegt 
werden, damit klar wird, daß die Tenden­
zen bereits “hier und heute” ihre durchaus 
konkreten Konsequenzen haben.

Die Einrichtung von Tutorien waren 
eines der nachhaltig wichtigsten Resultate 
der antiautoritären Studentenrevolte En­
de der Sechziger Jahre. Der Vorlesungsbe­
trieb erschöpfte sich vorher weitgehend in 
überfüllten Massenveranstaltungen, die 
schon aus strukturellen Gründen regelmäs­
sig kritische Diskussionen verhindern muß­
ten, ganz abgesehen von den didaktischen 
Mängeln,die Massenveranstaltungen dieser 
Art notwendig anhaften. Die aus dieser 
Studiensituation vordergründig verständli­
chen Forderungen nach Gegenveranstal­
tungen ajs Alternative zum bürgerlichen 
Lehrbetrieb fanden im Scheitern des Ber­
liner Projektes “Kritische Universität” 
ihr desillusionierendcs Ende. Lediglich in 
den, in der Folgezeit eingerichteten Tu­
torien, fand dieses Konzept der Gegen­
universität ihren kanalisierten Nieder­
schlag. Tutorien wurden eingerichtet um 
beispielsweise Studienanfängern in Klein- 
gruppenarbeit über Integrationsschwicrig- 
keiten hinwegzuhelfen, in Studienprojek­
ten Anleitungsfunktion zu übernehmen 
oder wie im exemplarischen Fachbereich 
die Veranstaltungen des Grundstudiums 
durch Gruppenarbeit zu ergänzen. Die 
Autonomie der Tutoren war vergleichs­
weise groß, sic waren den Hochschulleh­
rern gegenüber nicht unmittelbar verant­
wortlich und das Fehlen einer inhaltlichen 
Profilvorgabc der Einführungsveranstal­
tungen vergrößerten wenigstens potetiell 
die Variationsmöglichkeiten der Tutoren. 
Selbst die Finanzierung war gelegentlich 
außeruniversitär, im FB WiWi übernahm 
die Stiftung Volkswagenwerk die Startfi­
nanzierung.

Man fragt sich, was die Bürokratie ver­
anlaßt hat, gerade dieses Element aus dem 
Forderungskatalog der kämpfenden Stu­
denten in dieser Weise aufzunehmen. Zu­
nehmend wurde klar, daß eine traditionel­
le hierarchisierte Ordinarienuniversität 
den veränderten Anforderungen einer dem 
Kapital subsumierten Hochschule 
nicht gerecht wurde. Die zunehmende Sub­
sumtion der Universität unter das Kapital­
verhältnis hat neben der notwendigen An­
passungsreform der Studien- und For­

schungsorganisation seine inhaltliche Kon­
sequenz: die Fiktion eigendynamischer 
Wissenschaftsprozesse zerbröselt vor der 
Notwendigkeit einer spezifisch kapitalisti­
schen Instrumentalisierbarkeit wissen­
schaftlicher Arbeit. In den Geisteswissen­
schaften findet der Subsumtionsprozeß 
in der Ablösung hermeneutischer Wissen­
schaftstheorie durch die positivistische 
ihren ideellen Ausdruck. Die Eigenwillig­
keit selbstherrlicher Ordinarien mußte vor 
diesem Hintergrund partiell demontiert 
werden, Vorlesungsinhalte waren nicht 
mehr beliebig zu bestimmen, die Form der 
Veranstaltungen im Grundstudium war 
funktionaler umzugestalten. In diesem Zu­
sammenhang schien die Einrichtung von 
Kleingruppenarbeit geeignet, strukturelle 
Mängel des klassischen Vorlesungsbetrie­
bes zu kompensieren. Schließlich kann 
mit der Einrichtung der Tutorien noch 
eine Pazifizierungsabsicht unterstellt wer­
den. Konflikte in den Vorlesungen lassen 
sich möglicherweise in die Arbeitsgruppen 
auslagern, dort ist das “Diskussionsklima” , 
das Kritik weich abfangen kann.

Erst nachträglich wurden die Risiken, 
die mit der notwendigen Einrichtung der 
Tutorien verbunden waren, für die Büro­
kratie sichtbar. Die Tutorien erwiesen 
sich gelegentlich gerade als eine strate­
gische Position für die Kritik bürgerli­
cher Lehrinhalte. Gerade dort, wo die 
Verschulungstendcnz noch nicht voll 
durchgeschlagen war, ermöglicht die 
Kleingruppenarbeit gerade die kollektive 
Erarbeitung der Kritik von Lehrveranstal­
tungen. Die Gefahr mußte umsogrößer 
erscheinen, als die personelle Auswahl der 
Tutoren im Rahmen der hochschulpoliti- 
schen Integrationsstrategie 1970/71 un­
abhängig von Hochschullehrern durch pa­
ritätisch besetzte Fakultäts- oder Fach- 
bereichsgreinicn vorgenopimen wurde. Die 
Tutoren waren damit auch persönlich 
weitgehend unabhängig von der Bewer­
tung durch die Hochschullehrer. Diese po­
tentielle Widerstandsnester gegen die nun 
einsetzende inhaltliche Normierung der 
Studiengänge mußte somit zwangsläufig 
nach und nach von der kapitalistischen 
Kultusbürokratie destruiert werden.

Daß die Gefahr für die Administration 
durchaus real ist, zeigen ebenfalls aus dem 
FB WiWi folgende Beispiele. Im SS 1972 
finden in einer Veranstaltung “Makroöko­
nomie” von Prof. Gehring Auseinander­
setzungen um die inhaltliche Struktur der 
Vorlesung und die Diskussionsfreiheit 
statt. Die Tutoren unterstützen die For­
derungen der Studenten. Gehring verläßt

irgendwann mitten im Semester den Saal 
und bricht die Lehrveranstaltung ab, wohl­
wissend, welche Konsequenzen das für 
die Studenten hat, die auf diese Veranstal­
tung angewiesen sind. Die Tutorengruppcn 
arbeiten jedoch weiter und fangen damit das 
Eqnessungsmanöver ab. Zum Zeitpunkt 
der Abfassung dieses Artikels spielt sich 
im FB fast eine Neuauflage dieses Kon­
flikts in erweitertem Rahmen ab. Prof. En­
gels will seine Ideologie in der Einführungs­
vorlesung für Wirtschaftswissenschaftler 
mit der Pression tabuisieren, die Veran­
staltung abzubrechen. Die Erpressung hat­
te allerdings keine materielle Grundlage, 
da die Veranstaltung für die inzwischen ^  
im FB 2 eingerichtete Zwischenprüfung 
belanglos ist. Mit dem heuchlerischen Hin­
weis auf die Verletzung des Grundrechtes 
von Freiheit und Lehre muß deshalb die 
Solidarität der Kampanei helfen; die Hoch­
schullehrer beschließen einen einwöchigen 
Lehrhoykott, auf Fachbereichsebene, ver­
bunden mit der Drohung, den Lehrboy­
kott bei weiteren “Störungen” auf das Se­
mester auszudehnen. Die Tutoren versu­
chen diese Drohung (für die Studenten im 
Grundstudium mit Regelstudienzeiten hat 
der Ausfall von notwendigen Leistungs­
nachweisen katastrophale Konsequenzen) 
mit der Ankündigung der modifizierten 
Aufrechterhaltung des Lehrbetriebes zu 
unterlaufen, obwohl ihnen die Abhaltung 
von Tutorengruppcn vom Dekanat unter­
sagt wurde. Diese Beispiele lassen sich auf 
andere Fachbereiche erweitern. Trotzdem m 
darf man die Homogenität der Tutoren ™ 
nicht überschätzen. Die Konflikte sind in 
der Regel individuell, sodaß man eben 
doch nur mit dem potentiellen Risiko ar­
gumentieren kann.

Die so aus der Herrschaftslogik folge­
richtige Liquidierung einer unabhängigen 
Tutorenarbeit ist nun allerdings alles an­
dere als eine isolierte Maßnahme, sondern 
cingelagert in einen allgemeinen lioch- 
schulpolitischen Roll-back im Anschluß 
an das Scheitern der Integrationspolitik.
Die Maßnahmen gegen die Tutoren lassen 
sich schon jetzt deduzieren, bevor die 
Maßnahmen im einzelnen wirksam werden:
— Unterstellung der Tutorenarbeit un­

ter die inhaltliche Verantwortung 
des Hochschullehrers

— Modifikation des Einstcllungsver- 
fahrens

— Modifikation der Finanzierung
— Ausschuß von linken Tutoren aus 

der Arbeit
Wir werden den “roten” Faden dieser 

Maßnahmen im Verordnungswald der Bü­
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rokratie wiederfinden. Der HRG-Entwurf 
räumt zwar ein, daß die Einstellung von 
Tutoren über FB-Gremien abzuwickeln 
ist, aber auch hier nur im Einvernehmen 
mit dem Hochschullehrer. Praktisch könn­
te sich damit die Kompetenz des FB-Gre- 
miums aufheben (im übrigen ersparen wir 
uns hier die Prognose über die Zusammen­
setzung dieses Gremiums nach dem Ver­
fassungsgerichtsurteil zur Mitbestimmung 
an den Universitäten).

Die noch nicht rechtswirksamen Bestim­
mungen des HRG werden bereits teilweise 
antizipiert in den “Richtlinien für die 
Durchführung der Tutorenprogramme der

f nder” der Kultusministerkonferenz vom 
.5.71. Aber hier reduziert sich das “Ein­

vernehmen” des Hochschullehrers bei der 
Einstellung von Tutoren nur auf ein Vor­
schlagsrecht und zusätzlich erlaubt die 
Charakterisierung der Tutorcnarbeit als 
u.a. “ergänzend” noch genügend inhaltli­
che Variationsmöglichkeiten in der Tuto- 
renpraxis.

Auf der (rechtlich nicht immer 
einwandfreien) Grundlage verschiedener 
Erlasse des Hess. Kultusministers Friede­
burg, SPD, hat die Rechtsabteilung der 
Universität die “Rechtsgrundlagen der 
Beschäftigung und Einstellung der Tuto­
ren“ neu zu definieren versucht. Das Prä­
sidialamt beruft sich dabei insbesondere 
auf die Konvergenz mit den Bestimmun­
gen des zukünftigen HRG und das nach 
Meinung des Verfassers nicht ganz zu un­

e c h t .  Zwar bleiben die Bestimmungen 
roer Tutorcnarbeit, wie wir gesehen ha­
ben, im HRG vergleichsweise unbestimmt, 
aber die “fachliche Verantwortung” des 
Hochschullehrers im HRG-Entwurf zielt 
letztlich auf die inhaltliche Kanalisierung 
der Tutorenarbcit ab, ja muß es vor dem 
Hintergrund seines Begründungszusam­
menhangs nach gerade tun. Die Flexibili­
tät der HRG-Formel ermöglicht lediglich 
die taktische Manövrierfähigkeit, die vor 
Ort hochschulpolitisch für die Bürokratie 
bei der Durchsetzung normierter Studien­
inhalte möglich ist.1

Eine Neuinterpretation der Rechts­
grundlagen macht die politische Dimen­
sion der Tutorenfrage so deutlich, daß man 
sich fast für das “klärende Wort” des Prä­
sidialamtes bedanken könnte. Die Ein­
stellungskompetenz des paritätischen FB- 
Gremiums wird vollständig unterlaufen: 
“Unter Beachtung der nur den Hochschul­
lehrern übertragenen Verantwortung kön­
nen Vorschläge zur Einstellung von Tuto­
fen nur von Professoren oder Dozenten 
kommen. Die Betriebseinheiten oder der

Fachbereich hab^n lediglich insoweit ein 
Anhörungsrecht.”2 Darüberhinaus wird 
na'ch den Richtlinien den Hochschulleh­
rern auch die finanzielle Kompetenz über­
eignet. “Es ist Sache der Fachbereiche, 
diese M ittel. . . .  den Hochschullehrern 
unmittelbar oder durch die Betriebsein­
heiten mittelbar zur Verfügung zu stellen.”

Diese beiden Kompetenzverschiebun­
gen haben mit Sicherheit eine erhebliche 
Revision bisheriger Tutorenselektionsmu- 
ster zur Folge. Die Stoßrichtung dieser 
Kompetenzverschiebung läßt sich bei Lek­
türe mit leichter Hand beantworten.: “Son­
derhinweis: Der Präsident hat im Einzel­
fall zu prüfen, ob ein Bewerber, der sich 
an Störungen des Lehrbetriebes innerhalb 
der Universität beteiligt hat, deswegen 
dauernd von der Beschäftigung ausgeschlos­
sen werden soll.” Da der Begriff “Stö­
rungen” nicht weiter inhaltlich angefüllt 
wurde, ist mit ihm beliebig zu operieren. 
Ganz abgesehen davon, daß solche Richt­
linien professoralen Denunzianten ein 
breites Betätigungsfeld eröffnet, läßt sich 
mit den Richtlinien seitens des Präsiden­
ten bei Bedarf verhindern, daß sich linke 
Dozenten entsprechende Tutoren zulegen. 
Diese Tätigkeitsverbotskompetenz des 
Präsidenten ist dabei kein isolierter Ein­
fall der Uni-Spitze, sondern sie genießt 
durchaus die Rückendeckung des Sozial­
demokraten Friedeburg, auf dessen Er­
laß sie sich gründet.

Kampfmaßnalunen der Tutoren gegen 
die neuerliche Einschränkung ihrer didak­
tischen und inhaltlichen Variationsmög­
lichkeiten sind kaum zu erwarten, auch 
wenn sie auf der Basis der Solidarität der 
Studenten ausgesprochen dringlich und 
auch möglich wären. Dies hat eine ganze 
Anzahl von strukturellen Gründen. Natür­
lich sind die Tutorenprogramme nicht po­
litisch homogen zusammengesetzt, die Ge­
meinsamkeit der Tutoren reduziert sich 
auf ihre totale finanzielle Abhängigkeit 
(jeder Tutor arbeitet als Tutor, weil es Für 
ihn finanziell unbedingt notwendig ist). 
Diese Finanzielle Abhängigkeit verhindert 
erheblich einen entscheidenden Widerstand, 
beispielsweise in Form eines Tutorenstreiks. 
Solidarisches Vorgehen im gesamtuniver­
sitären Rahmen wird durch das vollstän­
dige Fehlen interdisziplinärer Kommuni­
kation der Tutoren blockiert. Schließlich 
ist die Tutorenarbeit nur eine temporäre 
Tätigkeit, in der die Neigung zur inhaltli­
chen Ergänzung von Vorlesungen, d.h. 
zu Zusätzlicher Arbeit unter arbeitsökono­
mischen Gesichtspunkten denkbar gering 
ist, wenn keine ausreichende politische

Motivation vorhanden ist.
Die formelle Liquidierung wirklicher 

Kleingruppenarbeit ist allerdings vor allem 
nicht isoliert überzubewerten. Der Prü­
fungsdruck durch Einführung neuer, ins- 
besonders studienbegleitender Prüfungs­
systeme (3) zwingt dem Studenten eine 
permanente Leistungskontrolle ab, und 
verhindert damit eine intensive Diskussion 
der Lehrinhalte. Das Grundstudium ist in 
vielen Fachbereichen bereits heute ein 
oberflächlicher Einpaukbetrieb, in dem 
die Gruppenarbeit faktisch zur puren 
Nachbereitung versumpft. Was dem Tutor 
auf Verordnungswege angedroht wird, ist 
damit bereits längst ein Problem seiner 
Praxis. Eine Erweiterung vorgegebener 
Lehrinhalte durch die Kritik derselben, 
stößt unter den Bedingungen des verstärk­
ten Prüfungsterrors verständlicherweise 
schon bei den Studenten auf Widerstand, 
bevor sie überhaupt “amtskundlich” wer­
den. Für die Kritik der bürgerlichen Wis­
senschaften scheint so eine strategische 
Position verloren zu gehen, bevor der 
Kampf sich überhaupt entfaltet hat. Die 
inhaltlichen Auseinandersetzungen im 
Grundstudium können nicht auf dem Um­
wege über die Kleingruppendiskussion ge­
führt werden, sondern müssen in den Vor­
lesungen selbst geführt werden. Die inhalt­
liche Konzeption der Tutorenarbeit kann 
sich nur parallel zur Vorlesung selbst än­
dern.
Peer Gynt

1. Um Mißverständnisse vorzubeugen: die Aus­
schaltung der Autonomie der Tutorenarbeit 
bedeutet allenfalls kurzfristig ein Rückgriff 
auf die alte Ordinarienherrlichkeit. Dagegen 
werden die Hochschullehrer selbst längerfri­
stig hur einen reduzierten Einfluß auf die 
Studieninhalte, vor allem im Grundstudium 
haben. Staatliche Reformkommissionen wer 
den mit zentralen Prüfungs- und Curriculabe­
stimmungen die Studiengänge zentralisiert 
festlegen.

2. Im folgenden wird zitiert aus der verschick­
ten Vorlage ̂ ‘Rechtsgrundlage..” der Rechts­
abteilung im Präsidialamt der Universität.

3. Es ist interessant, wie die Forderung nach 
studienbegleitendem Prüfungssystem, die an­
fänglich durchaus von Studenten unterstützt 
wurden, weil sie den punktuellen Prüfungs­
druck zerlegt und die Zufälligkeiten von 
punktuellen Prüfungsleistungen etwas objek­
tiviert, durch die Praxis in ihr Gegenteilver­
kehrt wurde, in ein System erhöhten Prü­
fungsdrucks. Dies ist insoweit ein weiteres 
Lehrstück für Reformisten, das sinnlich de­
monstriert, wie punktuelle Reformen allen­
falls die Durchbesetzungsformen hochschul- 
politischer Tendenzen tangieren können, 
nicht aber deren Durchsetzung selbst verhin­
dern (Zeitliche und inhaltliche Komprimie­
rung des Studiums, verstärkter innerer Nume­
rus Clausus).
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Dieser Artikel ist als Folge eines indi­
viduellen Prüfungskonfliktes im Wiwi- 
Fachbereich entstanden. Dieser Konflikt 
hat sich zu einem (zumindest latent) hoch- 
sehulpolitischen Konflikt ausgeweitet. Not­
wendig wurde dadurch eine Analyse der 
politischen, daß heißt der Herrschafts- 
Funktion von Prüfungen.

Lernen aus Prüfungen
Es war einmal ein Prüfling, der nach sei­

ner Diplomarbeit und seinen schriftlichen 
Klausuren nicht mehr durchs Examen fal­
len konnte. Auch wenn er in seinen fünf 
mündlichen Prüfungen nur Fünfen bekom­
men hätte, hätte er die Uni mit einer Drei 
im Examen verlassen können. Da überleg­
te er sich, daß ihm die Drei langen würde 
und lernte für die Prüfungen nichts.

Aber aus den Prüfungen hat er was ge­
lernt, und das kam so:
Aus der ersten Prüfung lernte er, daß es 
keinem nützt, wenn außer ihm selbst kei­
ner merkt, daß er die Prüfung “verweigert” 
hat. Und darum hat er am Ende der näch­
sten Prüfung diese selbst zur Sprache ge­
bracht bzw. deren Unsinn. Daraus lernte er, 
daß man sowas durchaus machen kann, ohne 
dann eine schlechtere Note zu bekommen 
oder gar den Kopf ab. So hat er dann die 
gesamte dritte Prüfung mit Reden über 
Prüfungsunsinn und Eignungsfeststellung 
zugebracht und hat immer noch nicht ge­
merkt, daß Prüfungen durchaus einen 
Sinn haben und für wen sie sinnvoll sind, 
ln der vierten Prüfung ist ihm dann einge­
fallen, daß mündliche Prüfungen auch wis­
senschaftlich angreifbar sind und daß er 
gerne der Notenfindung von Prüfer + Bei­
prüfer bewohnen möchte. Die Forderung 
nach Anwesenheitsrecht wurde ihm aber 
unter Berufung auf die Prüfungsordnung 
abgelehnt. Da hat er sich für die letzte 
Prüfung erkundigt, obs überhaupt in der 
Prüfungsordnung steht, daß die Notenfin­
dung nicht öffentlich sein soll, und siehe, 
es stand nirgends.

Weil ihn das wissenschaftliche Dispu­
tieren über Prüfungen aber nicht so recht 
seine Ansichten ausdrücken ließ, hat er 
mit Freunden darüber diskutiert und ein 
Buch zur Funktion von Prüfungen gele­
sen1 . Und dann hat er mit Freunden und 
Genossen seine Erkenntnisse in die Tat um­
gesetzt und in der Prüfung die Herrschafts­
funktion von Prüfungen diskutiert. Der 
Prof, hat da gesagt “ ich bin ein Reformer” 
und hat dem Prüfling und dem zweiten, 
der auch mitgemacht hat, eine Fünf gege­
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ben und den dritten Mitprüfling auf dessen 
Wunsch in Ökonomie geprüft (es war näm­
lich eine Prüfung in Allgemeiner Volks­
wirtschaftslehre). Aber der Forderung nach 
Öffentlichkeit der Notenfindung hat er, 
als Reformer, nachgegeben. Und so wurde 
die Note des dritten Mannes öffentlich er­
mittelt. Bei dieser “Notenfindung” gings 
dann nicht etwa nach Kriterien — dies hat 
er gewußt/jenes nicht — sondern es wurde 
halt eine Note festgesetzt.

Dieser Präzedenzfall für Öffentlichkeit 
der Notenfindung machte dann zweierlei 
notwendig:
1. das offenliegende Konfliktpotential 

dadurch zu nutzen, daß man in die an­
deren mündlichen Prüfungen reinging 
und echte Öffentlichkeit forderte

2. langfristiger war der Sinn einer Forde­
rung nach Veröffentlichung der Noten­
findung zu diskutieren.

Vom “er” zum “wir”
Wir sind am nächsten Tag zu einem der 

schlimmsten Reaktionäre an unserem Fach­
bereich (Wiwi) in eine Prüfung gegangen 
und haben mit den drei Prüflingen abge­
sprochen, was passieren würde. Sie waren 
emverstanden. Der Prof, verhielt sich wäh­
rend der Prüfung so: wußte der Kandidat 
keine Antwort, so wurde minutenlang ge­
wartet, gemustert, gegrinst, um dann das 
Nichtwissen schriftlich festzuhalten und 
zum nächsten Prüfling überzugehen. (Ver­
bürgt ist auch, daß er in einer früheren Prü­
fung einen gefragt hat, ob er sich seinen 
Anzug neu für die Prüfung gekauft hat, 
und, als ja, ihm gesagt hat, er hätte sich 
lieber Lehrbücher für das Geld kaufen 
sollen). Es hat sich aber keiner dazu pro­
vozieren lassen, ihm eine reinzuhauen. Eine 
Provokation war die Prüfung, weil eine an­
gemessene Antwort auf den Prüfungster­
ror halt Gegente.vor gewesen wäre -  aber 
Gegenterror ein willkommener Anlaß für 
die Profs wäre, die Öffentlichkeit bei Prü­
fungen ganz auszuschließen.

Unsere Forderung nach Öffentlichkeit 
der Notenfindung hat der Prof dann abge­
lehnt. Als wir die Öffentlichkeit durch Drin­
bleiben hersteilen wollten, ist halt er raus­
gerannt, und zwar ins Prüfungsamt, um 
dort die geheime Kunst der Notengebung 
auszuüben. Die Noten der Prüflinge fielen 
trotz (oder wegen) der Konfrontation 
überraschend gut aus. Eine Geprüfte er­
klärte sich spontan bereit, bei der nächsten 
Aktion mitzumachen. Bei dieser nächsten 
Aktion — es war die letzte Prüfung dieses

Semesters im Wiwi Fachbereich — haben 
wir wiederum die Forderung nach Öffent­
lichkeit der Notenfindung gestellt. Der 
Prof antwortete insgesamt mit einer Dro­
hung auf Hausfriedensbruchanzeige. Da 
sind wir halt rausgegangen. Der Terror, 
der sich in diesen Prüfungen darstellt und 
die daraus resultierende ohnmächtige Wut 
veranlaßte dann einen von uns, dem Prof, 
sich gleichzeitig entschuldigend (und nicht 
DANACH, wies die FAZ vom 14.12.73 ge­
schrieben hat), eine zu scheuern.

Direkt im Anschluß an die Ohrfeigen­
prüfung haben wir einen Bericht über die 
Sache gemacht, der zur Wiwi-Vollversamm- 
lung als SOHOG-Info rauskam. Da kann^)v 
man alles nochmal genauer nachlesen -  
viel emotionaler, weniger analytisch, dafür 
ausführlicher.Die Analyse der politischen 
Bedeutung von Prüfungen, die dort zu 
kurz kam, soll im folgenden durchgeführt 
werden und zur Grundlage der längerfristi­
gen Diskussion über den Prüfungskampf 
dienen.

Prüfung und Herrschaft
“Unsere” Gesellschaft ist dadurch cha­

rakterisiert, daß es Herrschende und Un­
terdrückte gibt. Das gesamte Ausbildungs­
system, und im speziellen dessen Prüfungs­
wesen, sorgt gleichzeitig für klassenspezi­
fische Unterdrückung und deren Ver­
schleierung, wie folgt: Dadurch, daß jede 
Ausbildungszeit als Wettbewerb um Noten 
veranstaltet wird, scheint den Verlierern W  
dieses Wettbewerbs ihre daraus resultieren­
de unterprivilegierte Stellung mindestens 
gottgegeben, auf jeden Fall aber in Ord­
nung. Und diese Haltung “ ich bin unter­
privilegiert, weil ich schlechtere Fähigkei­
ten habe als die Anderen” dient der Sta­
bilisierung der Machtverhältnisse.

An der Universität, da sitzen bereits 
Privilegierte (denn wieviel Prozent der 
20-25jährigen studieren denn? Und wie­
viele davon sind Arbeiterkinder? ) Von 
ihnen scheiden im Lauf des Studiums et­
wa 30 % aus, weil sie entweder an den Lei- 
stungs- d.h. Anpassungszwängen kaputt­
gehen oder ihnen die materielle Basis ent­
zogen wird/fehlt,

Diejenigen aber, dies bis zum Examen 
schaffen, werden sozial privilegierte Po­
sitionen einnehmen. Und darum muß sich 
die herrschende Klasse auf deren Loyali­
tät verlassen können. Das heißt, daß es für 
die Absicherung der bestehenden Macht­
verteilung wichtig ist, daß die Universi­
tätsausbildung die Intelligenz zu einer Iden-
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tifikation mit den Wertvorstellungen der 
herrschenden Klasse bringt. Speziell in der 
Wiwi-Ausbildung (Volkswirte, Betriebs­
wirte, Berufsschullehrer) soll eine Inden- 
tität mit den Kapitalinteressen hergestellt 
werden, ln letzter Zeit brechen hier die 
Konflikte auch am heftigsten auf: Streik 
gegen die Zwischenprüfungsordnung (ZPO) 
1971, jetzt in der Engels-Vorlesung, Prü­
fungskampf.

Wie werden die Kapitalinteressen an der 
Universität durchgesetzt? Wenns hart auf 
hart geht, mit Polizeiknüppeln (ZPO-Streik, 
Engels-Vorlesung) und/oder Staatsanwalt: 
Strafanzeigen von Kantzenbach/Engels ge­
gen Milles und Heimann; Drohung mit 
Hausfriedensbruchanzeige im Prüfungs­
kampf; Rundschreiben der Unibürokratie 
an Ökonomie-Profs, um rauszukriegen, 
wer der Typ war, der die Prüfung verwei­
gert hat; Hausverbot an der ganzen Uni 
für Gerd Finger.

In der Regel aber genügen die Prüfun­
gen zur Disziplinierung der Studenten. 
Durchgesetzt wird das Interesse der Herr­
schenden über den individuellen Angstme­
chanismus, dem der Einzelne in der Prü­
fung unterliegt. Der Mechanismus bewirkt, 
daß der Druck der Herrschenden von dem, 
der das Angstritual überstellt, später nach 
unten weitergegeben wird.

Das Prüfungsritual “funktioniert” da­
durch, daß der Prüfling in eine Angstsitua­
tion versetzt wird, die er überwinden muß. 
Psychoanalytiker weisen auf die Parallelen 
zur infantilen Strafsituation hin, im Hin­
blick auf die Machtlosigkeit und Unmün­
digkeit des Prüflings. Die daraus resultie­
rende Kastrationsangst (Wiederholung der 
Ödipussituation) wird überwunden durch 
Identifikation mit dem Aggressor2. Bet­
telheim hat als Beispiel für diesen Ablauf 
das Verhalten von Häftlingen in Konzen­
trationslagern angeführt — Häftlinge in- 
ternalisieren die Werte und Normen ihrer 
Aufpasser und werden zu Mitaufpassern 
gegen die restlichen Häftlinge3. (Paralle­
len zur Situation von Assistenten in Prü­
fungen nicht von der Hand zu weisen.)

Will man die Nichtöffentlichkeit von 
Prüfungen verfolgen, so stößt man auf die 
Parallelität von Prüfungen und Initiations­
riten. Beispiele für solche Riten sind Be­
schneidungen oder Konfirmation. Die Ini­
tiationsriten sind stark mit Tabus besetzt, 
ihr Ablauf ist mythologisch beeinflußt.
Die Prozedur ist streng geheim, darf nicht 
angetastet oder etwa geändert werden. 
Irgendwelche Autoritäten stehen dem ein­
zelnen Neuaufzunehmenden gegenüber.
Ob der Unmündige aufgenommen wird, ent­
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scheidet die nicht hinterfragbare Autori­
tät, z.B. in Gestalt eines Medizinmannes 
in Trance (oder an der Uni Prüfer + Bei­
prüfer). Die Angst muß natürlich gesichert 
werden durch abschreckende Sterbe- (bei 
den Beschneidungsritualen) bzw. Durchfall­
quoten (bei Prüfungen). Der Sprung von 
der Unmündigkeit zur Mündigkeit, zur 
neuen Identität als Erwachsener/Akademi- 
ker, wird ermögücht durch Identifikation 
mit dem Aggressor.

Eine Durchbrechung des Rituals wird 
durch die jeweilige Gesetzgebung verhin­
dert. In Cambridge mußten im Mittelalter 
die Kandidaten schwören, sich nicht nach­
träglich an den Prüfern zu rächen. In Hei­
delberg war nach der Examensordnung 
von 1501 den Kandidaten das Tragen lan­
ger Messer in den Prüfungen untersagt 4 . 
Ohrfeigen nehmen sich in diesem Zusam­
menhang eher harmlos aus, von einer For­
derung nach Anwesenheit bei der Noten­
findung ganz abzusehen (und auch die 
wird mit Hilfe des Staatsanwalts verhin­
dert).

Es zeigt sich hier, was auch in anderen 
politischen Zusammenhängen sichtbar ist: 
die Interessen der Herrschenden, die sich 
hier an einer Aufrechterhaltung des Prü­
fungsrituals ausdrücken, werden abgesi­
chert durch Gesetze, die eben die Gesetze 
der Herrschenden sind.

Man könnte nun auf die Idee kommen, 
daß die Prüfungen ja dann ihre Herrschafts­
funktion verlieren, wenn die rituelle Angst 
abgebaut würde (d.h. Entritualisierung der 
Prüfung durch Demokratisierung).

Dabei läßt man aber die schwerwiegend­
ste und so im Sinne der herrschenden Klas­
se am besten funktionierende Angst außer 
Acht: nämlich die Status- und Dequalifi- 
zierungsangst. Die Prüfungszensuren ent­
scheiden über die künftigen Lebenschancen 
des Geprüften. Sie entscheiden oft im Vor­
aus, welche Stelle und welches Gehalt ein 
Akademiker erhaben kann. Und diese 
Angst kann durch keine Reform des Prü­
fungssystems abgeschafft werden. Kvale 
schreibt dazu:“ Abgesehen davon, wie 
angstreduzierend die Prüfungssituation 
selbst gestaltet werden könnte, wird ein 
rigoroses Rekrutierungssystem in einer Ge­
sellschaft mit großem ökonomischen Ge­
fälle eine materielle Prüfungsangst ständig 
reproduzieren und damit perpetuieren.”5

Unter diesem Blickwinkel dient natür­
lich ein Kampf um eine Demokratisierung 
der Prüfungen nur der Verschleierung des 
Charakters von Prüfungen, da Prüfungen 
als solche ( “Wettbewerb”) und in diesem 
System akzeptiert werden. Dieser Kampf

um technokratische Verbesserungen dient 
dann lediglich der Effektivierung kapitali­
stischer Herrschaft durch das Prüfungswe­
sen.

Ein anderer Gesichtspunkt läßt den Prü­
fungskampf dennoch notwendig erschei­
nen. Jeder Kampf gegen bestehende For­
men von Machtausübung zwingt die Herr­
schenden, den wahren Charakter der schein­
bar “objektiven Sachzwänge” -  hier Prü­
fungen — zu zeigen, indem sie zur Siche­
rung ihrer Interessen ihren Machtapparat 
auffahren lassen: Uni-Rechtsabteilung, Po­
lizei, Staatsanwalt. Und deswegen wird 
der Prüfungskampf ein weiteres Lehrstück 
im Kampf gegen die Ordinarienuniversi- 0 '  
tät werden.

Konkrete Forderungen im Prüfungskampf 
Öffentlichkeit der Prüfungen einschließ­

lich Notendiskussion an allen Fachberei­
chen

In vielen Fällen erlebt man, daß der prü­
fende Prof als Beisitzer einen seiner eige­
nen Assistenten dabeihat. Dadurch wird 
die vorgegaukelte Objektivierung der Prü­
fung durch einen “Bef’prüfer natürlich 
ins Gegenteil verkehrt: anstatt eine Kon­
trolle auszuüben, wird der Assistent sei­
nem Prof (aus materiellen Gründen) halt 
keine Widerworte geben. Forderung:

Der Beiprüfer darf nicht vom Lehrstuhl 
des Prüfers kommen

$

Jeder muß fürs Examen Prüfungsgebüh­
ren bezahlen. Warum? ? Das Prüfungsamt 
wird für solche Arbeiten bezahlt (darum 
heißts ja PRÜFUNGSamt). Für den Prof 
gehören Prüfungen selbstverständlich zu 
seinem Lehrauftrag. Wieso soll er also für 
diese “Arbeit” , die er bei den schriftlichen 
Klausuren eh meistens den Assistenten auf­
hängt, noch Extratantiemen einstreichen? 
Forderung:

Abschaffung der Prüfungsgebühren in 
Zwischenprüfung und Hauptexamen 

Arbeitsgruppe 
Prüfungen im FB 2

1) Stcinar Kvale: Prüfung und Herrschaft, Beltz 
1972, DM' 10,-

2) Anna Freud: Das Ich und die Abwehrmecha­
nismen, Wien 1961

3) B. Bettelheim: Individual and mass beha- 
viour in extreme situations, Journal of abnor­
mal and social psychology, 38, 1943, S. 417- 
452

4) Siehe Steinar Kvale, S. 126
5) Steinar Kvale, S. 149



POLIZEIDOKUM ENTATION  
ZU M  KETTENHOFW EG 51.

\

Nachdem die frankfurter Polizeifiih- 
rung vor einem dreiviertel Jahr unter mas­
siven öffentlichen Beschuß geraten war, 
weil sie die Einsätze um den Kettenhof­
weg 51 mit einer kaum zu übertreffenden 
Kombination aus polizeilicher Unfähig­
keit und brutaler Gewalt durchgeführt hat­
te, konnte sie endlich im Dezember 73 
eine publizistische Antwort geben. Heraus­
gegeben von der Pressestelle der frankfur­
ter Polizei ist die “Dokumentation zum 
Polizeieinsatz um das Haus Kettenhofweg 
5 1 ” erschienen.

Diese Rechtfertigung mißlang, mußte 
mißlingen. In der Vorbemerkung heißt 
B “ ... geht cs der Polizei vor allem darum, 
der Wahrheit ein wenig zu ihrem Recht 
zu verhelfen”. In der Tat ist nur wenig 
Wahrheit in dieser Dokumentation; ein­
schränkend wird sogleich hervorgehoben: 
“Was die vielzitierten Ausschreitungen 
einzelner Polizeibeamte anbelangt, so be­
dürfen sic einer gesonderten Untersuchung”. 
Gerade diese Übergriffe aber interessieren 
doch die Öffentlichkeit! Sie auszusparen, 
heißt von vornchercin, schuldhaftes Ver­
hallen bei der anderen Seite zu suchen 
und mit Lügen und Entstellungen dann 
allerdings auch zu finden.

Über die “Kunstentschädigung” des 
Häuserrates hat der Diskus schon in Nr.
1/73 berichtet, sie mag hier beiseite ge­
lassen werden. Interessant wird es auf Sei­
te 8. Dort ist ganz klar erkenntlich, daß 
die Demonstration, die am 28.3.73 in der 

nenstadt gegen die bevorstehende Räu- 
ung des Hauses durchgeführt wurde, ei­

nen friedlichen Charakter hatte, bis sie 
durch die Polizei gewaltsam aufgelöst 
wurde. Es hatte sich um eine Spontan­
demonstration gehandelt, in deren Ver­
lauf keine Störungen vorkamen. Diese 
rechtlich unbedenkliche Demonstration 
wurde, auch das geht bei aufmerksamer 
Lektüre dem Leser auf, durch die Polizei 
gewaltsam zerschlagen; daß hierbei massen­
weise Passanten mißhandelt wurden, 
schreiben die anonymen Autoren einer 
Kampfanweisung der “KPD” zu -  einer 
in Frankfurt winzigen Gruppe, der cs nie­
mals gelang, die Ereignisse irgendwie zu 
beeinflussen. Richtiger Quatsch.

Die weitere Provokation der Polizei be­
stand darin, provisorische Barrikaden im 
Kettenhofweg zum Anlaßzu nehmen, 
“bürgerkriegsähnliche Zustände” zu be­
seitigen. In der Tat konnte sic zu diesem 
Zeitpunkt nicht auf ein Amtshilfeersuchen 
des Gerichtsvollziehers zurückgreifen. Da­
für aber hatte sie sich seit mehreren Stun­
den auf der Suche nach Gerichtsvollzieher

Bertholt Eis befunden, um ihn dringend zu 
ersuchen, diese Amtshilfe endlich zu er­
bitten. Die Vorbereitungen für den Ein­
satz liefen: als Bertolt Eis nicht zu finden 
war, mußten drei Müllcontainer hcrhalten. 
Daß sich Demonstranten gegen ein para­
militärisches, rechtlich unmögliches Durch­
greifen der Polizei zur Wehr setzen, bringt 
die Autoren dieser Dokumentation fast 
um den Verstand, daß bei Auseinanderset­
zungen der Qualität, bei der Polizeibeam- 
tc reihenweise nicht nur brutal knüppelten
-  das ist man ja gewöhnt — sondern auf De­
monstranten und Passanten Steine warfen, 
na, was ist das? Richtig: Notwehr.

Dazu passen auch nicht die objektiven 
Berichte des hessischen Rundfunks, die 
das Geschehen an Ort und Stelle beobach­
ten. Ihre Berichterstattung ist “einseitig” 
(Sic geben das wieder, was sie sehen, an­
statt solange zu warten bis ein erlogener 
Polizeibericht vorhanden ist). Es ist ganz 
klar: wenn Maßnahmen der Polizei rech­
tens sind, und über die Details der Bruta­
lität dieser Maßnahmen schweigt der Re­
port, dann ist jede Gegenwehr unrecht, 
verbrecherisch etc. So einfach ist das.
Dann wieder Lügen. Es sei doch Cohn- 
Bendit gewesen, der Rudi Arndt auf dem 
teach-in an der Hauptwache beschimpft 
habe. Dabei ist die Gruppe der Beamten 
des 18. politischen Kommissariats in un­
mittelbarer Nähe des Lautsprecherwagens 
gewesen und hat beobachten können, wer 
da sprach. Fragen Sie doch einmal den 
Herrn Gorius! (Der mit der Meerschaum- 
pfeifc, ja der Kleine.)

Dann die Legende der Politrocker! Ein 
paar Mann mit schwarzen Helmen -  sie 
zu tragen ist in solch von Polizei hysteri- 
sierter Stimmung wohl sinnvoll — waren 
Anlaß, Menschenjagden in Bornheim 
durchzuführen, persönliche Feindschaf­
ten, wie die des Kommissars Metz gegen 
den Demonstranten Rainer L., führen zu 
Festnahmen weit ab vom Ort des Gesche­
hens, 11jährige Mädchen werden zusam- 
mengeschlagcn etc. etc. Schuld waren die 
Politrocker, eine Erfindung paranoider 
Polizisten, die nicht begreifen, daß der 
Stein, den sie erhoben hatten, auf ihre ei­
genen Füße fiel.

Schlichtweg skandalös schließlich ist 
die Schilderung der Festnahme des Gc- 
richtsreferendars Gerhard K. Dieser hatte 
bis zum heutigen Tag kein ordentliches 
Gerichtsverfahren; wegen mangelnden Tat­
verdachts (bezüglich des Besitzes von Mol­
los) ließ ihn der Haftrichter los. Die Poli­
zei -  im Spiegeljargon neuerdings “ Bullen”
— läßt sich nicht nehmen, ihre eigene Ver­

sion, die an üble Nachrede grenzt, bei vol­
ler Namensnennung abzudrucken; dazu 
bedient sie sich diffamatorisch der Akten 
des Verfassungsschutzes aus den Jahren 
68/69, deren Inhalt, wenn strafrechtlich 
überhaupt relevant, längst unter die Am­
nestie fiel. Dann wieder Lüge: ein anony­
mer Anrufer habe die Polizei verständigt, 
daß auf dem Dach einer Tankstelle Ben­
zinflaschen ständen — es war der Tank­
stellenbesitzer selbst. Daß einzige fakti­
sche Ergebnis: in der Wohnung des K. la­
gerten hundert leere Flaschen, zum Teil 
mit identischem Ettikett. Es wird sich um 
Henninger Bier gehandelt haben.

In ihrer “Schlußbemerkung” schließen 
die Anonymi aus dem Polizeipräsidium 
den Vogel ab. I her ersetzen Zitate jede 
mögliche Satire “Junge Menschen haben 
in den letzten Jahren auf eine Reihe von 
Problemen aufmerksam gemacht, die noch 
auf ihre Lösung warten.”

“Neu ist dabei, daß die Agitatoren die 
Hoffnung auf Veränderung der Gesell­
schaft nicht auf die Arbeitermassen setzen, 
sondern ausschließlich auf schmale, politi­
sche Gruppen und Outsider. Dies dürfte 
die Hauptursache mit dafür sein, daß die 
Polizei sich heute mit Menschen auseinan­
dersetzen muß, deren wichtigste Triebfe­
dern blinder Aktivismus und permanenter 
Handlungszwang sind.”

“ ln einem bisher noch nicht gekannten 
Ausmaß sah sich die Polizei außerdem (!) 
den brutalen Widerstandhandlungen der 
Demonstranten ausgesetzt.”

Merke: es war Widerstand.
“Wer einfach randaliert und Gewalttä­

tigkeiten begeht oder soziale Forderungen 
mit sektierhaften Fanatismus verbindet, 
ist nicht nur schwer einzuschätzen (Das ist 
hinreißend O.P.), er zerstört auch die Ba­
sis für notwendige Reformen der Gesell­
schaftsstruktur.”

Ende der Satire. Die “KPD” und der 
“KSV”, die ja immer als die Hintermän­
ner des Geschehens gewittert werden, set­
zen nicht auf Arbeiter, sondern auf Out­
sider. Blinder Aktivismus dürfte die kor­
rekte Bezeichnung für das besinnungslose 
Rotieren frankfurter Polizei sein, perma­
nenter Handlungszwang ebenfalls.

Daß die Polizei uns nicht einschätzen 
kann, haben wir gemerkt.

Warum erst jetzt diese Dokumentation? 
Die Antwort ist: Lügen haben kurze Bei­
ne, und: es stehen neue Häuserkämpfe ins 
Haus, für geplante brutale Einsätze benö­
tigt man die Legitimation, sie seien rech­
tens.
Oskar Pannekoek
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Prof. Engels: „Inzwischen 
habe ich den Bekanntheitsgrad 
eines mittleren Waschmittels!’

Die Schlagzeilen in der bürgerlichen 
Presse drohen sich zu überschlagen. Tag­
täglich berichten sie von „Störungen” , 
denen sich der einsame Ritter Kantzen­
bach (der Präsident der Uni Frankfurt) 
zu erwehren versucht. Aber dabei ist ihm 
das Glück nicht hold. Die träge Mehrheit 
der Studenten und die Kultusbürokratie 
lassen ihn im Stich. Erstere, weil sie nicht 
gegen die „kommunistischen Rollkom­
mandos” aufstehen, letztere, weil sie dem 
Präsidenten nicht das schon so oft gefor­
derte Instrumentarium, das Ordnungs­
recht, zur Verfügung gestellt hat.

Die Aufgabe dieses Artikels wird dann 
zunächst sein, richtigzustellen, und die 
Maßnahmen der Reaktion einzuschätzen.

Seit Einführung einer neuen Prüfungs­
ordnung am Fachbereich Wirtschaftswis­
senschaften gibt es im ersten Teil des Stu­
diums, dem Grundstudium, neben prü­
fungsrelevanten Veranstaltungen auch 
zwei klausurfreie Vorlesungen (2 von 16); 
in diesem Semester wurden die beiden zu 
einer-zusammengelegt, weil sich außer 
Engels kein Professor bereit fand, eine 
solche Last zu übernehmen. Die Studen­
ten wurden in der ersten Stunde mit Wis­
senschaftstheorie, dann mit einem Wust 
aus Polemik und schlechtester bürgerli­
cher Ökonomie bombardiert. Weil irgend­
eine Linie in Engels’ Vortrag nicht zu ent­
decken war, kam sehr bald die Forderung 
auf, der * lerr Professor möge doch bitte 
sein Manuskript veröffentlichen. Er wei­
gerte sich, da er annahm, die Vorlesung 
werde ohnehin nicht die dritte Stunde 
überleben. Darum hatte er es erst gar 
nicht geschrieben. Sein offensichtlich 
provokatorisches Verhalten schaffte zu­
sätzlichen Zündstoff. Er war nicht bereit, 
über seinen Blödsinn in der Vorlesung zu 
diskutieren, und wollte auch nicht dar­
über abstimmen lassen, ob diskutiert wer­
den soll. Die Studenten nahmen diesen 
erneuten Einschränkungsversuch ihrer 
demokratischen Rechte nicht hin und 
führten die Abstimmung ohne den Prof, 
durch. Zwar hatte der vorher angekün­
digt, er werde im Falle einer Abstimmung 
den Hörsaal verlassen, blieb aber nun 
doch, weil er hoffte, die Diskussion so 
steuern zu können, daß unliebsame Fra­
gen nicht behandelt würden. Als die Stu­
denten erkannten, daß Engels nur zu sa­
botieren beabsichtigte, wählten sie einen 
eigenen Diskussionsleiter, und Engels ging 
jetzt wirklich.

Nach dieser Zuspitzung setzte das Kon­
fliktmanagement der SPD ein. Der Dekan 
überredete Engels zu einem “Kompromiß”
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Teilung der Veranstaltung in Vorlesungs­
und Diskussionshälfte sowie Erstellung 
eines Skripts. Diese Aufspaltung wurde 
von den Studenten nicht akzeptiert, er­
laubte sie doch Engels, ungestraft dum­
mes Zeug zu produzieren: sie wollten 
immer dann eingreifen, wenn sie es für 
notwendig erachteten. Bis zu diesem 
Augenblick schien Engels isoliert; unter 
den Studenten folgten ihm sowieso nur 
die wenigen Rechten von ads & RCDS, 
während innerhalb der Hochschullehrer ! 
sich die Sozialdemokraten von dem CDU- 
Reaktionär abzusetzen versuchten. Mit 
dem erneuten Abbruch der Vorlesung 
hatte das Konfliktmanagement des SPD- 
Dekans versagt und nun beschlossen alle 
Professoren, der Öffentlichkeit die Schul­
digen vorzuführen: die Handvoll Linksra­
dikaler, (die die träge Minderheit terrori­
siere), und da vor allem der KSV.

Zu dieser Zeit schaltete sich die Uni' 
Spitze ein: die Schließung des Fachbe­
reich Wiwi für 1 Woche wurde für den Fall 
weiterer Störungen angedroht, ebenso 
strafrechtliche Verfolgung gegen jeden, 
der “ in Zukunft einen Hochschullehrer 
gewaltsam an der Wahrung seiner Lehr­
aufgaben hindert”. Die Drohung wirkte 
nicht. Es zeigte sich auch, daß das Horror­
bild der Profs falsch war: die Masse der 
Studenten wandte sich gegen Engels und 
die Handvoll Rechtsradikaler. Die Reak­
tion beantwortete wiederum die Forde­
rung fast aller Studenten mit dem Ab­
bruch der Vorlesung.

Noch am selben Tag sperrte Präsident 
Kantzenbach die Wiwis für 1 Woche aus, 
Engels kündigte Strafanzeigen gegen 2 
Genossen an. In der folgenden Woche be­
schlossen 1500 Studenten auf einer Voll­
versammlung, daß, solange die Strafan­
träge nicht zurückgenommen sind, solange 
mit Polizeieinsatz und Semesteraberken­
nung gedroht wird, die Engels-Vorlesung 
nicht stattfindet. Die Profs gingen auf 
diese Forderungen nicht ein. Während die 
Bullen die Uni umkreisten, wurde be­
kanntgegeben, daß von nun an die Ein­
führungsveranstaltung unter Polizeibe­
wachung gehalten würde.

So kam es dann zu (bislang) zwei Poli­
zeieinsätzen an der Goethe Universität. 
Allerdings waren in beiden Fällen die 8 
Hundertschaften vergeblich bemüht, die 
Lehrfreiheit eines reaktionären Profs zu 
schützen. Man erwartete 800 Kommilito­
nen, aber es kamen nicht mehr als 30, 
und die waren auch noch von ads & RDCS 
den CDU-Nachwuchstruppen zusammen­
getrommelt. Vor der Absperrung standen

die restlichen 770 und die sie unterstüt­
zenden Studenten anderer Fachbereiche. 
Der zweite Einsatz ging erst recht dane­
ben. Es war auf einer Vollversammlung 
beschlossen worden, die Vorlesung von 
innen her aufzulösen. Nur 250 Studen­
ten durften durch die Polizeisperren. Aber 
sie machten der Reakiion klar, daß Engels 
nur dann lesen kann, wenn die Bullen die 
Uni verlassen und die Strafanträge vom 
Tisch sind. Mit dem Eingeständnis der 
Polizei, weder das Demonstrationsverbot 
aufrechterhalten noch die Reaktion vor 
Kritik schützen zu können, waren diese 
Disziplinierungsversuche gescheitert. “Mit 
Bedauern” sah sich Präsident Kantzen- ^  
bach zu einem neuen Schritt “gezwun­
gen” : die Lehrveranstaltungen im Grund­
studium Wirtschaftswissenschaften wur­
den bis zum Ende des Semesters ausge­
setzt. Die Klausuren aber sollen auf jeden 
Fall geschrieben werden, wenn nötig un­
ter Polizeigewalt, lassen sie sich doch als 
gutes Disziplinierungsmittel nutzen.

Die Antwort der Studentenschaft ist 
der Streik !

Engels’ Vorlesung ist, wie er selbst 
meint, eine “ Luxusveranstaltung” , und 
dies aus mehreren Gründen. Zum einen 
besteht hier kein Leistungszwang, d.h., 
hier wird nicht um der Klausur willen ge­
lernt, wie es sonst üblich ist. Zum andern 
soll sie Ersatz für alles das sein, was an 
einem sich selbst reflektierenden wirt­
schaftswissenschaftlichem Studium eigent­
lich fehlt. Was in den übrigen (und tibli- ät, 
eben) Veranstaltungen nicht diskutiert ^  
werden darf, ist hier Thema. Die Profs 
haben also kein großes Interesse, eine sol­
che Vorlesung zu halten. Jetzt zu Engels: 
unter seinen Kollegen ist er noch ein be­
sonderer Fall — verhindertes CDU-Bun- 
destagsmitglied, dem Bund Freiheit der 
Wissenschaft angehörend, sehr gute Be­
ziehungen zum Frankfurter Bankkapital, 
„wissenschaftlich” unbedarft (er macht 
die bürgerliche Ökonomie noch schlech­
ter als sie es schon ist). Was ihn aber neben 
seiner Dummheit besonders auszeichnet, 
ist seine Unverfrorenheit. Seine Eigen­
schaften treten in einer unverschämt 
schwachsinnigen Broschüre (“Marktwirt­
schaft — verschmähte Zukunft?”) hervor, 
in der er die staatsinterventionistische 
Wirtschaftspolitik von rechts attackierte. 
Als Allheilmittel Für offensichtliche Wider­
sprüche propagiert er die totale Markt­
wirtschaft (Schulen und Krankenhäuser 
privatisieren), seinen politischen Standort 
hat er wie folgt umschrieben: “Der Ar­
beitnehmer beutet als Sozialparasit die



Gesellschaft aus, wenn er z.B. vom Staat 
immer mehr Vermögensbildung verlangt”.

Er wagte nun, diesen Unsinn auch in 
der Uni zu verzapfen. Die Mehrheit der 
Stude nten (die auf die sozialliberale Koali­
tion fixiert ist) war zunächst amüsiert, 
dann aber gelangweilt. Viele Kommilito­
nen erschienen denn auch nicht mehr. 
Zurückblieben außer den Engels-Gläubi­
gen nur jene, die sich mit der herrschen­
den Lehre auseinandersetzen wollten, 
und die sich darum in einem Vorlesungs­
kollektiv organisiert hatten.

Das Diskussionsniveau wurde im we­
sentlichen durch Engels’ Qualitäten be­
stimmt. Ernsthafte Kritik der bürgerlichen 
Ökonomie hätte bedeutet, die grundsätz­
liche Unfähigkeit des Reformismus her­
auszuarbeiten, die Widersprüche des Ka­
pitalismus zu managen, geschweige denn 
sie zu lösen. Aber auch Engels kritisierte 
die Wirtschafts- und Hochschulpolitik 
der SPD. Über dem (oberflächlich) glei­
chen Gegner drohte die konträre Aus­
gangsbasis der Argumentation verschüt­
tet zu werden.

Die Auseinandersetzung wurde so 
nicht zu einer um die herrschende Wirt­
schaftswissenschaft” , sondern sie be­
schränkte sich auf die Frage der Rede- 
und Diskussionsfreiheit. Daran konnte 
kaum vermittelt werden, wozu die fort­
schrittlichen Studenten dieses demokra­
tische Recht forderten und warum die 
Professoren es verweigerten. Aber schon

bei einem entschiedenen Kampf um bür­
gerliche Rechte, dessen Form “demokra- 
tisghe”Spielregeln verletzt, wird zur Poli­
zeigewalt gegriffen. Genau diese Erfah­
rung bildete die Basis für die breite Mobi­
lisierung und Solidarisierung an der gan­
zen Uni.

Mit dem Eingreifen von Kantzenbach 
bekam der Konflikt eine neue Qualität. 
Engels war von nun an der Anlaß, in Hes­
sen und auf Bundesebene ein Ordnungs­
recht zu erzwingen. Das Hessische Univer­
sitätsgesetz steht vor der Novellierung, 
das Hochschulrahmengesetz soll endlich 
verabschiedet werden. Da kommt Engels 
wie gerufen. Kantzenbachs rasche Eskala­
tion soll vor allem beweisen: die vorhan­
denen Rechtsmittel reichen nicht aus. 
“Man muß der Mehrheit der Studenten 
zeigen, woe sie zu stehen hat” (Kantzen­
bach am 22.1. im Hessischen Fernsehen). 
Sein Ziel ist es, ein ähnlich scharfes Ge­
setz, wie es in Bayern und Baden-Würt­
temberg schon existiert, auch in Hessen 
einzuführen. Da die Gesetzesmaschine 
nicht schnell genug arbeitet, will der Uni- 
präsident mit dem Ministerpräsidenten 
über ein Ordnungsrecht speziell für die 
Uni Frankfurt verhandeln. Bis jetzt hat 
er damit aber noch keinen Erfolg gehabt. 
Darum verschärft er tüchtig weiter:
— auch in anderen Fachbereichen werden 
Strafanzeigen gegen Kommilitonen erho­
ben, die sich das Rede- und Diskussions­
recht nehmen;

— am Fachbereich Wirtschaftswissen­
schaften sind fünf Tutoren gefeuert wor­
den, die sich mit den Studenten solidari­
siert hatten, indem sie drohten die Arbeit 
niederzulegen, wenn neue Strafanzeigen 
gestellt würden;
— den Fachschaften und dem Allgemei­
nen Studentenausschuß wurde verboten, 
Vollversammlungen einzuberufen.

Die Antwort der Studenten ist der 
Aktive Streik. Auf Empfehlung der Uni- 
Vollversammlung beschlossen bis jetzt 12 
der 19 Fachbereiche der Universität, von 
nun an jede Vorlesung, jedes Seminar zu 
verhindern und stattdessen intensive Dis­
kussionen über die kapitalistische Hoch­
schulreform, das Hochschulrahmengesetz, 
über Rede-, Diskussions- und Versamm­
lungsfreiheit durchzuführen. Eine weitere 
Univollversammlung, die von über 4000 
Studenten besucht wurde, erteilte nicht 
nur den Abwieglern vom SHB und dem 
MSB Spartakus (wieder einmal) eine glat­
te Abfuhr und beschloß sofortigen aktiven 
Streik, sondern schlug als zusätzliche 
Maßnahme eine Urabstimmung zur Aud- 
dehnung des Streiks vor.

200 Tutoren erklärten sich mit den 
gefeuerten fünf Tutoren solidarisch und 
legten ihre Zusammenarbeit mit den Hoch­
schullehrern nieder. Der Vizepräsident 
kündigte bereits die Entlassung dieser 
200 Tutoren an.
Theo R. Paully

V e rla g 2 0 0 0  linke V erlag sp ro g ram m e
Frankfurt ^  (nicht vorrätige Bücher
Jügelstraße 1 besorgen wir)
(Studentenhaus)
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Der 'Sozial kämpf <

Alle Jahre wieder, wenn der VDS seine 
große Herbstoffensive in Sachen Sozial- 
kampf anleiert, beginnt in Frankfurt die 
hehre Zeit einer aparten Variante des Ma­
terialismus: dann werden von MSB und 
SHB auf Vollversammlungen und in di­
versen Traktätchen ganz im Sinne ihres 
großen Bruders aus Bonn die materiellen 
Interessen der Studenten vertreten.

Allein, in diesem Jahr waren einige Be­
sonderheiten zu vermerken, die das von 
den obengenannten Gruppen fein gespon­
nene Thema mehr als sonst aktuell wer­
den ließen (dem sich letzendlich auch der 
Chronist nicht zu entziehen vermochte): 
einmal wurde die Lage vieler Studenten 
in den vergangenen Monaten aufgrund 
des enormen Preisauftriebs und erheb­
licher Mittelkürzung immer mißlicher.
Zum anderen konnte seit Beginn des Win­
tersemesters ein verstärktes Engagement 
anderer Gruppen in dieser Richtung fest­
gestellt werden. Auch die Tatsache, daß 
MSB und S11B endlich in ihr heißerselm- 
tes AStA-Sozialreferat Einzug halten 
konnten, dürfte nicht unerheblich zu der 
nachhaltigen Papierflut mit so vielen das 
Herz des Studenten erfreuenden Forderun­
gen beigetragen haben.

So sehr man den Gruppen zubilligen 
möchte, von ihrer Warte aus gesehen einen 
wichtigen Beitrag sozialistischer Hochschul­
politik geleistet zu haben, so beharrlich 
drängt sich angesichts des Forderungswirr­
warrs (von “500 DM -sofort” bis hin zu 
720 DM mit einer weißnichtwielangen 
Laufzeit -  formuliert vom RCDS!) die 
Frage auf, was denn die linken Gruppen 
noch von den traditionellen Parteien und 
Verbänden, die meinungsbildend im Rah­
men der Rechtsstaatlichkeit unverzicht­
barer Bestandteil eines pluralistischen Ge­
meinwesens sind, qualitativ unterscheidet.

Ausgangspunkt für die Statements 
unserer Gruppen ist in der Regel ein un- 
ausgewiesener Intercssenbegriff, von dem 
Forderungen abgeleitet werden, die sich 
deshalb als politsche ausweisen, weil es 
keine ständischen sind. Was das nun wie­

derum ist -  und tunlichst zu meiden gilt -  
sagt unsMSB/SHB in einem AStA-Sozial- 
info:“Wenn in der Phase der reaktionären 
Studentenbewegung die Forderung nach 
einer Erhöhung des Stipendiums aufkam, 
so hatte man zur Realisierung dieser For­
derung stets eine Steuererhöhung der Ar­
beiterklasse im Auge (!); man war bemüht, 
in Kumpanei mit dem Großkapital die 
eigenen Qualifikationskosten auf den 
Rücken der Arbeiterklasse abzuwälzen.” 
Damit sich solch Schändliches nicht mehr 
wiederhole, gibt uns der SHB mit einem 
heißen Tip zur “Finanzierungsfrage” die 
Stoßrichtung gegen das Monopolkapital 
an: ... Sofortige Einfrierung des Rüstungs­
haushaltes und der Haushalte für Bundes­
grenzschutz, Verfassungschutz usw. und 
ihren schrittweisen Abbau pro Jahr!”
Da aber mittlerweile Dolmanyi ein 520 - 
Mark Angebot gemacht hat, düfte, falls 
in nächster Zeit realisiert, der Hinweis von 
Seiten MSB/SHB nicht ausbleiben, daß 
dies der richtigen Politk des massenhaften 
Mobilisierens der Studenten Für ihre Inter­
essen geschuldet sei, nur wird das an der 
Tatsache nichts ändern, daß prinzipiell 
ein Teil der Bildungs- und Sozialausga­
ben (und der Mehrausgaben in diesen Be­
reichen) vom Lohn der Arbeiter, aber 
auch vom Akkumulationsfond der Kapi­
talisten, in Form von Steuern abgezogen 
wird. Allerdings ist es eine — wenn auch 
marginale — Frage, wie die Staatsagenten 
in dem notwendig falschen Bewußtsein 
über ihre Aufgabenstellung, nämlich für 
das Allgemeinwohl (aber auch ihre eigene 
Wählbarkeit) zu sorgen, die Prioritäten 
in der Steucrbelastung setzen und damit 
eventl.'in Widerspruch zu den Interessen 
vieler Einzelkapitale geraten. Es ist dies 
nur ein Ausdruck des widersprüchlichen 
Agierens des Staates als Sachverwalter 
der Aufgaben, welche die Einzelkapitale 
aufgrund ihrer Konkurrenzbeziehung nicht 
wahrzunehmen iii'der Lage sind. Auf die 
Bedingungen des Studentseins angewandt: 
Ist die Produktion der Ware Arbeitskraft, 
also auch die Vermittlung wissenschaftli­
cher Qualifikationen, einerseits im kapi­
talistischen Sinne profitabel, was zu einer 
strukturellen Unterausstattung des Bil­
dungsbereiches im Vergleich zu produk­
tiven Anlagesphären führt, andererseits 
für den Arbeits- und Verwertungsprozeß 
unerläßlich, weshalb wiederum nicht un­
begrenzt Einsparungen im Ausbildungs­
sektor getätigt werden können, und schon 
garnicht, wenn dadurch die Reproduk­
tionsmöglichkeit des einzelnen Studen­
ten gefährdet wird. Zwar müssen die Ko­

sten so gering wie möglich gehalten wer­
den, — mitunter derart minimiert, daß 
die Lebensbedingung der Studenten 
nicht mehr dem Standard der Bedürfnis­
befriedigung als ein “historisches Produkt” 
(Marx) entspricht —, aber ebenso muß der 
schnelle und reibungslose Durchlauf der 
Studentenströme durch die Ausbildungs- 
instititutionen gewährleistet sein: Studen­
ten, die arbeiten müssen, um ihren Le­
bensunterhalt zu verdienen, studieren we­
niger, blockieren die Universitäten. Dieser 
schlichte Tatbestand muß natürlich den 
Theoretikern der absoluten studentischen 
Verelendung verborgen bleiben, weil sic 
allüberall nur Angriffe des Staates als In- 0  
karnation des ebenso böswilligen wie reak­
tionären Monopolkapitalsauf die Subs­
tanz der Studenten und der übrigen fort­
schrittlichen, weil gleichermaßen gepei­
nigten, Bevölkerung wittern. Auf die Pa­
rallelität der Lebensbedingungen beider 
wird von ziemlich allen linken Gruppen 
hingewiesen, um in simpler Analogieset­
zung die Bündnisfähigkeit zu betonen. So 
wird den von unseren Avantgardisten des 
Sozialkampfes eine Interessenidentität 
zwischen Studenten und Arbeiterklasse 
festgestellt, die nun endlich das behagli­
che Gefühl vermittelt, daß auch die im 
Hochschulbereich um ihre berechtigten 
Anliegen ringenden Intellektuelle unmit­
telbar ihren Platz an der Sonne des “Fort­
schritts” einnehmen.1 Verzichtet der KSV 
überhaupt auf Forderungen, die materielle 
Situation der Studenten betreffen, um in m. 
beachtlicher Borniertheit die ganze Chose^ 
anzuprangern und zu versuchen, die Stu­
denten “in den Kampf des ganzen werk­
tätigen Volkes gegen Preistreiberei und 
Lohnabbau einzubeziehen . . . dabei im­
mer die Klassenfrage stellen” (Leitsätze 
des KSV) um eine weitere, nicht zweck­
dienliche, weil den Volke entfremdete, 
Privilegierung der Studenten zu verhin­
dern, geht der Spartakus schon subtiler 
vor: er sicht wenigstens noch das Inter­
esse des Studenten an wissenschaftlicher 
Qualifizierung seiner nach Beendigung 
der Ausbildung zu verkaufenden Arbeits­
kraft, so sehr die Wissensaneignung nach 
Spartakus und SHB per se eine fortschritt­
liche Sache ist, und deshalb beständig 
von den reaktionären Interessen des Groß­
kapitals sabotiert wird. Flugs wird auch 
wieder die Arbeiterklasse ins Spiel ge­
bracht, die diesmal von der Misere im 
Hochschulbcreich unmittelbar betroffen 
ist, als sic ihre Kinder — und das ist in 
diesem Zusammenhang ihr ursächlichstes 
Interesse — nicht an der Bildung schlecht­
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hin teilhaben lassen kann. Insofern wird 
trotz des partiell richtigen Ansatzes nicht 
begriffen, was cs nun eigentlich mit der 
Ausbildung auf sich hat: die Vermittlun­
gen von Qualifikation als eingängig in den 
Wert der Ware Arbeitskraft — und deren 
Wert bestimmt sich dadurch, weil sie 
(wie jede Ware) Gebrauchswert hat für 
den, der sie kauft, i.e. die Nützlichkeit 
für ihren Anwender, bestimmt durch das 
Interesse des Kapitals resp. des Staates.

Wird aber erst einmal — folgt man 
dem spartakistischen Verständnis von 
Bildung und Wissenschaft — durch eine 
ausreichende materielle Sicherung des 
fÄ lium s die Möglichkeit geschaffen, 
das Bildungsprivileg der herrschenden 
Klasse zu brechen, bleibt als mögliche Kon­
sequenz, der Reaktion Wissenschaft und 
technisches know-how wegzunehmen 
und in die Hände des Fortschritts zu le­
gen. Nur sieht dieser Aufsticgsglaube von 
der dem Kapitalverhältnis innewohnen­
den Tendenz ab, zwar die Klassenschran­
ken im Bildungsbereich ständig zu repro­
duzieren, dennoch aber gleichgültig zu 
sein gegenüber der Klassenherkunft wis­
senschaftlich qualifizierter Arbeitskräf­
te” , kurzum, er (der Kampf) bedeutet 
in der Praxis das der kapitalistischen 
Arbeitsteilung immanente System des 
sozialen Aufstiegs zu akzeptieren” (II 
Manifesto), Indem die Studenten wie alle 
anderen Individuen ihre ureigensten In­
teressen wahrnahmen, verhalten sic sich 
;w d c  als der bürgerlichen Gesellschaft 
(.^Sprechende Subjekte, wenn auch der 
Staat auf ihre Forderungen nicht eindeu­
tig zu reagieren vermag (und das zeichnet 
ihn wiederum als bürgerlichen aus). Ge­
ben wir damit zu, daß sich Intcressen- 
vcrtretungspolitik innerhalb des Kapital­
verhältnis bewegt, so bedeutet das keines­
wegs ein Verzicht auf materielle Forderun­
gen, zumal auch wir ein unmittelbares In­
teresse an ausreichenden Reproduktions­
möglichkeiten haben (wer könnte schon 
vom Ideal einer besseren Welt darben). 
Zwar ist eine kostendeckende Förderung 
nur schwer vorstellbar, aber selbst im ka­
pitalistischen Sinne vernünftig und wünsch­
bar (als sic u.a. die Garantie für einen rei­
bungslosen Qualifikationsprozeß bieten 
könnte und ein wichtiger Beitrag zur Ef­
fektivierung des Studiums wäre).

Es sollte trotzdem eine — wenn 
auch politisch nicht unbedingt begründ­
bare — Sejbstverständlichkeit sein, derar­
tige Interessen aufzunehmen, besonders 
dann, wenn die — zugegebenermaßen be­
scheidene — Möglichkeit bestellt, den For­

derungen organisiert im Rahmen der stu­
dentischen Selbstverwaltung Nachdruck 
zu verleihen. Was aber darüberhinaus die 
Arbeit von Sozialisten an der Hochschule 
auszeichnet (nicht zu verwechseln mit 
dem, wofür sie sich unter anderem einset- 
zen können) ist die Aufgabe, an den für 
die Studenten erfahrbaren Widrigkeiten 
anzuknüpfen, um das Bestimmende ihres 
Student-Seins anzuführen und aufzuzei­
gen, daß die Widersprüche, die sich auftun, 
nur aufhebbar sind mit der Aufhebung 
den bestehenden gesellschaftlichen, näm­
lich kapitalistisch bedingten, Verhältnis­
sen. Erst eine bewußte Stellung des Stu­
denten zu sich selbst als fremdbestimmtes 
Individuum mit bestimmten Privatinteres­
sen 2 schafft die Möglichkeit einer Bezug­
nahme zu der Arbeiterklasse als Träger der 
Veränderung, die sich nicht auf die will­
kürliche Konstruktion einer vordergrün­
digen Interessenidentität stützt. Da dieser 
Anspruch nicht durch eine oft praktizier­
te Verklärung der gesellschaftlichen Reali­
tät cingelöst werden kann, ist eine grund­
legende Kenntnis davon notwendig, wie 
sich der Wissenschafts- und Ausbildungs- 
sektor in einer kapitalistischen Gesell­
schaft konstituiert. Das wird selbstver­
ständlich nicht von denen geleistet, die 
einen schwachsinnigen Inhalt, bar jegli­
cher schlagkräftiger Argumentation, durch 
eine vermeintlich schlagkräftige Fomr, 
sprich durch einen mit Halbsätzen ge­
spickten Forderungskatalog zu kompen­
sieren suchen. Da aber Interessenvertre­

tung bestenfalls ein Bestandteil, nicht 
Inhalt unserer Politik sein'kann, kommt 
es in der jetzigen desolaten Situation der 
Linken in den hochschulpolitischen 
Auseinandersetzungen nicht darauf an, 
eine “klarere, entschiedenere Stoßrichtung” 
oder sonst was zu formulieren, sondern 
“den zerbrechlichen und nur unmittelba­
ren Mobilisierungswert eines solchen Kamp­
fes zu betonen, um möglichst schnell über 
ihn hinauszukommen.” (II Manifesto) 
Joachim Klein
1. Hier zeigt sich übrigens das seltsame Marx­

verständnis sowohl bei MSB/SHB als auch 
beim KSV, das wissenschaftlichen Sozialis­
mus zu einer bloßen, aber parteilichen, Bc- 
sclireibung der Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft im Interesse der fortschrittli­
chen Kräfte, des Volkes (je nach Gruppen­
diktion) etc. verkommen läßt:
“Unter ‘gesellschaftlichem Sein’ hat Marx 
aber nun gerade nicht die Reproduktions­
bedingungen verstanden, denen die Indivi­
duen unterworfen sind. Er hat sich sogar 
explizit gegen eine Bestimmung des gesell­
schaftlichen Seins bestimmter Gruppen in 
der Gesellschaft (Klassenlage) durch vorder­
gründige Faktoren wie Interessen, Status, 
Prestige, Einkommen etc. gewandt. Vielmehr 
wäre das ‘gesellschaftliche Sein’, die Klassen­
lage, nach dem Verhältnis zur gesellschaftli­
chen Arbeitsteilung, zur Produktion zu be­
stimmen.“ (Münchner Studentenzeitung 2/73)

2. “Die Pointe liegt vielmehr darin, daß das 
Privatinteresse selbst schon ein gesellschaft­
lich bestimmtes Interesse ist und nur inner­
halb der von der Gesellschaft gesetzten Be­
dingungen und mit den von ihr gegebenen 
Mitteln erreicht werden kann; also an die 
Reproduktion dieser Bedingungen und Mit­
tel gebunden ist.”

am main
kleine bockenheimer 
Straße 18a
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Isolations­
fo lter in 
der BRD.

Zahllose Gefangene in der BRD sind 
Haftbedingungen ausgesetzt, die einer to­
talen Isolation gleichkommen. Isolation 
ist nichts anderes als Folter.

Es ist unbestritten, daß isoliert wird, 
„aus Sicherheitsgründen, um die Ermitt­
lungen oder die Ordnung der Anstalt nicht 
zu gefährden” . Konkret bedeutet das für 
den Gefangenen, daß tendenziell jeder so­
ziale Kontakt nach draußen und im Innern 
der Anstalt unterbunden wird (soziale Iso­
lierung) und, in der Konsequenz dieser 
Maßnahmen, ein fast vollständiges Aus­
hungern der Seh-, Hör-, Riech-, Ge­
schmacks- und Tastorgane (sensorische 
Deprivation).

C am era silens.
Bei den zuständigen Stellen scheint sich 

der Eindruck zu verfestigen, daß solche 
Sicherheits-, Ermittlungs- und Ordnungs­
gründe künftig verstärkt in Betracht kom­
men: in Frankfurt/M.-Preüngesheiin wur­
den Anfang Juni 73 ein Untersuchungsge­
fängnis in Betrieb genommen, daß die Iso­
lation systematisiert und baulich für alle 
Gefangenen möglich macht. Bereits be­
kannt geworden sind die Betonmauer-

Sichtblenden vor jedem Zellenfenster. Da­
bei wird der Verdacht, daß es sich um ge­
plante und systematisierte Maßnahmen 
handelt, noch durch eine andere Tatsa­
che erhärtet: Die zumindest in Europa per- 
fektionisierteste und intensivierteste For­
schung zum Thema Isolation und Depri­
vation wird derzeit im Laboratorium für 
klinische Verhaltensforschung im Univer­
sitätskrankenhaus Eppendorf der Univer­
sität Hamburg durchgeführt. Dort gibt es 
einen mit großem technischen Aufwand 
hergestellten absolut „stillen Raum”, in 
dem Versuchspersonen derart isoliert und 
depriviert werden können, daß selbst im 
Raum erzeugte Geräusche nicht wahrge­
nommen werden können. Die Zeichnung, 
die der Beschreibung 1 dieser „camera si­

lens” beigefügt ist, scheint den Akten eines 
modernen Frankensteins entnommen zu 
sein. Voll Stolz berichten die Erfinder vom 
schwingungfrei aufgehängten “Raum im 
Raum” , von den 12 Hi-Fi (High Fidelity) 
Lautsprechern in Rundumanordnung, durch 
die der Raum beschallt werden kann, von 
der Infrarot-Fernsehkamera, mit deren 
Hilfe die „Vp” ständig beobachtet, von 
Richtmikrophon und Förstersonde, mit^. 
deren Hilfe jede Bewegung und Lagever* 
derung registriert werden kann. Vollstän­
digkeit aber wird erst erreicht sein, „wenn 
unsere polyphysiographische Ausrüstung 
mit telcmetrischer Datenübermittlung in 
Benutzung genommen wird (16 Kanäle). 
Vorgesehen sind multiple EEG-Ableitun- 
gen, EKG-, PGR-, ERG- und Atemfre­
quenz-Registrierung” .2 Dazu noch ein Ge­
rät zur Aufzeichnung von Magenmotilität.

Diesem Perfektionismus der Forschungs­
methoden steht die scheinbare Gleichgül­
tigkeit und Naivität der Forscher bezüglich 
des Forschungszwecks gegenüber. Auf An-
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frage läßt der Erfinger, Prof. Dr. med. Jan 
Gross, seinen Mitarbeiter, Dipl.-Psych. P. 
Kempe, mitteilen,,,bisher” handele es sich 
„ausschließlich um Grundlageforschung, 
wobei die in unserem Laboratorium erziel­
ten Bedingungen als Modellsituation für 
andere, unter bestimmten Bedingungen 
auch im Alltag realisierte Lebensbedin­
gungen dienen können” ,3 (Hervorhebun­
gen vom Verfasser.) Beschwichtigend fügt 
er hinzu, „daß mögliche spätere Ergebnis­
se unserer Arbeitsgruppe wohl eher dazu 
angetan sein würden, solche Faktoren des 
Strafvollzugs (Isolation, d.Verf.) zu elimi- 
.^ re n  .

tinhandseg ler.
Es fällt schwer, derlei Zweckfreiheit 

unbesehen hinzunehmen, zumal dann, 
wenn man auf besonders exotische Ne­
bengleise geführt wird. In einem Aufsatz5 
rekonstruieren die beiden genannten For­
scher den Ausgangspunkt ihrer wissen­
schaftlichen Bemühungen: die Einsamkeit 
des Einhandseglers bei der Reise um die 
Welt (finanziert von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft!). Darin stellen sie 
eindeutig fest, daß die „soziale Isolation .. 
einer der Hauptfaktoren (ist), welcher die 
psychische Lage des Einhandseglers aus­
macht” .6

Diese Lage ist gekennzeichnet durch 
folgende belastende Bedingungen:

Soziale Isolation 
ÄSchlafdefizit 
-A n g s t  und Anspannung
— Sensorische und perzeptive Deprivation 

Nahrungsmonotonisierung oder Mangel 
Sexuelle Frustration 
Bewegungseinschränkung7
Es braucht nicht allzuviel Scharfsinn, 

um festzustellen, daß dies auch die Bedin­
gungen sind, denen Gefangene in unseren 
Haftanstalten unterworfen sind -  oder je­
derzeit unterworfen werden können.

Bereits die unsystematischen Berichte 
solcher Einhand-Weltumsegler geben Auf­
schluß über die Folgen der Isolation:
— Verlangsamung der Denkfähigkeit 

(korreliert mit der Dauer der sozialen 
Isolation)

— Allgemeiner Motivationsverlust (!)
— Ausschaltung der Selbsterhaltungs- 

bzw. Selbstbehauptungsmechanismen (!)
— Psychosomatische Störungen
— (meist visuelle) Halluzinationen und 

Wahnvorstellungen8
Um diese Beobachtungen verifizieren zu 

können, mußten bestimmte Situationen kon­
struiert werden, um den Wirkungszusam­

menhang von Bedingungen — wie Umge­
bungsfaktoren und Isolationsdauer, Per­
sönlichkeitsmerkmale der Versuchsperson 
(größere Widerstandfähigkeit und sozialer 
Status), das Verhältnis zwischen Versuchs­
leiter und Versuchsperson — in bezug zu 
setzen zu Verhaltensänderungen bei und 
nach dem Versuch: Durchhaltedauer, War- 
nehmungs- und Verhaltensveränderungen, 
emotionale Anpassung sowie physiologi­
sche Veränderungen.

Sensorische
D eprivation .

Nun stellt sich die Frage, warum dann 
mit der „camera silens” eine Versuchsan­
ordnung hergestellt wurde, die über die 
soziale Isolation hinaus eine totale senso­
rische Deprivation erlaubt. Die Antwort 
gibt J. Gross in einem Aufsatz9 (dessen 
Co-Autor L. Svab ist, mit dem er bis 1968 
das Psychiatrische Forschungsinstitut 
Prag betrieb). In diesem Aufsatz heißt es:
,, Da die Einschränkung aller äußeren Rei­
ze auch die soziale Stimulation betrifft, 
und so in jeder sensoriellen Deprivation 
auch implizit eine soziale Isolation enthal­
ten ist, bringt die Auswertung der Elemen­
te der sozialen Isolation in der sensoriel­
len Deprivation verschiedene methodolo­
gische Hindernisse mit sich.” 10 Diese 
Schwierigkeit der Unterscheidung müßte 
die Versuchsanordnung eigentlich hinfäl­
lig machen, wenn nicht die sensorische 
Deprivation eine andere bemerkenswerte

Folge hätte: „Unserer Meinung nach kann 
auch die erhöhte Suggestibilität der Ver­
suchspersonen als eine spezifische Folge 
der Deprivations-Situation angesehen 
sein, da in dieser Situation ihre Fähigkeit, 
die umgebende Realität zu tasten, herab­
gesetzt oder gar blockiert ist (Goldenber­
ger und Holt). Dies macht sie in erhöhtem 
Maße von Informationen, die ihr durch 
den Experimentator vermittelt werden, 
abhängig. Diese vorwiegend einseitige Ab­
hängigkeit der Versuchsperson vom Ex­
perimentator ist in der sensoriellen Depri­
vation ausgeprägter als in anderen experi­
mentellen Situationen ... ” n Im Klartext 
heißt das: ln der „camera silens” lassen im 
kurzfristigen Experiment psychische Zu­
stände auslösen, die sonst nur bei länger­
fristiger sozialer Isolation beobachtet wer­
den können. Die deprivierte Situation ver­
setzt in psychischen und physischen Streß 
und verursacht Angst und Wut, weil dem 
ohnmächtigen Objekt des Versuchs die 
Orientierungs- und Regulationskriterien 
entzogen sind, die ihm die aktive Gestal­
tung der Situation erlaubten. Die Folge 
ist Desorientierung und Desorganisation 
des Verhaltens.

W issen sch aft­
lich fo lte rn .

In der Realität bietet das Gefängnis die 
Möglichkeit, Menschen derartigen Bedin­
gungen auszusetzen, wobei an die Stelle 
der totalen sensoriellen Deprivation die
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Wirkung der Dauerisolation tritt. Aller­
dings nimmt im Gefängnis der Platz des 
Experimentators für Grundlagenforschung 
der Inquisitor ein, dem es um Geständnis­
se geht. Der Blick in ein beliebiges Nach­
schlagewerk der Psychiatrie überzeugt da­
von, daß dieser Zusammenhang in der 
Branche durchaus gesehen wird: ”Die An­
wendung von Isolierung und Furcht als 
Komponenten der komplexen Prozeduren, 
durch die Menschen dazu gebracht wer­
den, Verbrechen zu gestehen, an denen 
sie unschuldig sind, bezeugt unser macht­
volles Bedürfnis nach Stabilität und Aner­
kennung mittels sozialer Interaktionen; 
selbst Bestrafung und Zurückweisung wer­
den unter Umständen der Isolierung vor­
gezogen.” 12 Auch das in Klartext übersetzt; 
Die Psychiatrie stellt subtile Methoden be-
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reit, die grobe und mit dem „demokrati­
schen Selbstverständnis” unvereinbare kör­
perliche Folterungen zur Erzwingung von 
Geständnissen und Brechung von Persön- 
lichkeitenersetzen. Dabei müssen diese 
Methoden Folter genannt werden -  nicht 
nur, weil sie den gleichen Zweck erfüllen, 
nur lautloser, sondern auch, weil sie eben­
so nachhaltige Verstümmelungen des Op­
fers zur Folge haben, nur weniger sichtbar. 
In der psychiatrischen Literatur ist völlig 
unbestritten, „daß Isolierung in Verbin­
dung mit extremem physischem und psy­
chischem Streß (große Angst) psychosear­
tige Reaktionen hervorrufen kann”.13 
Wenn ein Proband nach einem 8-Stunden- 
Experünent „die Versuchsleiter offen an­
klagte, daß dieser versuchte, ihn in den 
Wahnsinn zu treiben, um ihn dann als Pa­
tienten in der Klinik behalten zu kön­
nen” ,14 dann sind das wohl keine „para­
noiden Wahnbildungen” , wie die Ver­
suchsleiter es interpretieren, sondern da 
haben 8 Stunden bloß nicht ausgereicht, 
um einen irre zu machen. Doch gewiß hat 
das Opfer etwas vom Wesen der Psychia­
trie erkannt.

Festzuhalten bleibt, daß sich die Haft­
situation von der Experimentalsituation 
gravierend unterscheidet: in sie gerät man 
unfreiwillig, und sie ist noch weniger ein­
schätzbar, weil der anonyme Apparat will­
kürlich gegen die Persönlichkeit eingesetzt 
werden kann. Wenn sich bei Experimen­
ten schon nach zwei bis drei Stunden sig­
nifikante Wirkungen zeigen — wie nachhal­
tig müssen die Schädigungen erst nach mo- 
nate- oder jahrelanger Isolation sein?

In dem oben zitierten Aufsatz von 
Kempe und Gross geben die Autoren den 
Soloseglern schließlich noch Hinweise, wie 
sie den psychischen Folgen der Isolation 
begegnen können. U.a. nennen sie:
— geistige Aktivität, wie das Lesen inte­

ressanter Bücher, das Erlernen fremder
Sprachen, Problemlosen und kreatives
Denken

— abwechslungreiche Nahrung mit beson­
deren Vitaminzusätzen

— Gymnastik
— passive Kontakte (Radio)
— sinnvoller Tagesrhythmus

Ohne die Autoren aus ihrer heilen 
Grundlagen-Forschungs-Welt aufschrek- 
ken zu wollen, muß gesagt werden, daß 
sich dieser Katalog auch als Handlungsan­
weisung für Vollzugsbeamte lesen läßt. Al­
le die genannten Punkte sind im Gefängnis 
manipulierbar und werden auch entspre­
chend eingesetzt.

Es gibt Hinweise dafür, daß in absehba­

rer Zeit auch solche Nischen des Wider­
stands nachhaltig versperrt werden können 
pharmakologisch induzierte Veränderun­
gen der Orientierungsfälligkeit brechen 
noch schneller, noch lautloser und noch 
nachhaltiger.

Fassen wir zusammen: In der BRD sind 
nur sehr notdürftig verschleierte Tenden­
zen zu beobachten, Gefangene systema­
tisch zu isolieren und damit Widerstand 
und Willen zu brechen. Das geht nicht ab 
ohne nachhaltige psychische und physi­
sche Dauerschäden bei den Betroffenen 
und kann deshalb nur als Folter bezeich­
net werden. a .

Daß gerade in der BRD in großem 
Forschung in dieser Richtung getrieben 
wird, scheinbar ohne daß die beteiligten 
Wissenschaftler sich um die Anwendung 
ihrer Ergebnisse kümmerten, kann nicht 
länger nur als Streit um die Verantwort­
lichkeiten von Wissenschaft aufgefaßt und 
allein als wissenschaftstheoretisches Pro­
blem der Psychiatrie diskutiert werden.
Der holländische Psychiater Sief Teuns15 
hat seine deutschen Kollegen gemalmt:
„ Nicht der Kapo, der die Knöpfe des vor­
fabrizierten Folterinstruments bedient, ist 
der Hauptschuldige im neuzeitlichen Fol­
tersystem, sondern diejenigen, die in 
Kenntnis der Zusammenhänge Grundla­
genforschung betreiben, aus der die Me­
thodik des Systems entwickelt wird und 
hervorgeht.”
Frank-Olaf Radtke
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Iso lations­
erscheinungen.
B eschreibung.

Selbstversuch (Unfreiwillig)
Dauer der Isolation: 9. November 1970 
bis 6. Juni 1973.

Die Isolierung wurde aufgrund eines 
mißglückten Ausbruchsversuchs in Strau­
bing angeordnet, nach vier Wochen ver­
schärften Arrests, zeitweise Unterbringung 
in Haus III (Psychiatrie) aus Sicherheits­
gründen, nach knapp 44 Monaten Verle­
gung nach Kaisheim (BRD), dort Einwei­
sung in eine Arrestzelle, natürlich eben­
falls aus “Sicherheitsgründen” . Mein 
Protest in Form eines Deckendurchbruchs 
mit Hilfe einer Nagelfeile, erschwert durch 
ungemein lästige stündliche Kontrollen 
(harte Arbeit, karger Lohn) brachte mir

weitere vier Wochen Arrest in der soge­
nannten Arrestsicherheitszelle (ein Beton­
block innerhalb einer Zelle mit eingelas­
senen Gitterstäben an der Schmalseite, 
ungefähr wie ein Affenkäfig, nur nicht so 
geräumig).

Dazu kamen 8 Monate Einkaufssperre. 
Meiner Bitte um Kauf von eigener Zahn- 

I pasta — da Anstaltspasta Übelkeit erreg- 
i te — wurde nicht entsprochen. Bis August 

71 der Einzelhofgang in Handschellen 
I (Fesselung bei notwendigen Gängen, Vor­

führungen etc. wird beibehalten). Abonne­
ment einer Tageszeitung wird ca. 1 Jahr 
verboten, weil “die Außenwelt mittels 

j  Zeitungsannoncen mit mir in Verbindung 
treten könnte” (wörtlich!). Briefe wurden 
nicht befördert, weil z.B. der Satz “wegen 
dem Bellen der Hunde kann ich nicht 
schlafen” einen Hinweis auf meinen Aufent­
haltsort darstellt! Rapportscheine mit der 
Bitte — man kann nur bitten, da jeder 

' Schein den sinnigen Vordruck “ich bitte” 
enthält — um Genehmigung von Schreib­
maschine, Blumentopf, Expander, Bücher­
brett, Malutensilien usw. wurden generell 
abgelelmt, und zwar mit Begründungen, 
die einen pathologischen Lügner erröten 
ließen. Merke: Die Justiz errötet nur des­
halb nie, weil sie ohnehin rot sieht, wenn 

| sie was Rotes sieht!
Am 6.6.73, also nach 31 Monaten wur- 

I de die Isolation so weit gelockert, daß ich 
jetzt wieder am allgemeinen Hofgang teil­
nehmen kann. Von Gemeinschaftsveran­
staltungen -  Sport, Fernsehen -  bin ich 
weiterhin ausgeschlossen. (Diese Locke­
rung ist wahrscheinlich zumindest teil­
weise auf die inzwischen geänderte Rechts­
lage zurückzuführen, da ich am 6. Mai 
wieder in Untersuchungshaft gewechselt 
bin, weil meine “eigentliche” Haftzeit 
beendet war und die wegen des Straubin­
der Ausbruchsversuchs in der Verhandlung 
am 28./29.11.72, vom Lg. Regensburg,
1. Strafkammer, ausgesprochene Freiheits­
strafe von 2 Jahren 1 Woche noch nicht 
rechtskräftig ist, da Staatsanwalt Revision 
laufen hat — auch einer von denen, die 
nie genug bekommen können!)

Das war der offizielle Teil, der äußere 
Ablauf; nun zum “ inneren” Ablauf, so­
weit ich ihn beurteilen kann, da ich jetzt 
nicht mehr in der Lage bin, die Ereignisse 

chronologisch aufzurollen, folgt hier le­
diglich eine ungeordnete Aufzählung der 
gemachten Beobachtungen, nur grob ge­
gliedert nach psychischen und physischen 
Beeinträchtigungen (ohne dabei die Quer­
verbindungen, z.B. psychosomatische Ur­
sachen, zu berücksichtigen).

i
Psysische Beschwerden
a) häufiges Schwindelgefühl,
plötzlich auftretend, ziemlich verschwom­
men, erinnert ein bißchen an Seekrankheit 
(darin hab ich mehr Erfahrung, als mir lieb 
ist).
b) Kopfschmerzen, scharf abgegrenzte 
Schwerefelder (heftiger Druck auf kleine 
Fläche), die sich manchmal schnell verla­
gern.
c) Müdigkeit, manchmal bis zur totalen Er­
schöpfung; eine völlig neue Erfahrung, da 

diese Art von Müdigkeit nicht durch äuße­
re Einflüsse, sondern praktisch von innen 

nach außen erfolgte;läßt sich schwer be­
schreiben, so ungefähr das Gefälle von 
“könnte Bäume ausreißen” bis zu ”erstes- 
mal wieder nach schwerer Grippe aufste- 
hen” um das zehnfache verlängert; als ob

irgendwie die gesamte Energie abfließen 
würde (wodurch ich beinahe zu einem An­
hänger von W. Reich’s Orgonenenergie 
geworden wäre). Starkes Schlafbedürfnis, 
nicht in der üblichen Form, sondern jede 
einzelne Zelle scheint ausgebrannt, ohne 
daß man dann tatsächlich Schlaf finden 
könnte; dann unruhiger Schlaf, häufiges 
Erwachen. Durchschnittlich schlafe ich 
5-6 Stunden, von 22 Uhr Licht aus bis 
ca. 2-3 Uhr wach, tagsüber schlafe ich 
grundsätzlich nicht, da sonst erfahrungs­
gemäß fast die ganze Nacht im Eimer ist.
d) langanhaltende Perioden von Übelkeit, 
nicht sonderlich schlimm, kein Brechreiz, 
nur durch Dauerzustand lästig. Als Einzel­
erscheinung erst gegen Ende des zweiten 
Jahres aufgetreten, vorher nur in Verbin­
dung mit:
e) Herz- und Kreislaufbeschwerden, 
weiß nicht genau, ob die Bezeichnung 
wirklich zutrifft, verwende es nur als Sam­
melbegriff für den Komplex mit dem ich 
wirklich zu kämpfen hatte, sozusagen 
mein (fühlbarer) Hauptfeind. Fing schon 
ün ersten Jahr recht hannlos mit so einer 
Art innerer Vibration an, steigerte sich zu 
einem inneren Schüttelfrost, den ich äußer­
lich bewußt unterdrücken mußte (so ähn­
lich, als ob man an einem heißen Tag, zu 
lange im kalten Wasser geblieben ist, man 
friert nicht mehr, kann aber eindrucksvoll 
mit den Zähnen schnattern). Die folgen­
den Symptome machten sich besonders
in Ruhelage, also abends im Bett, bemerk­
bar: heftiges inneres Zittern, Blut rauscht, 
Herzschlag durch den ganzen Körper fühl­
bar (überall lauter kleine Reserveherzen — 
hab schon immer geahnt, daß ich zuviel 
Herz habe), Schläge ungleichmäßig, kurzes 
Aussetzen, dann Trommelwirbel, dazu
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Doppelschläge mit so einer Art Oberschwin­
gung, vermischt sich alles, bis der eigent­
liche Herzschlag in ein “stotterndes Sum­
men” (genaue Definition nicht möglich) 
überging.Bin mir jedenfalls immer so vor­
gekommen, als ob ich auf einem Traktor 
mit laufenden Motor (Hanomag, Vorkriegs­
modell) oder Schüttelrost liegen würde.
Das etablierte sich zum Normalzustand, 
der bald in die zweite Phase überwechsel­
te: ganz starkes Herzflattern, das dann 
langsam immer schwächer wurde um 
schließlich (logischerweise scheinbar) ganz 
auszusetzen, dann Schweißausbruch, Übel­
keit (die Art, wo man sich nicht mehr 
traut, irgendeine Bewegung zu machen), 
Körper fühlt sich irgendwie wattig an, in­
tensive Angstgefühle, Panik, man weiß, 
im nächsten Moment hat’s einen erwischt. 
Das Ganze kam immer in Wellen, in einem 
Wellental krabbelte ich meistens die zwei 
Meter bis zum Klo, weü die Beine ein biß­
chen wackelig waren (weiß d?r Teufel, wa­
rum ich mich auf dem Klo sicherer fühlte - 
vielleicht in der Analphase hängengeblie­
ben) und verbrachte dort manch muntere 
Nacht. Das Panikgefühl bekam ich bald 
recht gut in den Griff, indem ich es, verein­
facht ausgedrückt, auf den Nenner „na 
schon, dann kratzt halt ab, die Welt wirds 
überleben” reduzierte (obwohl ich eigent­
lich genau das bezweifelte: daß die Welt 
es überleben wird).

Psychische Beschwerden
Jetzt wird’s kompliziert, kommt mir 

ein bißchen so vor, als ob man sich am 
eigenen Schopf hochziehen will, und so­
viel ich weiß, gibt es ja auch noch keine 
Methode, mit der man selbst überprüfen 
kann, ob man einen Knacks hat, und wenn 
ja, wie stark.
a) Zeit: In ihrer üblichen Definition eigent­
lich nicht mehr existent, nur graue, gleich­
förmige Masse, kleinere “Ereignisse” (und 
darum handelt es sich ja fast ausschließ­
lich) lassen sich chronologisch nicht mehr 
einordnen, sie liegen praktisch alle auf 
einer Kreisbahn mit mir als Mittelpunkt 
und einem unbestimmten, aber gleich­
bleibenden Radius (z.B. frage ich mich 
um 18 Uhr, was ich um 17 Uhr zum 
Abendbrot gegessen habe, es fällt mir 
wieder ein und dann — oder hat’s das 
gestern gegeben? Oder vorgestern? usw.). 
Rein zahlenmäßig ist mir natürlich der in­
zwischen verstrichene Zeitraum bewußt, 
aber im Grunde kommt’s mir weder lang 
noch kurz vor, einfach nur ein gegebener 
Zustand (so ungefähr: wenn sich ein und 
derselbe Tag immer wieder wiederholt,

kann man 90 Jahre alt werden und ist 
doch erst einen Tag “alt”).
b) Denkfähigkeit: Grob ausgedrückt, es 
erfolgt kein “geistiger Stoffwechsel” mehr, 
es tritt eine nur sehr undeutlich und vage 
wahrnehmbare Selbstvergiftung ein. Ich 
nehme weder Gedanken auf noch lege
ich welche ab, ich arbeite praktisch nur 
mit der vorgegebenen Substanz in immer 
wieder neuen, aber begrenzten Variationen. 
Die Anzahl dieser Variationen nimmt 
übrigens im Laufe der Zeit stark ab und 
beschränkt sich schließlich nur noch auf 
einige Gedankenkreise, die immer wieder 
durchlaufen werden. Dazwischen dann 
immer wieder „weiße Flecken”, so eine 
Art automatisches Nachdenken genau an 
der Grenze zwischen bewußt und unbe­
wußt über allgemeine Probleme ä la 
“Gott und die Welt (minus Gott)” , in das 
man periodisch und unfreiwillig hinein­
sackt, ohne daß man konkret sagen könn- i 
te, über was man nun nachdenkt, daran 
schließt sich manchmal unter dem Ein­
fluß der ewig gleichbleibenden Umgebung 
eine regelrechte Lähmung an, verbunden 
mit der (momentanen) Unmöglichkeit, 
auch nur den geringsten Entschluß zu fas­
sen (Beispiel: ich will irgendeine Kleinig­
keit tun, vergesse es, setze mich aufs 
Bett, warte, innerer Druck wächst, kann 
nicht länger sitzen bleiben, die Alterna­
tive dazu in Form der beschränkten Be­
tätigungsmöglichkeiten gehen mir durch 
den Kopf, zweimal, dreimal, und erzeu­
gen steigendes Ekelgefühl; ich WILL 
nichts schreiben, ich WILL nicht über dies 
oder das nachdenken, worüber ich schon 
lOOOmal nachgedacht habe — und so blei­
be ich eben weiter auf dem Bett sitzen, 
unfähig, mich zu bewegen, unfähig, still­
zuhalten, und schau mir die Eskalation 
an, bis dann irgendwas nachgibt.)
c) Konzentrations- und Urteilsfähigkeit: 
wird immer mühsamer, die Gedanken auf 
eine einzige Sache zu richten, wandern 
nach allen Seiten davon (während ich 
z.B. diesen Text hier schreibe und mehr 
recht als schlecht einen Satz nach dem 
anderen formuliere, hab ich ünmer wie­
der Perioden, wo ich für 5 oder 10 Minu­
ten einfach nur auf das Blatt starre, Matt­
scheibe, und es ist eine ziemliche Vieche­
rei, sich dann wieder aufzuraffen und 
weiterzumachen). Das gilt zimlich generell; 
ich verbrauche fast meine ganze Energie, 
um mich überhaupt erstmal soweit zu 
bringen, irgend etwas anzufangen, der 
Widerwille vor jeder Tätigkeit wächst, und 
steigert sich vor allem direkt proportional 
zur Zeitdauer der Tätigkeit. Zusammen­

hängende Arbeit von 1 bis maximal 2 
Stunden ist fast unmöglich (hab z.B. ein 
paar Dutzend angefangene und nicht be­
endete Zeichnungen, Aufsätze usw.). Und 
wenn ich einmal tatsächlich einmal eine 
Idee habe für ein Essay, Kurzgeschichte, 
Hörspiel oder sonstwas, die ich insgesamt 
und aus der Distanz betrachtet für gut hal­
te, dann verliert die Sache nach eingehen­
der Beschäftigung damit und den ersten 
paar Seiten jeden Zusammenhalt, gibt kei­
nen Sinn mehr, nur noch Aneinanderrei­
hung von Worten, fehlt jedes Beurteilungs­
kriterium.
d) Aufnahmevermögen: ist stark begrenz^
wenn z.B. an einem Tag mehrere an und 
für sich völlig belanglose “Ereignisse” Z u­

sammentreffen (wie Hofgang, Baden, Post, 
Einkauf usw.), dann stellt sich sofort was 
Ähnliches wie Reizüberflutung ein, ich 
zähl hinterher immer wieder durch, was 
nun alles an diesem Tag passiert ist, weiß, 
daß ich alles zusammen hab, bin aber gleich 
zeitig doch davon überzeugt, daß mir ir­
gendwas entwischt ist, wobei ich automa­
tisch annehme, daß es sich dabei um etwas 
Angenehmes gehandelt hat; das verur­
sacht ein undeutliches Verlustgefühl, weil 
man sich um einen zusätzlichen Gedanken­
knochen, an dem man hätte nagen können, 
betrogen glaubt. Das Gefühl, etwas wirk­
lich Wichtiges (was immer das auch sein 
mag) vollständig vergessen zu haben, 
hängt ständig im Hintergrund und bildet 
eine vage Bedrohung (dunkle Wolken, ab^t. 
hinter dem Horizont). W
e) Aggressionsstau, Wut, Ärger: dazu kann 
ich nur sagen, daß ich am Anfang manch­
mal nahe daran war, in die Luft zu gehen, 
mußte dann aber doch immer über mich 
selber lachen und über diese ganzen idio­
tischen Banalitäten (Hintergedanke: es 
wird kommen der Tag, wo ich einmal 
nicht mehr lachen werde! — das war ein 
Irrtum). Weiterer Verlauf dann ungefähr 
wie bei einer gedämpften Schwingung, hab 
mich praktisch im Laufe der Zeit auf den 
Nullpunkt zurückgeschaltet. Ganz grob 
ausgedrückt: ich freu mich über nichts 
mehr, dafür stimmt mich auch nichts 
traurig.Um das mit dem Nullpunkt et­
was zu differenzieren: eine Art leichter 
Schizophrenie, wobei ich auf dem Zaun
in der Mitte sitze und gleichzeitig nach 
beiden Seiten schauen kann; auf der einen 
Seite des Zaunes wechseln zwar noch ge­
wisse Emotionen, Stimmungen, aber 
wenn’s kritisch wird, kann ich mich je­
derzeit auf die andere, ruhigere Seite zu­
rückziehen und von dort aus unbeteiligt 
Zusehen. Natürlich bringt diese dauern-
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de Beschäftigung mit der eigenen Indi­
vidualität — teils zwangsläufig, teils ab­
sichtliche Selbstanalyse als Vorbeugung 
gegen mögliche defekte -  die Gefahr der 
Entfremdung mit sich; reicht zwar nicht 
wirklich bis zur Bewußtseinsspaltung, 
aber durch die konstante Selbstbeobach­
tung betrachtet man das „Objekt” , also 
sich selbst, doch zunehmend unpersönli­
cher, so eine Art Gliederung in Betrach­
ter und zu Betrachtenden teil.

Soziale Kontakte
Als ich vor ein paar Tagen erfuhr, daß
wieder am allgemeinen Hofgang teil- 

W hm en könne, empfand ich einen spon­
tanen Widerwillen, wieder mit den anderen 
zusammenzukommen, da mir diese Reak­
tion zumindest theoretisch bekannt war 
(dazu eigener Gedanke: das ist vielleicht 
bei anderen so, aber bei mir doch nicht!) 
begründete ich diesen Widerwillen mir 
selbst gegenüber damit, daß ich einfach 
keine Lust hätte, mir wieder das ohnehin 
ewig gleichbleibende Knastgeschwätz an­
zuhören, und im übrigen meine Ruhe haben 
wolle.
Bei Unterhaltungen habe ich festgestellt, 
daß meine Koordination von Denken und 
Sprechen ziemlich mies ist: ich kann mei­
ne Gedanken nicht inehr synchron in Wor­
te übertragen, sondern ich hinke mit dem 
Sprechen immer hinterher; beende fast kei­
nen einzigen Satz, er zerfließt in einer An­
zahl von Nebensätzen, bis ich nicht mehr 

Q ä ß ,  was ich eigentlich sagen wollte. Die 
Gegenwart Dritter verwirrt mich, und ich 
habe ziemliche Schwierigkeiten, einen Ge­
dankengang zu verfolgen und vor allem 
zu formulieren. Das small-talk-reservoir 
ist fast gänzlich verschwunden. Ich muß 
nach nichtssagenden Bemerkungen auf 
nichtssagende Anreden suchen. Natürlich 
macht sich das nach außen nicht sonder­
lich bemerkbar, aber wo früher automa­
tische Reaktionen waren, muß ich jetzt 
bewußte Willensanstrengung und über­
durchschnittliche Konzentration einset- 
zen.

Weil wir gerade dabei sind: von ver­
schiedenen offiziellen Stellen seitens 
der Anstalt wurde mir in den Anfangs­
zeiten der Isolation mehrfach mitfüh­
lend versichert, daß man “da drin” 
(gemeint: Zelle) „Mit der Zeit doch ver­
rückt werden müsse” , woran im Grunde 
niemand zu zweifeln schien. Fand ich 
irgendwie erheiternd, obwohl ich mir 
nie ganz darüber klar werden konnte, wo 
hier nun die wahre Komik liegt.
Werner Waldhoff

Was wir brauchen, müssen wir 
uns nehmen. Multinationale Be- 
triebsarbeit der Gruppe ,,Arbei­
tersache“ in München

Die Entwicklung eines Ansatzes 
von revolutionärer Betriebsarbeit 
seit 1970. Dargestellt werden 
einerseits politische Grundposi­
tionen: die Notwendigkeit für 
eine wirklich multinationale Or- 
ganisierung/die Untersuchungs­
arbeit/Arbei terautonomie/Ex- 
terne Arbeit etc. Andererseits 
die wichtigsten Kampagnen und 
Ereignisse im Betrieb bis 1972. 
ca. 140 Seiten ca. DM 5.80

Proletarische Front

Arbeiterkampf in Deutschland.
Klassenzusammensetzung und 
Kampfformen der Arbeiterklasse 
seit dem Nationalsozialismus

Der erste Versuch, darzustellen, 
wie das Kapital als politische 
Antwort auf 1918 einen neuen 
Typ von Arbeitern durchsetzte: 
den Massenarbeiter. Immer war 
es das Kapital, das den Angriff 
dieser Schicht zurückschlug, wäh­
rend die Arbeiterbewegung sich 
weiter an den Inhalten der Fach­
arbeiter orientierte.

174 Seiten DM 7.80

N. Poulantzas

Faschismus und Diktatur

3 Themen: 1. Der Faschismus 
als spezifische politische Erschei- 
nung/Analyse der historisch vor­
handenen Faschismen und ihrer 
Geschichte. 2. Der Faschismus als 
besondere Form des bürgerlichen 
Ausnahmestaats, im Unterschied 
zum Bonapartismus oder zur Mi­
litärdiktatur. 3. Die Politik der 
3. Internationale gegenüber dem 
Faschismus/Ausdruck der Krise 
der Arbeiterbewegung.

ca. 400 Seiten ca. DM 22.00

M. Regini/E. Reyneri 

Akkord, Lohn, Qualifikation als 
Kampfinhalte italienischer Ar­
beiter
Eine analytische Arbeit über die 
Rolle des Akkordlohns und der 
Qualifikation innerhalb der Pro­
duktion: Akkord wesentlich als 
Regulierungsinstrument, Qualifi­
kation als Verschleierung des En­
des der „Arbeiterkarriere“ . Auf 
diesem Hintergrund entwickelten 
sich die egalitären Kampfinhalte 
der italienischen Arbeiter. Genau 
durchleuchtet wird die neue Hal­
tung der Gewerkschaften zu die­
sen Problemen.
179 Seiten DM11.80

Marxistische Aufbauorganisation 
Frankfurt. Die Krise der kommu­
nistischen Parteien/Probleme der 
gegenwärtigen Revisionsmuskri­
tik.

Das Problem der ..Revisionismus­
kritik“ als Problem des Verhält­
nisses von bürgerlicher und prole­
tarischer Revolution anhand 
der Darstellung der KPD-Politik 
von 1945-1953.( 1. Demokrati­
scher und sozialistischer Kampf 
der KPD nach 1945. 2. Bürgerli­
che und proletarische Revolu- - 
tion in der Theorie Lenins. 3.
Zur Analyse der westdeutschen 
Studentenbewegung.)

309 Seiten DM16.80

Tagebuch eines Betriebskampfes.
Herausgegeben von Genossen der 
„Assemblea Autonoma“ von 
Alfa Romeo

120 Seiten DM 6.80

Der Westen wird rot. Die ,,Maos“ 
in Frankreich: Gespräche und 
Reportagen. Eingeleitet von J.
P. Sartre

Gespräche mit Arbeitern, Frauen, 
Schülern, Jugendlichen, Bauern, 
die in den vordersten Reihen der 
Kämpfe stehen. Sie wissen, die 
Bedürfnisse der Massen lassen 
sich nur „illegal“ verwirklichen 
— und das bestimmt ihre Kampf­
formen gegen die Arbeitshetze, 
das schlechte Leben, die Preise. 
Ein Text, der verstehen läßt, wa­
rum das Kapital in Frankreich 
die „Maos“ fürchten gelernt hat. 
20 0  Seiten DM12.80

Proletarische Front

Rationalisierung und Massenar­
beiter. Die Kämpfe der nord­
deutschen Werftarbeiter seit 
1945

157 Seiten DM 8.80
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Kritische Stellungnahme zu Hochhuths 
Nachwort: ‘Frauen und Mütter Bachofen 
und Germaine Greer -  Studie zu einer 
neuen Lysistrate’ in: R. Hochhuth: Lysi- 
strate und die Nato, Rowohlt dnb 46.

Der erste Teil dieses Nachworts ist kaum 
von Interesse, da er auf gut 20 Seiten indi­
viduelle Beispiele von Frauen anführt, die 
in der Geschichte hervortraten, was ihn 
immer wieder zu der Frage nach deren ge­
ringer Anzahl veranlaßt. Da II. davon aus­
geht, ein Wesen der Frau/des Mannes, das 
ihre/seine Situation bedinge, beschreiben 
zu können, da er also im Grunde nur spe­
kulieren und nicht analysieren kann (wozu 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen re­
flektiert werden müssen), kommt er bei 
der Beschreibung der Situation der Frau 
dazu, sie sei z.B. faul (184), beute den 
Mann als Ernährer aus (185), besitze in 
Wirklichkeit jedoch Macht von Natur aus 
(185), usw. Über die Frauen des 18. Jh. 
schreibt H.: “weder das Kloster noch der 
häusliche Herd vermögen die Frauen zu 
fesseln” (190). Man braucht wohl nicht 
zu betonen, daß derart pauschale Aussa­
gen für die Untersuchung der Stellung der 
Frau damals wie heute völlig wertlos sind, 
ganz abgesehen von ihrer Urtwissenschaft- 
lichkeit: H.s Äußerungen grenzen des öf­
teren an Spökenkiekerei.

Auch den zweiten Teil leitet H. reich­
lich polemisch ein: “Die Frauen lieferten 
bis heute -  und können doch auch schon 
eine Weile lesen und schreiben und wäh­
len — kein Konzept, keinen Gegenent­
wurf zur Männerwelt! (205)” Hier schon 
deutet sich das falsche Verständnis H.s 
von Frauenemanzipation an. Daß dieser 
auf Biegen und Brechen zu erbringende 
Gegenentwurf möglicherweise gar nicht 
im Interesse der meisten Frauen liegt, 
scheint H., der offenbar sein Interesse da­
rin sieht, da er ganz pauschal die durch 
Männer heruntergekommene Welt ableh­
nend kritisiert, nicht verstehen zu wollen. 
Was wie an der heutigen Gesellschaft sei­
ner Ansicht zu verändern ist, sagt H. nicht 
konkret.

Herauskommen soll jedoch durch die 
Frau und ihre Emanzipation eine bessere 
Welt, was immer das sei. Als das erste und 
höchste Hindernis ihrer Emanzipation be­
tont H. die Kopistennatur der Frau -  mög­
licherweise ein “angeborener” Defekt (226)! 
— und zitiert den Romancier Otto Flake: 
“Es ist etwas unheimliches um die Kopi­
stennatur der Frau: sie hat die Ideen des­
sen, der sie weich machte, sie redet in sei­
nem Tonfall, lacht sein Lachen und ahmt 
seine Gesichtszüge nach. Mißtraue dem 
Mann, der die Zufriedenheit zur Schau 
trägt, daß seine Gefährtin Kamerad seines 
Denkens und seiner Ziele sei: er weiß nicht, 
daß die Gefährtin, weil sie Weib ist, mit 
derselben Anpassungsfähigkeit Kamerad

seines Antipoden geworden wäre ...”
(205f.) Abgesehen von dem lächerlichen 
Inhalt dieses Satzes, der völlig unwissen­
schaftlich auf eine biologische Konstante 
weiblichen Wesens hinausläuft, verketzert 
diese Aussage die Frau mal wieder als 
äußerst gefährliches Subjekt, als die Schlan­
ge. Sollte es nun aber einen Sektor geben, 
auf dem die Frau keine Kopistennatur an 
den Tag legt, so muß sie diesen benutzen, 
um die Konzeption eines “weiblichen 
Weltplans” (207) vorzunehmen: “Die 
Frauen müssen aus dem, was sie von den 
Männern unterscheidet, nicht aber aus dem, 
was sie mit ihnen verbindet, ihre Kraft zur 
Machtergreifung ziehen (207). Was die 
Männer nicht sind; was nicht können; 
nicht was sie leisteten, sondern was sie ab­
lehnten: sollten jetzt die Frauen sein und 
probieren! (227)”

Hier schließt H. einen Exkurs über den 
Schweizer Johann Jakob Bachofen an, 
einen seiner Ansicht nach “geniale(n), aber 
gänzlich unfreiwillige(n) Vorvater der heu­
tigen Frauenemanzipation” (209), der auf 
der anderen Seiten als einer der verstock­
testen Reaktionäre, Jurist und Multimil­
lionär, Romantiker und Idealist (208), 

Kenner der Antike und Anthropologe 
vorgestellt wird. Ich frage mich, ob die 
erste Aussage durch die zweite nicht ad 
absurdum geführt wird? H. widerspricht 
sich außerdem auch an anderer Stelle, 
wenn er sagt, daß Bachofen seine Einblik- 
ke in die Situation der Frau nutzt, um 
neue Beiträge zu ihrer Bevormundung zu 
schreiben, die noch heutigen Emanzipations­
gegnern Hilfen in die Hand geben (220). 
Bachofen, als absolut puritanischer Cha­
rakter, hing römischer, vaterrechtlicher 
Staatsauffassung an, verabscheute alles Ero­
tische und die “Schwäche des Weibes” und 
hielt es, unverheiratet, nahezu bis ans En­
de seiner Tage bei seiner geliebten Mutter 
aus.

Bachofen: “DtV erste Keim jeder Gy- 
naikokratie, welche auf die Macht des Wei­
bes die staatliche Gesittung der Völker grün­
det” ,(liegt im heutigen Endsieg des (Hoch­
huth, 207)) “aphroditischen Gesetzes der 
fleischlichen Emanzipation,... denn im 
Fortschritt der Versinnlichung des Da- 

| seins... macht sich das Gesetz der Demo- 
I kratie ... und jener Freiheit und Gleich­
heit geltend, welche das natürliche Leben 
vor dem zivil-geordneten auszeichnet und 
das der leiblich-stofflichen Seite der 
menschlichen Natur angehört. Die Alten 
sind sich über diese Verbindung völlig 
k la r ... und zeigen uns in bezeichnenden 
historischen Angaben die fleischliche und

die politische Emanzipation als notwen­
dige und stets verbundene Zwillingsbrü­
der” (207). Diese “Situationsbeschrei­
bung” Bachofens, die grob die Entwick­
lung von der Antike bis zu seinem Zeit­
alter meint ( er war übrigens Zeitgenosse 
Friedrich Engels’, der seinerseits Bacho­
fen äußert geschätzt und seine Schriften 
bzw. Ansichten über Frauen, Mutter­
recht etc. mitverwandt haben soll für den 
“Ursprung der Familie ...”), sollte objek­
tive Analyse sein und nicht etwa subjek­
tive Befürwortung einer Frauenemanzi­
pation einschließlich demokratischer Ent­
wicklungen, die Bachofen als Staatsau flcW 
sung, als innere Auflösung der alten W el^ 
als Schwächung des Vaterrechts und er­
neute Stärkung des Mutterrechts, kurz: 
als verderblichen Rückschlag fürchtete 
(209f.). Den Stellenwert dieser “Analyse” 
schätzen Kritiker wie z.B. Hochhuth of­
fenbar als unfreiwilliges Hilfsmittel Bach­
ofens für den Weg, den die Fraueneman­
zipation einzuschlagen hat, ein: Was Bach­
ofen in dem o.a. Zitat analysieren und aus- 
sagen wollte, fordert heute mit anderen 
Worten Germaine Greer: die Beherrschung 
frauenemanzipatorischer Vorstellungen 
und ihre Umsetzung allein durch entfes­
selte weibliche Sexualität. —H. schreibt 
über Bachofen: “Abschreckend, daß die­
ser Mann, der die Weltgeschichte ... genau 
gekannt haben dürfte ... , die Konsequenz 
seiner Ureinsichten zu ziehen sich scheut: 
daß aus der Geschichte der totale Bank­
rott des von ihm trotz allem unerklärli- 0  
cherweise gefeierten ‘männlich-phallischen 
Prinzips’ abzulesen -  und die Folgerung 
zu ziehen ist, deshalb einmal der anderen 
Hälfte des Menschengeschlechts, der 
weiblichen, das Geschick des Planeten an­
zuvertrauen!” (211)

Wenn ich diese Aussage Hochhuths ge­
genüber denen Bachofens bewerten soll, 
so muß ich sagen, daß mir Bachofens Auf­
fassung und Haltung als die eines Reprä­
sentanten des 19.Jhs. und Frülrkapitalis- 
mus weit unerstaunlicher bleiben als die 
Hochhuths, der immerhin im 20. JH. und 
Spätkapitalismus lebt und sich deshalb an­
derer Argumente bedienen müßte als derer, 
daß — ganz pluralistisch —, wenn die einen 
alles verkorkst haben, doch vielleicht die 
anderen eine, glücklichere Hand haben: es 
könnte ja mal sein. H. führt männliche Ta­
ten wie die Weltkriege, Kolonialismus, die 
Atombombe und schließlich Umweltver­
schmutzung (215, 217) an, um die Not­
wendigkeit einer Wende in der Geschichte 
zu verlautbaren; auch dadurch, daß “erst 
nach dem Verschleiß ihres Energie-Über-
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Die Zeitung ist ein Kampfblatt.
Ein Blatt für alle, die am dauernden 
Klassenkampf beteiligt sind.
Ein Ausdruck des täglichen Kleinkriegs 
der Unterdrückten gegen die Unterdrücker. 
Ein Ausdruck der Diskussion darüber.
Ein Ausdruck unserer Arbeit, unserer 
Fehler.

Schusses Mächte wie Menschen domesti­
zierbar sind ...” (f. Zit. s.o. S. 2/213f.).
“Die Männer ... können nur besiegt wer­
den, wenn die Frauen weibliche Waffen 
in den Krieg einbringen, anstatt, wie bis­
her, sich instinktlos und naturwidrig, de­
mütig und suicid-lustig um Waffenscheine 
für Rüstungssysteme zu bemühen, mit de­
nen die Männer ihre eigene und die Welt 
der Frauen und Kinder auf den Hund ge­
bracht haben“ (217f.). Die ebenfalls bei 
den Fauen vorhandene Anfälligkeit für 
Enthusiasmus, ihre Passivität und ihr Des­
interesse gegenüber der existentiellen Be-

thung durch Kriegspolitik nennt Hoch- 
h ganz einfach deprimierend (218). Ich 
vermute, er hält auch dies für angeborene 

Defekte. Aber dennoch, er baut auf die 
Frauen, zumal seiner Ansicht nach auch 
“die zwei entscheidenden Barrieren gefal­
len (sind), die jahrtausendelang den Frauen 
ihren Rückweg zur Macht verlegt hatten: 
der christliche Aberglaube mit seiner bös­
artigen Körper-Verketzerung und die Dro­
hung unerwünschter Schwangerschaften..” 
(222). Die Zweifelhaftigkeit dieser Aus­
sage steht fest! An dieser Stelle führt Hoch- 
huth die seiner Ansicht nach wohl glor­
reichen Ideen Germaine Greers ein. Sie 
schreibt:“Wenn die Frauen das wirkliche 
Proletariat sind, die wirklich unterdrück­
te Mehrheit, dann kann man der Revolution 
nur näherkommen, wenn die Frauen dem 
kapitalistischen System ihre Unterstützung 
imtziehen. Ich schlage eine Waffe vor, die 

f ^ m  Proletariat in hohen Ehren steht, die 
Versagung von Arbeit” (224). Sie empfiehlt 
dagegen die Zerstörung des Konsummodells 
durch die Hauptkonsumenten, die Haus­
frauen (225). H. unterstützt Germaine 
Greer, indem er bezweifelt, daß eine Mo­
bilisierung der Frauen auf dem ‘auszehren­
den Arbeitsmarkt’ ihre Emanzipation vor­
antreiben bzw. den ‘schaudervollen Streß’ 
mildern und schließlich beseitigen kann, 
da sie sich in diesem Prozeß nur verzehr­
ten (225). Die freie Entscheidung der 
Frau einbeziehend, fragt H. vielmehr nach 
der Vernünftigkeit, heutzutage in den 
Emanzipationsbestrebungen die Mutter­
rolle so abfällig zu beurteilen, da kein 
Mensch außer der Frau die Begabung ha­
be, ein Kind in die Welt zu setzen und zu 

‘erziehen’ (? ? ) (225). Die gelassene, 
ernsthafte Erörterung dieses Einwurfs 
wird allerdings durch folgende Dummheit 
und Frechheit H.s verunmöglicht: “Als 
‘genüge’ es nicht für Leben und Geschich­
te, einen Franklin Roosevelt geboren zu 
haben. Was aber an Außerordentlichem 
leisteten die Frauen sonst? ” (198f.). H.

An dieser Zeitung arbeiten mit in 
Frankfurt. Rüsselsheim, Offenbach 
der REVOLUTIONÄRE KAMPF, 
der Häuserrat Frankfurt, verschiede­
ne Stadtteilgruppen. In Miinchen/Ar- 
beitersache, in Hamburg und Bre­
men die Proletarische Front, in 
Köln/Arbeiterkampf und andere 
Gruppen. Zu erhalten u.a. in Buch­
läden, Kneipen, Jugendzentren oder 
WIR WOLLEN ALLES 
8551 Gaiganz, Postfach 12

fährt fort: “Weiblich gleich charakterlos 
ist eine überaus schändliche Feststellung —, 
die aber durch die Unbedenklichkeit, 
mit der Frauen sich beruflich dem ‘an­
schmiegen’, was ausgerechnet Männer 
ernst nehmen — statt das Männermodell 
zu demolieren —, erneut als wahr bestäti­
gen wird.” (226) Auch dies kann kaum 
ernst genommen, geschweige denn für 
qualifiziert gehalten werden. Als geschicht­
lich ‘erwiesene’ Beispiele, die belegen sol­
len, daß die Befreiung der Frau vom 
Mann allein durch Eros möglich ist bzw. 
die Frau durch Eros allein über den Mann 
herrschen kann, dienen Hochhuth Kleo- 
patra und Cäsar, die indische Königin Kan- 
dake und Alexander der Große (233). Nun 
erscheint es einmal als zweifelhaft, daß 
Frauen dieser Positionen prototypisch für

/'

Preis 1 DM

die Möglicheiten aller Frauen gelten kön­
nen; zum andern gibt H. mit diesen Bei­
spielen Beherrschung und Herrschaft als 
erstrebenswertes Ziel an — ganz im Ge­
gensatz zum Großteil der Frauenemanzi­
pationsbewegungen. Über ihre Ziele, die 
gerade Herrschaftsabbau in allen Beziehun­
gen innerhalb der Gesellschaft im Hin­
blick auf eine emanzipierte sozialistische 
anstreben, scheint H. sich absolut nicht 
informiert zu haben. Er kommt vielmehr, 
nach einem Zitat G. Greers — “In der Tat 
ist das Hauptinstrument zur Ablenkung 
und Perversion weiblicher Energie die Ver­
leugnung weiblicher Sexualität” (233) -  
zu dem Schluß (236) : “So herrsche denn 
Eros, der alles begonnen!”

Sabine Floßdorf-Drenkhan
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DIE DEM OKRATIE  
M USS VON ZE ITZU  
Z E H  IN  BLUT GE­
BADET W ERDEN!

Fortsetzung von Seite 1

des Asylsuchenden verschlossen. Sogar 
Spanien und Portugal sollen Hilfesuchende 
nicht abgewiesen haben.

Ehemalige Minister, Parlamentsabgeord­
nete und Senatoren, Gewerkschaftsführer, 
auf die Kopfgelder wie für Verbrecher aus­
gesetzt sind, Wissenschaftler, Professoren, 
hohe Regierungsbeamte und Direktoren 
vergesellschafteter Betriebe, Menschen, die 
ihre Pflicht taten, die legale Regierung ihres 
Landes gegen die putschenden Generäle 
zu verteidigen, warten dicht zusammenge­
pfercht, auf dem Boden schlafend in den 
Botschaften auf einen “Geleitbrief” , der 
ihnen die Auswanderung ins Exil ermög­
licht. Sie zittern davor, der blutigen Rache 
der Militärjunta, ihrer verhaßten Justiz 
oder gar ihren gefürchteten Folterknech­
ten ausgesetzt zu werden.

Dennoch: Sie alle gehören zu den Ge­
retteten im Vergleich zu den Tausenden 
aktiver Funktionäre, die in den Betrieben 
Maßregelung und Denunziation ertragen 
müssen, die ihre Arbeit verlieren, gehetzt 
von den Schergen der Junta, von einer 
Stadt zur anderen fliehen, oder gar Nacht 
für Nacht ihre Schlafstätte wechseln müs­
sen, um der Verhaftung zu entgehen.

Die Lage der Gewerkschaften
Die chilenische Arbeiterbewegung hat 

eine große demokratische Tradition. Als 
einzige in Lateinamerika hat sie eine Ein­
heits-Massengewerkschaft aufgebaut, die 
CUT. International gehört sie weder dem 
kommunistischen Weltgewerkschaftsbund 
noch dem Internationalen Bund Freier Ge­
werkschaften an.

Der Gewerkschaftsbund CUT wurde 
aufgelöst. Die hauptamtlichen Funktio­
näre liegen auf der Straße ohne Verdienst­
möglichkeiten, vier Hauptamtliche stehen 
auf den Fahndungslisten der Junta. Eini­
gen gelang es, unterzutauchen.

Gegen alle Vorstandsmitglieder des Vor­
stands wird ein Prozeß vorbereitet. Durch 
eine Verordnung der Junta wurde die Ta­
rifvertragsfreiheit abgeschafft. Löhne-, 
Gehälter, Sozialleistungen werden durch 
Dekret der Junta festgelegt.

Einige Einzelgewerkschaften wurden 
aufgelöst, andere, an deren Spitze christ­
lich-demokratische Kollegen stehen, füh­
ren eine halblegale Scheinexistenz. Die Ar­
beitslosenquote stieg von 3 auf 10 Prozent 
und man muß erwarten, daß im kommen­
den Jahr jeder Fünfte arbeitslos sein wird. 
Die Einzelgewerkschaften wollen dennoch 
die organisatorische Struktur solange erhal­
ten, wie die Junta die Gewerkschaften 
nicht in eine “Arbeitsfront” verwandelt,

solange Arbeiter und Unternehmer nicht, 
wie in allen faschistischen Staaten, in einen 
staatlich gelenkten Verband zusammenge­
zwängt werden. Doch wurden bereits Tau­
sende der besten und aktivsten Funktio­
näre entlassen, ins Gefängnis geworfen oder 
erschossen.

Gewerkschaftsbeiträge werden in den 
meisten Fällen nach wie vor einbehalten, 
aber die Verfügung darüber ist der Willkür 
des “zuständigen” Offiziers überlassen.
Geld an den aufgelösten Gewerkschafts­
bund CUT abzuliefern, ist verboten. Alle 
“Gewerkschafter” , die von der Junta zu 
Propagandazwecken ins Ausland geschickt 
werden, haben hierzu weder von ihren 
Funktionären noch von ihren Mitgliedern 
ein Mandat, da diese keine Versammlungs­
freiheit oder irgend eine andere Freiheit 
genießen. Diese Propagandisten sind 
schlicht “Kollaborateure” der Junta, die 
von jedem wirklichen Gewerkschafter in 
Chile verachtet oder gehaßt werden.

Gerüchte, daß gewisse amerikanische 
Gewerkschaften versuchen würden, eine 
Spaltung anzuzetteln, um “antikommuni­
stische” Verbände aufzubauen, beunruhig­
ten chilenische Funktionäre aller politi­
scher Tendenzen. Sie wollen an ihrer de­
mokratischen Einheitsgewerkschaft fest- 
halten und fürchten, daß Spaltergewerk­
schaften zu reinen Werkzeugen der Militär­
junta werden könnten.

Besonders brutal verfolgt werden die 
linken Christdemokraten, die einen star­
ken Einfluß in der Gewerkschaft der Land­
arbeiter und armen Bauern haben. In zwei­
einhalb Jahren war es ihnen gelungen, die 
Zahl der Organisierten von 11.000 auf 
52.000 zu erhöhen. Die Großgrundbesitzer, 
die verfilzt und oft auch verschwägert 
sind mit hohen Militärs, üben jetzt blutige 
Rache. Dennoch mußte die Junta darauf 
verzichten, die Agrarreform rückgängig zu
machen, da sie sonst den Grundstein für 

T\
eine Partisanenbewegung gelegt hätte 
Sie hat allerdings alle selbständigen Bauern­
verbände und Genossenschaften aufgelöst. 
Unorganisierte “selbstständige” Klein­
bauern, die ungeschützt den Gesetzen des 
freien Marktes ausgesetzt werden, gehen 
ohnehin in wenigen Jahren zugrunde. Auch 
auf diese Weise läßt sich die Laridreform, 
die Aufteilung des Bodens wieder zunichte 
machen.

Viele Gewerkschaftsfunktionäre sind 
verschwunden. In den Gefängnissen und 
auf den KZ-Inseln sitzen tausende Gewerk­
schafter. Von Militärgerichten werden 
furchtbare Terrorurteile gegen sie verhängt. 
Einige Konzentrationslager wurden in un­

bewohnbare Zonen errichtet. Dorthin wer­
den vornehmlich militante Funktionäre 
geschickt.

“Es gibt keine Arbeiterfamilie, die nicht 
von einer Tragödie befallen ist. Deshalb 
wollen wir keine großen Worte hierüber 
verlieren. Für uns ist das wichtigste die Zu­
kunft! Wird es uns gelingen, wieder freie 
Gewerkschaften aufzubauen, die nicht 
von Militärs befehligt werden? Wir haben 
eine lange Tradition, eine lange Kampfer­
fahrung. Wir wollen keine Phrasen dre­
schen, wir sagen nur: Wir werden unserer 
Aufgabe treu bleiben bis zu unserem To­
de, komme was da kommen mag. Wir M  
werden uns auf keinen Fall dazu berge- ^  
ben, zu Stiefelputzern der Militärjun­
ta zu werden. Aber Ihr müßt uns helfen. 
Durch die Verbreitung der Wahrheit, 
damit die blutige Unterdrückung, die 
Schande der Folter, die Gesetzlosigkeit 
aufhört. Helft den Witwen und den Wai­
sen der Ermordeten, den tausenden 
aktiven Funktionären, die aus den Be­
trieben gejagt wurden, den tausenden 
Studenten, die man von den Universi­
täten vertrieben hat. Helft uns, unsere 
demokratischen Freiheiten wiederzuge­
winnen, das Recht, uns frei zu versam­
meln, unsere Meinung frei in Wort und 
Schrift sagen zu können, zu organisieren, 
Tarifverträge abzuschließen, damit wir 
nicht der absoluten Willkür der Unter­
nehmer ausgesetzt sind. Rüttelt die 
weltöffentliche Meinung wach, damit 
sie weiß, was in unserem Land geschieh4P  
Glaubt nicht denen, die ohne gewähltes 
Mandat als angebliche Sprecher der Ge­
werkschaften, in Wirklichkeit aber die 
Propagandisten der Junta im Ausland 
auf treten. Wir, die von unseren Mit­
gliedern gewählten Funktionäre, sind 
geknebelt und zum Schweigen ver­
dammt. Sprecht Ihr für uns! ”

Ebenso wie die Zukunft wurden 
auch die Fehler der Vergangenheit,die 
Ursachen der Katastrophe diskutiert.
Ich wollte wissen, ob man der Regie­
rung Allende vorwerfen könne, sie 
habe die Verfassung verletzt, wie die 
Opposition es behauptet.

“Wenn die Regierung A llende zu­
grunde gegangen ist, so höchstens da­
rum, weil sie sich allzu sehr an die Ver­
fassunggehalten hat. Wir, die Gewerk­
schaften, wollten rechtzeitig der Sabo­
tage der Unternehmer und den von 
ihnen aufgehetzten kleinen Lastwagen­
besitzern, Kaufleuten, Bankangestellten 
und Vertretern der freien Berufe ent­
gegentreten. Wir forderten, den Kampf
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gegen die Terroristen von “Patria o Li- 
bertad ’ ’ aufzunehmen. A ber die R egie- 
rung verließ sich auf die Generäle. Die 
Regierung Allende ließ im Parlament 
ein Gesetz verabschieden, das Suche 
nach Waffen erleichterte. Gefunden 
wurden seltsamerweise nur die spärli­
chen Waffen, die Arbeiter zu ihrem 
eigenen Schutz in den Betrieben hatten, 
während die Rechtsexremisten bis an 
die Zähne bewaffnet blieben.

Als der Putsch der Junta begann, 
befahl man uns, die Betriebe zu beset­
zen. Wir haben es getan. In der Hoff-

«7g, daß die Christlich-demokratische 
tei von Eduardo Frei uns gegen die 
putschenden Generäle ebenso unter­

stützen würde, wie wir ihn unterstützt 
hatten, als er an der Regierung war und 
General Viaux gegen ihn putschte. Aber 
er hat geglaubt, die Junta werde ihm 
nach ihrem Putsch die politische Macht 
überreichen. Sie denkt nicht daran. Wir 
aber waren in den Betrieben, ohne 
Waffen, ohne Schutz, ohne die Mög­
lichkeit, uns zu verteidigen. Es war 
falsch, daß die Regierung Allende die 
Armee in die Politik hineinzog, indem 
sie Generälen Ministerposten gab. Es 
war falsch, daß sie immer weiter zu ­
rückwich. Sie hätte mehr Vertrauen 
zu uns, zu den Gewerkschaften, zu den 
in den Betrieben Beschäftigten haben 
müssen, die bereit waren, zu kämpfen,
(üe aber mit leeren Händen nicht kämp- 

konnten. Die Allende-Regierung 
ließ fast ohne jede Gegenwehr die ver­
leumderischen Angriffe, Panikmache 
und eine Hetze ohne Beispiel über sich 
ergehen. Nur ganz selten schlug sie zag­
haft zurück. Die aber angeblich antra­
ten, um die demokratischen Freiheiten 
zu retten, haben heute kein Wort der 
Verteidigung für uns, obwohl sämtliche 
Presseorgane der Parteien der “Unidad 
Populär”, die noch in den letzten 
Wahlen 44 Prozent der Stimmen erhiel­
ten, verboten wurden. Die Verteidiger 
der Verfassung schwiegen zur Auflö­
sung des Verfassungsgerichts, das man 
einfach davonjagte. Während jedesmal 
über Verletzung der Verfassung ein Ge­
schrei erhoben wurde, wenn arme ge­
quälte Bauern entgegen den Gesetzen 
Land besetzten, das nicht unter die 
Enteignung fiel, oder Arbeiter das 
gleiche in ihrem Betrieb taten, weil die 
Unternehmer offen sabotierten, wurden 
jetzt sämtliche Häuser, das gesamte 
Vermögen, alle Kinos, Druckereien, 
Kulturgebäude der Parteien der “Unidad

Populär”, ja sogar privater Besitz ver­
hafteter Gewerkschafter, entschädi­
gungslos enteignet.

Noch schlimmer: das chilenische 
Volk, die arbeitenden Menschen, wur­
den ihrer Lebensmittel, der Mittel zum 
Leben, enteignet, und auch das küm­
merte sie kaum. Allerdings wurden 
enteignete Betriebe wieder an ihre frü­
heren Besitzer auch dann zurückgege­
ben, wenn diese inzwischen erhebliche 
Entschädigungsbeträge eingesteckt hat­
ten. Das ausländische Kapital, die ame­
rikanische Konzerne will man anlocken, 
indem man ihnen Konzessionen machen 
will, die Chile in eine neue furchtbare 
Abhängigkeit von den multinationalen 
Giganten führen wird. Mancher von uns 
denkt heute: Hätte die “UnidadPopu­
lär” den Mut gehabt, zwei Dutzend 
Generäle und drei Dutzend Spekulan­
ten so zu behandeln, wie tnan heute 
mit Tausenden von uns umgeht, dann 
hätte das den Chilenen wohl viele 
Opfer und Qualen erspart. ”

Wie lebt heute das chilenische Volk?
Als die Junta an die Macht kam, 

wurde sie von kleinen Kaufleuten, Be­
amten, höheren Angestellten, Besitzern 
von Lastwagen, Vertretern freier Be­
rufe und vielen Hausfrauen, die vor den 
Geschäften Schlange stehen oder sich 
auf dem Schwarzen Markt versorgen 
mußten, mit Jubel begrüßt.

Geschickt räumte die Junta mit 
einem Schlag die von der Regierung 
der “Volkseinheit” angelegten Waren­
lager, aus denen vor allem die ärmeren 
Stadtviertel der Arbeitervororte ver­
sorgt wurden. Mit Hilfe der Gewerk­
schaften, von politischen Parteien und 
Gruppen war dort unter der Allende- 
Regierung ein wirksames Verteilungs­
netz aufgebaut worden, das eine Ver­
sorgung zu festgesetzten niedrigen Prei­
sen garantierte. Als die Junta die Prei­
se freigab, tauchten plötzlich alle auf 
dem Schwarzen Markt gehandelten 
Waren in den Geschäften auf. Die in 
der Regierungserklärung der Militärs 
verkündete Politik der “Wiederherstel­
lung der nationalen Einheit, der För­
derung der wirtschaftlichen Entwick­
lung, der Erlangung sozialer Gerechtig­
keit” fand ebenso Glauben wie die von 
Juntachef General Pinochet verkündeten 
Ideale der “Ordnung, Sauberkeit, des 
Pflichtbewußtseins und der Disziplin” , 
und seine Vision des Kampfes gegen 
eine “überpolitisierte durch Klassen­
haß zerrissene Gesellschaft”. Aber die 
Illusion der “sozialen Gerechtigkeit” , 
der “harmonischen geeinten Volksge­
meinschaft” ist heute endgültig verflo­
gen. Mit jedem Tag wird klarer, daß die 
Opfer für den “nationalen Wiederaufbau” 
der Masse des Volkes auferlegt werden. 
Bittere Ernüchterung ist eingetreten 
auch in den Schichten, welche die Jun-
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ta an die Macht brachten.
Ich wollte wissen, wie die chileni­

schen Arbeiter mit dem neu festgesetz­
ten Mindestlohn von 12.000 Escudos 
im Monat überhaupt leben können 
(zum offiziellen Umwechselkurs sind 
dies 40 DM). Ich ging in eines der Ar­
beiterviertel. Dort wohnte man früher 
in Wellblechhütten oder baute sich aus 
leeren Blechkanistern “Behausungen” .

Meine Frage, wie sie jetzt mit ihrem 
Lohn auskommen, wurde so beantwor­
tet:

“Vor drei Monaten wußten wir es 
noch, heute weiß es keiner mehr hier. 
Seit die Junta an die Macht gekommen 
ist und die Preise freigab, ist das Kilo 
Reis von 16 Escudos auf 250 gestiegen, 
der Liter Öl von 36 auf 240, das Brot 
von 11 auf 43, der Zucker von 25 auf 
180, Tee von 40 a u f300, Milch von 7 
auf 30. Unter der A Ilende-Regierung 
erhielten wir 2 Kilo rationiertes Hack­
fleisch pro Woche für 10 Escudos das 
Kilo. Wir konnten Fleisch frei für 90 
Escudos das Kilo kaufen. Heute kostet 
die schlechteste Sorte Fleisch, die man 
eigentlich Menschen nicht anbieten 
dürfte, 360 Escudos, eine mittlere Qua­
lität 700 bis 800 und Filetsteak sogar

Sie finden bei uns Literatur 
folgender Fachgebiete:

1,800 bis 2.000 Escudos das Kilo. Das 
ist fast ein Wochenlohn. Es ist wahr, 
daß man das Kindergeld der Arbeiter 
von 600 auf 900 Escudos pro Monat 
erhöht und dem der Angestellten an­
gepaßt hat. Aber durch die Preissteige- 
rungen können wir jetzt für 900 Escu­
dos weniger kaufen als früher für 600. 
hi den Arbeitervorstädten kann sich 
niemand mehr Fleisch leisten ".

“Ich kann meine fü n f Kinder von 
Samstag bis Dienstag ernähren, ab 
Mittwoch hungern wir”.

“Aber niemand wagt, sich zu be­
klagen. Gewerkschaften haben wir nicht 
mehr, und wer den Mund auftut, Jliegt 
auf die Straße. ”

Eine Arbeiterfrau die trotz der Ge­
fahren, die sie täglich bedrohen, sich 
stolz als Sozialistin bekannte, faßte 
alles in einem Satz zusammen: “Um 
mich herum sterben die Menschen vor 
Hunger, aber wenn ich in die Zeitung 
schaue, geht alles aufwärts, seitdem wir 
die neuen Herren haben ”.

Das Geschwätz über die “harmoni­
sche, durch das gemeinsame Geschichts­
erlebnis geeinigte Volksgemeinschaft” 
und die “Erlangung sozialer Gerechtig­
keit” aus der Regierungsansprache von

Wissenschaftliche 
Buchhandlung 
Theo H ector

Philosophie, Soziologie, Psycho­
logie, Pädagogik, Geschichte, 
Politische Wissenschaft.

Allgemeine Sprach- 
und Literaturwissenschaft, 
Germanistik, Romanistik, 
Anglistik, Altphilologie.

Volkswirschaftslehre Frankfurt am Main
Betriebswirtschaftslehre Gräfstraße 77, an der Universität
Rechtswissenschaft Telefon 777303 und 779683

General Pinochet enthüllt sich so als 
blutiger Hohn. Die “durch Klassenhaß 
zerrissene Gesellschaft” wird von der 
Junta nur in der Phrase aufgehoben.
In Wirklichkeit bekommt sie erst jetzt 
ihre ganze brutale Bedeutung. Das 
chilensiche Volk wird behandelt wie 
eine besiegte Nation, der die Sieger den 
Fuß auf den Nacken gesetzt haben.

Die Perspektiven des Militärregimes
ln einem Interview mit “El Mercu- 

rio” (13.11.73) gab General Pinochet 
programmatische Aulklärung über deren 
Ziele. Drei Alternativen zeigte er auf:

1. die Junta als zeitlich begrenztes 
Übergangsregimc zwischen zwei “poli­
tischen Regierungen” ,

2. als Initiator einer großen “bürger­
lich-militärischen Bewegung” , oder

3. ihre “Verwandlung in ein “Abso­
lutes Militärregime” , das eine gute 
staatliche Verwaltung aufrechterhält. 
Sowohl die erste als auch die letzte 
Möglichkeit schloss General Pinochet 
aus. Wie aber interpretiert er die “bür­
gerlich-militärische Regierung? ”

Zunächst geht er davon aus, daß die 
Kritik nicht nur an der beseitigten “mar 
xistischen Regierung” von Allende an­
setzen müsse, sondern auch an allen 
vorangegangenen Regierungen, die auf 
die eine oder andere Weise die Bedin­
gungen schufen, unter den die “marxi­
stische Regierung” entstehen konnte. ^  
Darum dürfe man die Staatsmacht aucWl 
nicht an die politischen Parteien zurück­
geben. Zwar erkenne man die Existenz 
solcher Parteien an, aber sie müßten 
gemeinsame Ideale haben. Darum wirk­
ten auch Funktionäre der verschiede­
nen politischen Parteien mit der Junta 
zusammen, wobei sie ihre Parteilich­
keit hintenanstellen. Jeder Beamte wer­
de im übrigen ein Gelübde ablegen müs­
sen, in dem er sich zu den Glaubensar­
tikeln der Regicrungsjunta bekennt.

Zwei Dinge gehen aus dieser Erklä­
rung hervor

1. Die Junta der Generale will nicht 
zu einem demokratischen, auf einem 
Mehrparteiensystem beruhender Parla­
mentarismus zurückkehren und für sie 
sind nicht hur die “marxistischen“ Par­
teien, sondern auch die christ-demokra­
tische für die vorangegangene Entwick­
lung verantwortlich.

2. Es ist nirgends von der Bildung 
einer eigenen Junta-Partei die Rede.

Die General-Junta weiß ganz genau, 
daß sie nicht nur jene 44 Prozent der
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Wählet gegen sieh hat, die noch im 
Mär/. 1973 für die Parteien der Unidad 
Populär Allendes stimmten, sondern 
dal?» sie mit ihrer Wirtschaftspolitik 
auch jene breite “mittelständige” 
Schicht vor den Kopf stößt, die ihre 
Machtergreifung mit Jubel begrüßt hat.

Da die Junta in diesem Prozeß denen 
die Existenz rauben muß, die ihr zur 
Macht verholten haben, kann sie sich 
demokratische Wahlexperimente eben­
sowenig leisten, wie den Aufbau einer 
faschistischen Massenpartei.
^kDie Nazis kamen 1933 an die Macht, 
^^d ie  furchtbare Weltwirtschaftskrise 
gerade zu Ende ging. Sic konnten, ge­
stützt auf den neuen Wirtschaftsauf­
schwung und ihre Rüstungspolitik Mil­
lionen Arbeitslose, wenn auch zu den 
niedrigen Krisenlöhne, wieder in den 
Produktionsprozeß einreihen. Dadurch 
konnten sie zunächst die Opposition 
“neutralisieren” . Die Junta hingegen 
hat Massenarbeitslosigkeit geschaffen. 
Die Nazis haben zwar auch den Mittel­
stand reduziert und die Konzentration 
gefördert, aber die aus der Wirtschaft 
ausgeschalteten Mittelständler konnten 
als Angestellte Arbeit finden. In Chile 
sinkt der Mittclstiindler, wenn er die 
Existenz verliert, ins Nichts.

Genau darum ist die Junta, wenn sie 
an der Macht bleiben will, gezwungen, 
sich allein auf die Armee und ihren 
terroristischen Apparat zu stützen. Al­
lerdings ist das für sie auf die Dauer 
nicht ganz einfach, denn die chileni­
sche Arbeiterbewegung hat eine große 
Kampferfahrung. Sogar Soldaten, heute

das wichtigste Machtinstrument der Ge­
neral-Junta, sind nicht unempfindlich 
dagegen, wenn ihre Familien Not lei­
den. oder gar in die Mühlen des Terrors 
geraten. Die Junta ließ daher hunderte 
Soldaten, Unteroffiziere und sogar ho­
he Offiziere erschiessen und “unzuver­
lässige” Regimenter, die der demokra­
tischen Regierung treu blieben, aus­
schalten.

Trotz des furchtbaren Terrors brach 
schon in der zweiten Novemberhälfte 
der erste Streik von 190 Arbeitern auf 
einer Baustelle der U-Bahn von Santia­
go aus. Sie wurde sofort von Militärs 
besetzt. 14 angebliche Streikführer 
wurden verhaftet. Die ehemalige christ­
lich-demokratische “La Prcnsa” wußte 
nur zu melden, daß 14 Personen von 
der Armee verhaftet und Verhören 
durch militärische “Untersuchungsbe­
hörden” zugeführt würden. Über den 
Streik selbst konnte die zensurierte 
Zeitung kein Sterbenswörtchen brin­
gen. In der gleichen Zeit fand bei den 
Autobusfahrern von Santiago eine 
“Streikabstimmung” statt. Sie beschlos­
sen, der Junta mitzuteilen, sie werden 
die Arbeit nicdcrlegen, wenn man ihre 
Hungerlöhnc nicht erhöhte. Auch hier­
von drang nichts in die Presse. Nur 
konnte man lesen, daß per Dekret der 
Junta plötzlich die Autobusfahrer eine 
Prämie erhalten. Die Aktion war also 
offenbar erfolgreich gewesen.

Trotz Terror ist es bisher nicht ge­
lungen sämtliche Strukturen der alten 
Arbeiterbewegung zu zerschlagen. Die 
radikalen linken Parteien, die sich recht­
zeitig auf ihre Illegalisicrung vorberei­
tet hatten, konnten bisher schwere Ver­
luste vermeiden. Die Parteien der “ Uni­
dad Populär”, die in der letzten Perio­
de der Allende-Regierung vor allem 
wegen des einzuschlagenden wirtschafts­
politischen Weges zerstritten waren, ha­
ben in der Illegalität eine Einheitsfront 
geschaffen. Die Gewerkschaften geben 
ihren Kampf um ihre volle Legalisierung 
nicht auf. Auch in der christlich-demokra­
tischen Partei scheint sich einiges zu rüh­
ren.

“El Mercurie” wußte von einem ge­
heimen Dokument zu berichten, das vom 
ehemaligen linken christrdcmokratischen 
Präsidentenkandidaten Radomiro Tomic 
und von ehemaligen CD-Abgeordneten 
unterschrieben war. Darin sollen sie vor­
geschlagen haben, die Regierung zu zwin­
gen, so schnell wie möglich Wahlen abzu­
halten in denen sie hofften, auch die Stim­

men der verbotenen “marxistischen Par­
teien” zu kassieren und so selbst an die 
Macht zu gelangen. Tomic und Fuenteal- 
ba streiten öffentlich die Vaterschaft für 
dieses Geheimdokument ab. Sie sehen in 
der Veröffentlichung durch den rechtskon­
servativen “El Mercurie” einen Versuch 
“die Verfolgung unserer Funktionäre zu 
provozieren und die christlich-demokrati­
sche Partei zu spalten” . Dennoch ist kaum 
zu bezweifeln, daß in den unteren Rängen 
der Christdemokraten der Unwillen über 
die Militärdiktatur erheblich gewachsen 
ist.

Nur wenn es der Junta mit Hilfe enor­
mer amerikanischer Investitionen und Kre­
dite gelingen sollte die Wirtschaft wirklich 
in Schwung zu bringen, könnte sie hoffen, 
ihr Regime für längere Zeit zu festigen. 
Aber der chilenische Kapitalismus ist struk­
turell schwach; er brauchte stets die Hil­
fe des Staates. Der chilenische innere 
Markt ist durch die radikale Abschöpfung 
von Kaufkraft durch die Enteignung der 
Masse des Volkes von ihren Lebensmitteln 
zu klein um einen Wirtschaftsaufschwung 
zu tragen. Für den Export kommen wie 
eh und je nur wenige Rohstoffe in Frage 
(Kupfer, Salpeter). Die chilenische Indu­
strie kann auf dem Weltmarkt mit ihren 
Produkten kaum konkurrieren. Dennoch 
könnte das chilenische Modell einer terro­
ristischen Militärdiktatur zur Zerschla­
gung der Arbeiterbewegung Schule ma­
chen. Darum muß man den Druck gegen 
dieses infame Regime aufrechterhalten.

Schließlich ist das, was jetzt in Chile 
geschieht ein offener Bürgerkrieg, wenn 
auch mit besonderem Charakter.

“Es ist kein klassischer Bürgerkrieg, 
denn nur eines der Lager ist bewaffnet 
und gewalttätig. Das andere hat entweder 
nicht an die Möglichkeit eines solchen 
Krieges geglaubt, oder es hat nicht die 
Zeit gehabt sich dafür vorzubereiten, oder 
aber es konnte sich nicht organisieren, um 
den Gegnern wirksamen Widerstand ent­
gegenzusetzen. Dennoch gibt es den Bür­
gerkrieg. Ein Bürgerkrieg, der von den 
ehemaligen Bevorrechteten gewollt wird, 
die plötzlich darüber erschrocken sind 
und die der Gedanke wütend machte, ihre 
Vorrechte und ihre Macht zu verlieren ...” 
(Ch. Rudel).

Allerdings, ohne ihnen diese Macht und 
diese Vorrechte zu nehmen, lassen sich in 
Chile die bitter notwendigen sozialen Re­
formen nicht durchführen. Das gilt für die 
Zukunft noch mehr als Für die Vergangen­
heit.
Jakob Moneta
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PAPADOPOULOS E R U T T  
DAS SC H IC K SA LD IEM S.

Mit einer blutigen Verzweiflungstat ver­
suchte Papadopoulos mit der Niederknüp- 
pelung der Studenten sein durch und 
durch korruptes Regime zu retten. Aber 
nicht nur die Weltmeinung richtete sich 
daraufhin gegen ihn, auch die Armee ver­
sagte ihm die Gefolgschaft und noch 
schlimmer, diejenigen, die ihn 1967 intro- 
nisiert hatten; die USA und ihr Geheim­
dienst wandten sich von ihm ab. Sie sorg­
ten für eine schnelle Änderung der poli­
tischen Szene. Georgios Papadopoulos 
ereilte das gleiche Schicksal wie eine andere 
amerikanische Marionette zehn Jahre zu­
vor, wie Diem in Südvietnam.

In den frühen Morgenstunden des 25. 
November montierten der USA-Geheim- 
dienst CIA und dessen Werkzeuge in Grie­
chenland einen perfekten Coup im Stil des 
“glorreichen” 21. April 1967. Panzer be­
setzten wieder das Zentrum Athens. Papa­
dopoulos, seine Clique und deren Werk­
zeug, der korrupte Kleinpolitiker Marke- 
zinis, wurden im Schlaf überrascht und 
verhaftet. So verwirklichte sich die Prophe­
zeiung, daß die Studenten Griechenlands 
den Abgang Papadopoulos’ vorbereiten 
würden, wie ihre französischen Kommili­
tonen im Mai 1968 jenen De Gaulles ein­
leiteten.

Ein neue Scheinfigur, der Armeekorps­
kommandant General Phaedon Gisikis, 
militärischer Gouverneur der Region 
Athen während mehrerer Jahre der Mili- 
tärdikatatur, unmittelbarer Verantwort­
licher für die Militärgerichte und die Mili­
tärpolizei, übernahm das Amt des “Präsi­
denten der Hellenischen Republik” . Das 
neue Staatsoberhaupt, das mehrere Jahre 
militärische Akademien in USA besuchte, 
versicherte in einer sinnleeren Radio- und 
Fernsehansprache, daß die Armee wieder 
in Erfüllung ihrer “nationalen Pflicht” ge­
handelt habe, um das Vaterland vor dem 
korrupten Regime von Papadopoulos zu 
retten und die durch die neueste "Libera­
lisierung” gefährdeten Ziele der “nationa- 
Revolution vom 21. April 1967” zu sichern. 
Das Zeichen dieser “Revolution”, der aus 
seiner Asche wiedergeborene Phoenix und 
der Soldat mit aufgepflanztem Bajonett, 
erschien wieder. Das Kriegsrecht, die Zen­
sur, der Terror, die Militärgerichte, die 
blinde nationalistische Propaganda wur­
den wieder eingeführt. Jedem, der sich 
dem Militärregime nicht beugen wollte, 
drohte die Zerschlagung. Wer mit der 
neuen Regierung unzufrieden wäre, hät­
te unverzüglich das Land zu verlassen. 
Gisikis versicherte dem Volk, daß die Ar­
mee den Willen und die nötigen materi-
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eilen Mittel habe, um ihr Ziel zu erreichen; 
die “nationale Revolution” , das heißt das 
Terrorregime, würde bestehen, solange es 
nötig wäre!

Dem neuen Staatspräsidenten unter­
steht -  gemäß der von Papadopoulos ein­
geführten Verfassung, die noch immer in 
Kraft ist -  der Ministerpräsident A. An- 
droutsopulos, ein USA-Staatsangehöri- 
ger griechischer Abstammung, der von der 
CIA kurz vor dem Militärputsch vom 
21. April 1967 nach Griechenland entsandt 
worden war, und der an allen Militärregie­
rungen als Innenminister teilnahm; durch 
den neuen Putsch wurde er zum Minister­
präsidenten promoviert. Zum ersten Mal 
in der Geschichte dieses unglücklichen 
Landes wird ein Bürger eines fremden Staa­
tes dessen Regierungschef. Die früheren 
«Puissances Protectrices» Griechenlands 
waren diskreter.

Allen Indizien nach ist der General Gi­
sikis nur eine scheinbare Machtfigur. Hin­
ter ihm stehen die wirklichen Machtha­
ber; mittlere Offiziere der von den USA 
kontrollierten Geheimdienste und Schlüs­
seleinheiten der Armee wie der Informa­
tionsdienst (KYP), die Militärpolizei, der 
Übermittlungsdienst, die Panzer- und 
Kommandoeinheiten der Gegend von 
Athen usw.

Während der sechseinhalb Jahre der Mi­
litärdiktatur erhielt die kleine, aber harte 
Truppe der Militärpolizei eine außerordent­
liche Bedeutung für die Verfolgung aller 
aufrichtigen Griechen und für die Unter­
drückung jeglicher oppositionellen Bewe­
gung. Der grausamen Folterung unzähli­
ger Widerstandskämpfer, Studenten und 
demokratisch gesinnten Soldaten und 
Offiziere wegen ist sie der meistgefürchte- 
te Dienst in Griechenland geworden. Die 
Schilderungen jener Patrioten, die wochen- 
oder gar monatelang im Hauptquatier der 
ESA, der Militärpolizei, ‘verhört’ wurden, 
sind aufschlußreich genug. Manche von 
diesen „verhörten” Personen wurden mit 
dauernden Lähmungen freigelassen. An 
der Spitze dieses gefährlichen Terrordien­
stes sehr ein fanatischer Chauvinist und 
Folterspezialist: der 53jährige Brigadege­
neral Dimitrios Ioannidis, der seine klei­
ne aber grausam wirksame Truppe mit 
eiserner Hand führt. Seine faschistischen 
Anhänger haben sich derart in den ver­
schiedenen Afmeeeinheiten infiltiriert, 
daß Papadopoulos selbst ihm zum Opfer 
gefallen ist. Ioannidis hat seine Militär­
polizei zu einer Art “Staat im Staat” 
gemacht, die nach eigener Initiative Mas­
senverhaftungen vornimmt, alle Bürger

terrorisiert und Befehle aller Art erläßt.
Der wichtigste Mitarbeiter von Ioanni­

dis, der Kommandant der Militärpolizei 
der Region Athen, Theophilojannakos, ein 
gefährlicher Folterer, scheute sich auch 
nicht, vor zwei Jahren das Internationale 
Komitee vom Roten Kreuz als ein Instru­
ment des Kommunismus zu bezeichnen 
und dessen Delegierten in Griechenland, 
den Schweizer De Hauteville, der sich um 
das Schicksal der von der Militärpolizei 
verhafteten Personen kümmerte, zu ohr­
feigen. Die neue Junta, die als 100 pro- 
zentig USA-freundlich gilt, promovierte 
nach der Machtergreifung verschiedene a  
bekannte Folterer der Zivil- und der M *  
litärpolizei zu Kommandanten wichtiger 
Armeeeinheiten oder zu Chefs der Poli­
zeien der größeren Städte; so übernahm 
zum Beispiel vor kurzem der im Europa­
rat mehrmals als gefährlicher Folterer de­
nunzierte Vassilios Lambrou die Direktion 
der Polizei von Athen.

Nach dem vollen Scheitern von Papado- 
poulus, das griechische Volk irrezuführen 
und es in einem pseudoparlamentarischen 
Willkürregime zu versklaven, versuchen 
nun die harten Männer der Militärpolizei 
mit nacktem Terror des Landes Herren zu 
bleiben, ihre „nationale Revolution” zu 
verewigen und die strategischen, wirt­
schaftlichen und politischen Interessen 
der USA in diesem Teil des östlichen Mit­
telmeeres zu schützen.

Während in vielen Ländern das 25. J iA  
biläum der Erklärung der M enschenrecl^  
gefeiert wird und während die “Amnensty 
International” zu einem weltweiten Feld­
zug gegen die Folter aufruft, wird die ein­
stige Wiege der Demokratie, Griechenland, 
dank den Intrigen der USA, von eine 
Clique wahnsinniger Folterer regiert.

Da der Widerstandswille aller vaterlän­
disch gesinnten Griechen, abgesehen von 
politischer Orientierung, und die Empö­
rung der Weltmeinung über die Gescheh­
nisse in diesem Land mit jedem Tag wach­
sen, besteht immer die Gefahr einer für 
die USA ungünstige Wandlung, weshalb 
diese Macht, sich für ein starkes griechi­
sches Regime mit pseudodemokratischer 
Fassade bemüht. Eine „geeignete parlame- 
tarische Lösung” sollte als Ventil gegen die 
Gefahr einer demokratischen und antiim­
perialistischen Explosion dienen. Eine von 
den meistgeprüften möglichen Lösungen 
ist die Wiedereinsetzung des ehemaligen 
Ministerpräsidenten der Zeit des “weißen 
Terrors” , Konstantin Karamanlis.
S. Petroulas



»Carrero ist tot!1
“Carrero ist tot” — diese Nachricht konnte 
unter der großen Mehrheit der Spanier im 
In- und Ausland kaum große Trauer aus­
gelöst haben. Denn der Bombenanschlag 
der ETA tötete mit dem spanischen Re­
gierungschef Carrero Blanco zugleich den 
meist gefürchteten, meistgehaßten und 
reaktionärsten Repräsentanten des spani­
schen Faschismus. Die Bombe explodier­
te wenige Minuten von Beginn eines auf­
sehenerregenden Prozesses gegen neun 
spanische Arbeiterführer und einen Prie­
ster, die angeklagt waren, Streiks (die in 
Spanien verboten sind) organisiert zu ha- 
toa. Dieser Prozeß Nr. 1001 ist nur eines 
V r  vielen Zeugnissen der Verfolgung spa­
nischer Oppositioneller, die einen derarti­
gen Umfang erreicht hat, daß sich — wollte 
man sie dokumentieren — ganze Bibliothe­
ken füllen ließen.

Bekanntester und durchsetzungsfällig­
ster Exponent des spanischen Faschismus 
ist seit 1936 der Caudillo Francisco Fran­
co y Bahamonde. Er regiert Spanien seit 
dem Bürgerkrieg, in dem die spanischen 
Faschisten, unterstützt von Hitler und Mus­
solini, die gewählte Regierung nach jahre­
langen Kämpfen vertrieb, mit eiserner 
Faust. Aber Franco, 80, ist physisch fast 
tot, ein seniler Greis, Parkinsonsche Krank­
heit, nahezu unzurechnungsfähig. Bislang 
freilich konnte es ihm mit Unterstützung 
Carrero Blancos gelingen, die verschiedenen 
am Regime interessierten doch zugleich 
Sonderinteressen verfolgenden Gruppie-

fgen zusammenzuhalten. Sobald Fran- 
tot ist, soll Juan Carlos König werden. 
Von ihm wird erwartet, daß er einen libe­

raleren Kurs einschlagen, schrittweise die i 
Verfassung ändern und einige demokrati- ! 
sehe Rechte einführen wird. Um aber den 
Francismus über seinen Tod hinaus zu ret­
ten, hat Franco beschlossen, daß Carrero 
Blanco noch fünf Jahre nach seinem Tode 
Ministerpräsident unter Juan Carlos blei­
ben müsse.

Carrero Blanco war ein Faschist alter 
Bürgerkriegschule, der seit vierzig Jahren 
nichts verlernt und nichts dazugelernt hat, 
verantwortlich für viele tausend politische 
Gefangene, für brutale Foltermethoden in 
spanischen Gefängnisse, für Erschießun­
gen bei Streiks, totale Zensur von Presse, 
Film und Radio, die Verfolgung nationa­
ler Minderheiten und für das ungestörte 
Treiben der neuen National-Sozialisti­
schen Partei Spaniens (PENS).

Die spanische Szenerie ist gekennzeich­
net durch eine Regierung, die abhängig 
vom Großkapital und durch und durch 
korrumpiert ist, eine Streitmacht, die als

williges Instrument Francos gegen jeden 
Aufstand von Arbeitern, Bauern, Fischern 
oder Studenten einsetzbar ist und einen 
gewaltigen, verhältnismäßig gut bezahlten 
Polizeiapparat mit der Brigada Social (po­
litische Polizei) und der berüchtigten Guar­
dia Civil — etwa 100.000 Mann.

Der spanische Staat, der die gesellschaft­
lichen Widersprüche mittels faschistischer 
Diktatur zu unterdrücken versucht, hat 
damit zugleich auch den Rahmen geschaf­
fen, in dem sich ein Prozeß kapitalistischer 
Akkumulation und Konzentration voll­
ziehen konnte, der in der spanischen Ge­
schichte nicht seines Gleichen hatte. Über­
all entstehen neue Industrien, Firmen mit 
spanischen Namen und Zweigbetriebe aller 
großen Auslandskonzerne. Die Industria­
lisierung breitet sich von den traditionel­
len Zentren im Norden immer weiter nach 
Süden aus.

Das freilich war nicht immer so. Im 
19. Jahrhundert war Spanien ein stark 
vom Feudalismus geprägtes Land. Fast 
70 % des Bodens befanden sich im Besitz 
des Landadels und der kathoüschen Kir­
che. Großgrundbesitzer und Kirche ver­
fügten über zahlreiche Privilegien. In den 
Städten verhinderten Zünfte und Gilden 
die Entwicklung der Industrie. Es bildete 
sich lediglich in den Hafenstädten ein Han­
delsbürgertum heraus.

Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahr­
hunderts begann ein zögernder Industria­

lisierungsprozeß, der die für unterentwik- 
kelte Länder charakteristischen Strukturen 
hervorbrachte: Spanien wurde zum Roh­
stofflieferanten. Ausländisches Kapital in­
vestierte im Bergbau, in die Eisenbahn und 
die Wasserversorgung. Der Staat verlegt sich 
auf Infrastrukturvorhaben und begünstigte 
die Oligarchie, vor allem jedoch ausländi­
sches Kapital durch umfangreiche Subven­
tionen. Nach und nach wurde einheimi­
sches Kapital gebildet und in Industriepro­
jekte angelegt. 1920 war über die Hälfte 
der spanischen Schwerindustrie in auslän­
dischen Händen. Als die USA mit Kapital­
exporten begannen, engagierten sie sich 
vorwiegend in staatlich geförderten Sek­
toren.

In den ersten Jahrzehnten des 20. Jahr­
hunderts vollzog sich ein relativ fortschritt­
licher Entwicklungsprozeß, der aber durch 
den Bürgerkrieg für weitere 20 Jahre un­
terbrochen wurde.

Noch in den fünfziger Jahren war die 
spanische Wirtschaft durch breite Volksar­
mut und eine anhaltende Stagnation ge­
kennzeichnet. Die Industrie war veraltet, 
die Landwirtschaft mittelalterlich. Spanien 
war politisch und ökonomisch isoliert. 
Dennoch vollzogen sich sukzessive Verän­
derungen der Wirtschaftsstruktur. Schließ­
lich kurbelte die Regierung nach faschisti­
schem Muster die Wirtschaft an und schuf 
das Instituto Nacional de Industria. Diese 
Staatsholding finanzierte Industrieanlagen,
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die für privates Kapital zu unrentabel wa­
ren. Die Regierung erließ zahlreiche Schutz­
gesetze für die spanische Industrie, die, ge­
schützt durch ein System protektionisti­
scher Außenzölle, zu wachsen begann. Die 
INI ging mehr und mehr Kooperation mit 
dem Ausland ein und gründete z.B. mit 
FIAT die spanische Automobilindustrie, 
SEAT. Das Bankkapital erhielt größere Pri­
vilegien und wurde stärker: schon um 1940 
bis 1950 erhöhten die fünf größten Ban­
ken ihre Profite um das siebenfache, von 
1950 bis 1960 erneut um über 300 %. Sie 
übernahmen in dieser Zeit fast alle kleine­
ren Geldinstitute, so daß sie bald das ge­
samte Kreditsystem und die Finanzierung 
der Industrie unter ihre Konstrolle gebracht 
hatten. Seither bilden die Bank-Manager 
die herrschende Oligarchie des Landes, die 
Großgrundbesitzer verloren ökonomisch 
und politisch an Macht.

Die Kapitalbildung wurde lange Zeit 
durch eine ungezügelte Inflation behindert. 
Mit dem Beitritt Spaniens zur OEEC wurde 
1959 ein Stabilisierungsprogramm gestar­
tet, das die Währungsverhältnisse und die 
Finanzierungspolitik neu organisierte. Die 
Peseta wurde konvertibcl. Die Freiheit des 
Privatkapitals wurde nicht eingeschränkt.

Nachdem die Nationalindustrie dem 
Finanzkapital das Feld überlassen hatte 
entwickelte sich aus der alten Ständestaats- 
idcologic nach und nach ein halbwegs mo­
derner, aber noch schwächlicher Kapitalis­
mus. Es begann die Zeit der Technokraten, 
die dem spanischen Kapital eine entfaltete 
Konsumgesellschaft und den Weg nach Eu­
ropa ebnen wollten. Der Faschismus wurde 
nicht beseitigt. Um das Image des Regi­
mes zu verbessern und um Francos Nach­
folge in Frieden und Ordnung, in Überein­
stimmung mit den Notwendigkeiten des 
spanischen Kapitalismus zu lösen wurden 
eine Reihe von Reformen im politischen 
Überbau angegangen, die unter der Bezeich­
nung “ Liberalisierung” schon schüchtern 
eingeleitet wurden. Die Technokraten wur­
den repräsentiert durch das Opus Dei, das 
1964 erstmals beherrschenden Einfluß in 
der Regierung erlangte, eine spanische Ge- 
hcimgesellschaft, die unter dem Mantel 
weltfremder Askese unersättlichen Profit­
hunger verbirgt und eng mit dem Bank- 
und Industriekapital zusammenarbeitet.
Eine enge Verbindung mit dem internatio­
nalen besonders dem europäischen Kapi­
talismus wurde angestrebt. Seit 1960 wur­
de immer mehr ausländisches Kapital in 
Spanien investiert. Damals gab cs auslän­
dische Beteiligungen in Höhe von insge­
samt 3 Milliarden DM. 1970 bereits hat­

ten die USA 700 Millionen Dollar in Spa­
nien investiert. An zweiter Stelle folgt mit 
kurzem Abstand die BRD. Ausländische 
Investitionen erfolgten wesentlich in der 
Chemischen Industrie, in der Elektro- 
und Lebensmittelindustrie, im Transport­
wesen, in der Metallverarbeitung, im Ma­
schinenbau und in Handelsfirmen. Sic 
konzentrieren sich damit auf die wirt­
schaftlich aktivsten Sektoren mit den 
größten Expansionsmöglichkeiten. Inzwi­
schen ist beispiclweise die Schiffbauindu­
strie, in der vor allem englische Reeder in­
vestierten, nach der japanischen die zweit­
größte der Welt.

Spanien ist ein Niedriglohnland, d.h. 
billige Arbeitskräfte sind reichlich vorhan­
den. Niedrige Löhne und Streikverbot er­
möglichen die volle Transferierung der Pro­
fite ins Ausland.

Das inländische Großkapital wird wie 
das ausländische durch das politische Sy­
stem geschützt, gleichzeitig aber auch beengt. 
Seine Vertreter sitzen in der Regierung und 
streben einen EWG-Bcitritt langfristig an, 
da es zur Zeit ohne Zollmauern der mäch- ' 
tigen EWG-Konkurrenz noch nicht stand­
halten kann. Andere Unternehmergruppen, 
die sich unter dem Schutz des Regimes be­
reits so weit stärken konnten, daß sie jetzt 
Für die weitere Expansion größerer ökono­
mischer Bewegungsfreiheit bedürfen, befür­
worten einen sofortigen EWG-Anschluß. 
Zwei Faktoren kamen den Technokraten 
besonders zugute: der Arbeitskräftemangel 
in den übrigen europäischen Ländern und 
der Massentourismus. Mehr als eineinhalb 
Millionen Spanier arbeiten im europäischen 
Ausland. Viele Arbeiter emigrieren illegal.
Die Arbeitsemigranten, hauptsächlich unge­
lernte Arbeiter ländlicher Herkunft, hätten 
in Spanien selbst keine Beschäftigung fin­
den können. Die Devisen, die sic nach Hau­
se schicken, betrugen schon 1970 allein 
470 Millionen Dollar. Sie sind eine stetige 
Hilfe für die kapitalistische Entwicklung.
Der jährliche Fremdenstrom an die Küsten 
bringt weitere Milliarden Devisen ins Land, 
mit denen Spanien jährlich seine Handels­
defizite abdecken kann. Diese Devisenzu­
flüsse sind die wesentlichsten Stabilisatoren 
der Wirtschaft und damit des Regimes, 
eines Regimes, das keine Mühe und Kosten 
scheut, die politischen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, das Spanien in- und aus­
ländischen Kapitalisten als Niedriglohnland 
erhalten bleibt.

Die Kämpfe der Arbeiter und Studenten 
haben seit 1968 an Tiefe gewonnen. Die 
Forderungen der Arbeiter, die in Arbeiter-, 
Stadtteilkommissionen und Fabrikkomi­

tees organisiert sind, sprengten mehr und 
mehr den ökonomischen und gewerkschaft­
lichen Rahmen und artikulierten sich in 
gewaltsamen Demonstrationen. Zugleich 
sah sich der spanische Staat einer militan­
ten Studentenbewegung konfrontiert, die 
in jedem Augenblick ihre antikapitalisti­
schen Ziele und ihre Solidarität mit den 
Arbeitern ausdrückte. Hinzu kam, daß die 
radikalisicrten Ziele und Kampfformen der 
autonomistischen Bewegung der Basken 
den Repressionsapparat in Schwierigkeiten 
stürzte. Obwohl der spanische Staat mehr­
fach zum Mittel des Ausnahmezustandes 
griff, entwickelten die revolutionären B ^  
wegungen in Euzkadi (Baskenland) u n d ^ r1 
Katalonien unerwartete Aktivität. Damals 
wurde der ETA (Euzkadi Ta Askatasuna: 
Baskenland und Freiheit) der Tod des be­
rüchtigten Polizeikommissars und Folter­
spezialisten Manzans angelastet( was nie be­
wiesen werden konnte, nicht einmal im 
Burgos-Prozeß). In ganz Spanien wurde ver­
mutet, daß Regime habe einen Vorwand 
für den Ausnahmezustand gesucht. Während 
des Burgos-Prozesses erzwang die ETA 
durch Entführung des deutschen Wahlkon­
suls Bcihl die Umwandlung der Todesurtei­
le gegen sechs baskische Revolutionäre in 
langjährige Freiheitsstrafen. Ein Jahr später 
entführte ein Kommando ihres militärischen 
Fliiges den Industriellen Zabala, der kurz 
zuvor 183 streikende Arbeiter entlassen 
hatte. Die ETA ließ Zabala erst frei, nach­
dem die Wiedereinstcllung der Arbeiter, 
Lohnerhöhungen, Zahlung des Lohnaus^^ 
falls während des Streiks (ein Präzedenz­
fall, weil Streiks illegal sind) versprochen 
worden war.

Die damals erhobene Forderung nach 
Bildung frei gewählter Arbeitcrkommitecs 
hatte mehr propagandistischen Wert, auch 
sie sind illegal. Die ETA intensivierte seit­
her ihre Aktivitäten (politische Aufklärung, 
Unterstützung bei Streiks) in den Fabriken. 
Das jüngste Attentat aufCarrero Blanco 
ist nicht so sehr als Sch lag gegen den Zen­
tralismus von Madrid, sondern vielmehr 
als einer gegen die Repression in ganz Spa­
nien zu werten.

Der Franquismus erhält aus dem Aus­
land nicht nur finanzielle und propagan­
distische Schützenhilfe. Die USA unterhal­
ten in Spanien drei wichtige Stützpunkte, 
sie schicken Berater, die die politische Po­
lizei und das Militär auf Vordermann brin­
gen. Sie schlossen selbst ein Abkommen, das 
ihnen ein militärisches Eingreifen erlaubt, 
sobald Regierung und System durch einen 
Aufstand des Volkes in Gefahr gerät.
Brigitte Heinrich
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